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Abb. 2. Oberſchleſiſche Heimſtätte: Siedlung Hindenburg Süd, Blick auf die Rückſeiten der Häuſer. 
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Abb. 3. Oberſchleſiſche Heimſtätte: Siedlung Gleiwitz Süd. 


Abb. 4. Oberſchleſiſche Heimſtätte: Siedlung Hindenburg Süd, Blick in die „Runde Straße“ 


Abb. 5. Oberſchleſiſche Heimſtätte: Schupoſiedlung Gleiwitz. 
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Dezentraliſation. 
Entwicklung des deutſchen Volles in Stadt und Land von 1871—1910") ` 
Im Jahre | Geſamtzahl Der Großſtädte über 400000 E. Zahl aller Stadtbewohner Zahl der Landbewohner 


abſolut 


| prozentual abfolut | prozentual 


die doch zum mindeſten durch Unterlaſſung plan- 
mäßiger Beſiedlung der deutſchen Oſtmarken be⸗ 
günſtigt worden iſt, hat die führenden Köpfe im 
Staate bisher noch nicht dazu veranlaßt, Wandel 
zu ſchaffen. 

Die Verteilung der Hauszinsſteuer⸗Mittel zur 
Förderung des Wohnungsbaues im Jahre 1924 
mußte aber geradezu als Herausforderung zu 
ſchärfſter Zentraliſaton wirken, reichte doch das 
Aufkommen mancher Landkreiſe, darunter auch 
ſolcher mit ſtark induſtriellem Einſchlag, in un⸗ 
mittelbarer Nähe der Grenzen häufig kaum zur 
Finanzierung von 20—30 Wohnungen aus! 

Da im gegenwärtigen Augenblick die bedeu⸗ 
tungsvolle Frage zur Entſcheidung ſteht, wie in 
dieſem Baujahre die öffentlichen Beihilfen zur 
Förderung des Kleinwohnungsbaues verteilt 
uns, dringende 
Pflicht zu ſein, die breite Maſſe unſeres Volkes, 
insbeſondere aber ihre berufenen Vertreter in den 
Parlamenten auf den Ernſt der Stunde hin⸗ 
zuweiſen und aufzufordern, durch kraftvolles Ein⸗ 


% d. Geſamtbev. 


werden ſollen, ſo erſcheint es 


: 1,9 Millionen 
1871 40,8 Mill. 
(8 Städte) 
1880 45,2 „ 3,3 Millionen 22 


(14 Städte) 


9,1 Millionen 
(33 Städte) 


11,5 Millionen 
(41 Städte) 


1905 | 60,6 „ 


13,5 Millionen 
(47 Städte) 


Sozialreformer, Wohnungshygienifer, Städte- 
bauer und Verkehrstechniker der Kulturländer find 
ſeit geraumer Zeit zu der Erkenntnis gelangt, daß 
die fortſchreitende Abwanderung der Menſchen 
aus dem flachen Lande und ihre weitere 
Zuſammenballung auf beſchränktem Raume in 
den Großſtädten zum kulturellen Verfall der 
Völker führen muß. Für die Völker, die noch 
daran glauben, mehr als nur Sklaven einer 
widerſtandslos von ihnen hinzunehmenden Ent⸗ 
wicklung zu ſein, iſt die logiſche Folge aus 
ſolcher Feſtſtellung, mit allen zu Gebote ſtehenden 
Mitteln danach zu ſtreben, dieſen Erkrankungs⸗ 
erſcheinungen des Volkskörpers ein Ende zu be⸗ 
reiten und planmäßig auf eine geſunde Verteilung 
der Bevölkerung, insbeſondere der in der Induſtrie 
tätigen Schichten, auf dem flachen Lande hin⸗ 
zuwirken. 

In Wort und Schrift ſind ſolche Gedanken 
häufig erörtert worden, praktiſch iſt ſo gut wie 
nichts geſchehen. Auch die Abtrennung deutſcher 
Grenzgebiete auf Grund des Verſailler Vertrages, 


1910 649 „ 20,5 


*) Wir entnehmen dieje Tabelle einem Vortrage von Herrn Dr. Köbiſch, Obernigk. 


zinsſteuer-Aufkommens, der bisher für andere 
als Wohnungsbauzwecke verausgabt wurde, plan- 
mäßig zur Verſtärkung der Anſiedlung auf dem 
flachen Lande verwendet wird. 

Um unſere Leſer über die Bedeutung der 
Dezentraliſation aufzuklären, geben wir im 
folgenden mit liebenswürdiger Genehmigung 
der „Frankfurter Zeitung“ den Ausführungen 
einiger Städtebauer von internationalem Rufe 
Platz, da immer wieder verſucht wird, die von uns 
geförderten Beſtrebungen als lokale Anſchauun⸗ 
gen ohne Allgemeingeltung hinzuſtellen. 

Schriftleitnug. 
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treten für eine ſolche Verteilung der ſtaatlichen 
Baudarlehn einzutreten, wie ſie nicht nur dem 
Wohle eines Teiles der Bevölkerung, ſondern in 
erſter Linie dem Gedeihen des Staates, als 


Ganzes betrachtet, förderlich ijt. Dies kann ge- 


ſchehen, dadurch, daß entweder die aufkommenden 
Mittel nicht mehr wie bisher willkürlich am Orte 
des Aufkommens verausgabt, ſondern nach 
einem Schlüſſel verteilt werden, der den wirt- 
ſchaftlichen und wohnungspolitiſchen Bedürfniſſen 
des flachen Landes und der kleineren Städte mehr 
als bisher gerecht wird, oder aber, indem wenig- 
ſtens ein nennenswerter Teil der 7/12 des Haus⸗ 


Die Kriſe. 


Von Dr. Raymond Un win (London), Chef-Arehitekt des engliſchen Geſundheits miniſteriums und 
Leiter des Inſtituts für Städteplanung. 


Dichtigkeit der Bevölkerung und der Pe- 
bauung, die auf die niedrigen Häuſer und 
das Überwiegen von Einfamilienhäuſern zurück⸗ 
zuführen iſt, alles dies zuſammen ermög⸗ 
lichte es den acht Millionen der Stadt London, 
bis zum Ausbruch des Krieges in einer ver⸗ 
hältnismäßig geringen Überfüllung zu leben. 
Die geſunde Dezentralijations- Be 
wegung kam indeſſen dann zum Stillſtand und 
macht fich exit jetzt nach zehn Jahren wieder geltend. 
Die wachſende Dichtigkeit der Bevölkerung in den 
zentralen Gegenden, die darin und in der all⸗ 
gemeinen Knappheit an neuen Wohnungen ihre 
Urſache hat, zuſammen mit der intenſiveren Be- 
bauung der Geſchäftsviertel und der raſchen Ein⸗ 
führung der Autos, haben eine unvorhergeſehene 
und alarmierende Verkehrsſtockung herbeigeführt. 

In Europa ift indeſſen das Verkehrs- 
problem bisher zurückgetreten hinter anderen 
Sorgen, die mit dem Krieg und ſeinen Nach⸗ 
wirkungen zuſammenhingen. Dieſe Sorgen haben 
uns aber erkennen laſſen, in welchem Maße das 
Leben in einer Großſtadt abhängt von dem 
ſicheren Funktionieren eines bis ins 
kleinſte ausgearbeiteten Syſtems der Ve T- 
jorgung und öffentlicher Ein rich⸗ 
tungen, deren Zuſammenbruch an irgend 
einer Stelle Verwirrungen und Gefahren im Ge- 
folge hat, denen wir als einzelne machtlos gegen- 
über ſtehen. Wir fangen an zu begreifen, wie 
abhängig wir alle von unſeren Mitbürgern ſind, 
wie notwendig es iſt, daß jeder die ihm zugeteilte 
Aufgabe in der komplizierten Organiſation er⸗ 
fülle, wenn die ganze ſorgfältig durchgearbeitete 
Maſchinerie in Gang gehalten werden ſoll. 
Schafft nun aber auch die Großſtadt ſelbſt alle die 
Bedingungen, die ihre Bürger fähig und geneigt 
machen, ihre ſtändig wachſenden, ſchwierigen 


zii jedem induſtrialiſierten Lande verurſacht die 
moderne Großſtadt ernſte Sorge. Ihre Ent⸗ 
wicklung in der gegenwärtigen Weiſe nähert ſich 
in raſender Geſchwindigkeit einem toten Punkte, 
einer gewiſſer Blutüberfüllung. Vielleicht 
iſt das i mit dem heftigſten Stoß in den 
Städten der Vereinigten Staaten erfolgt. Dort 
hatte man in der Vergangenheit die Bevolferungs- 
anhäufungen weniger kontrolliert, und infolge- 
deſſen konnten dort die äußerſten Grenzen der 
Übervölkerung ſowohl nach der horizontalen wie 
der vertikalen Richtung vollſtändiger erforſcht 
werden, und die Bedingungen, die es ermöglichen, 
daß zehn Menſchen in einem Raum leben und ſich 
bewegen, der normalerweiſe nur für einen ein- 
zigen als genügend betrachtet wird, eindringlicher 
ausgeſchöpft werden als anderswo. In Deutſch⸗ 
land iſt der Anſtoß weniger plötzlich gekommen, 
weil die Städte darauf vorbereitet waren, einmal 
durch eine dreißig- bis vierzigjährige Bevölke⸗ 
rungspolitik, ferner durch die praktiſchen Er- 
fahrungen des Städtebaus und ſchließlich, weil 
die wirtſchaftlichen Bedingungen der Nachkriegs⸗ 
zeit, die in mancher Beziehung ſo verwüſtend 
waren, den Städten wenigſtens das ungehemmte 
Eindringen des Autos erſparen, das die ameri⸗ 
kaniſchen Städte inzwiſchen geradezu überfallen 


at. 
London iſt z. Zt. voll hineingetaucht in den 
Kampf mit dieſer Flut von Autos. Von Monat 
u Monat wächſt die Verſtopfung der 
Straßen zuſehends, während die Bewegungs⸗ 


geſchwindigkeit merklich niedriger wird. Die un⸗ 


gewöhnlichen Erleichterungen für einen ſtrahlen⸗ 
förmigen Verkehr, die bemerkenswerte Dezentrali⸗ 
jation der Bevölkerung, welche für die letzten 
25 Jahre vor dem Kriege bezeichnend waren, 
und vor allem die verhältnismäßig geringe 
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einer ſchweren Kongeſtion. Die Koſten 
der Lebenshaltung ſteigen ſtändig. Wie iſt dieſes 
Rätſel zu löſen? Die praktiſchen Heilmittel 
mögen in zwei Sätzen zuſammengefaßt werden: 
1. Beſſere Verteilung der Bevölke⸗ 
rung auf die einzelnen Teile der 
Stadt, und 2. Größere Bodenſtändig⸗ 
keit des Volkslebens in dieſen 
Teilen. Wenn die Stadt das Heim einer 
wirklichen Gemeinſchaft ſein ſoll, ſo muß ſie 
folgende charakteriſtiſchen Eigenſchaften haben: 
Definitive Form, Beziehungen zwiſchen ihren 
Teilen, Begrenzung der Größe, bis zu 
welcher ſie als geſundes, einzelnes Gemeinweſen 
wachſen ſollte. Wenn die ihr geſetzte Größe er⸗ 
reicht iſt, ſoll die ſtädtiſche Gemeinde ſich wie 
andere Organismen ausdehnen, nicht durch Auf⸗ 
blähung ihres eigenen Körpers, ſondern indem 
ſie Mutter neuer Organismen wird, 
ihr ähnlich nach Form und Vollſtändigkeit. 
Solche Tochtergemeinden oder Trabanten⸗ 
fû D te, wie wir fie nennen möchten, würden den 
Vorzug einer friſchen Individualität haben und 
größere Entwicklungsmöglichkeiten. 

Beſtehenden Städten darf nicht erlaubt 
werden, durch endloſe Anſätze an ihrer ganzen 
Peripherie zu wachſen, ſondern nur durch Hinzu⸗ 
nahme neuer, endgültig geplanter „Trabanten⸗ 
ſtädte“, abgeteilt und umgrenzt durch Gürtel 
offenen Geländes, von denen eine jede ſo 
weit wie möglich in beſtimmte Grenzen zu halten 


und mit allen Erleichterungen für Induſtrie, 


lokalen Handel, Erholung und Kultur auszuſtatten 
ſein würde. In ſolchen beſtimmt umgrenzten Ein⸗ 
heiten würde das tägliche Leben der Bevölkerung 
die Tendenz haben, bodenſtändig zu werden, 
während die Bewohner von ihrer zentralen 
Mutterſtadt nur für ſolche Funktionen abhängig 
wären, die ihrer Natur nach zentraliſiert ſein 
müſſen, und nur für dieſe Zwecke würden ſie Ver⸗ 
kehrserleichterungen verlangen. Vergleicht man 
das Leben in einer kleinen Stadt, welche zufällig 
ganz in der Nähe einer der modernen Großſtädte 
liegt, mit dem Leben in den Vorſtädten der Groß⸗ 
ſtadt, ſo wird man überraſcht ſein, bis zu welchem 
Maße das Leben in ſo einer kleinen Stadt lokali⸗ 
ſiert iſt und wie verhältnismäßig gering die Ge⸗ 
legenheiten ſind, die Beſuche in der nahegelegenen 
Hauptſtadt verlangen. Und wie kontraſtiert damit 
das ſtändige Hin⸗ und Herfahren in der ganzen 
Stadt herum, das für den Bewohner der Vorſtadt 
charakteriſtiſch iſt. Tatſächlich ſind dieſe Leute, 
ihre Familien und ihre Lieferanten den ganzen 
Tag hindurch unterwegs und auf die verſchieden⸗ 
artigſten Transportmittel angewieſen, um nicht 
allzuviel Zeit auf die weiten Wege zu verlieren. 
Eben dieſe nicht lokaliſierte Vorſtadtbevölkerung 
iſt es, die am meiſten zu der Verkehrsverſtopfung 


Dienſtpflichten dauernd zu erfüllen? Unſere 
Ziviliſation hat es in hervorragender Weiſe ver⸗ 
ſtanden, einen komplizierten Apparat auf⸗ 
zurichten, der erſt eine ſo ungeheuere Zuſammen⸗ 
ballung der Bevölkerung in den Städten ermög⸗ 
lichte. Hat ſich aber dieſe Ziviliſation in gleicher 
Weiſe fähig erwieſen, dieſe gewaltige Maſſe zur 
wirklichen menſchlichen Gemein⸗ 
ſchaft zu geſtalten? Es iſt offenbar höchſt un⸗ 
klug für ein Gemeinweſen, nach und nach die 
Anforderungen, die es an Charakter und Fähig⸗ 
keit ſeiner Bürger ſtellt, zu ſteigern und zuzu⸗ 
laſſen, daß ſein eigenes Daſein mehr und mehr 
von einem jeden abhängig werde, der in gleicher 
Weiſe dieſe Forderungen erwidert, ohne daß 
gleichzeitig das Gemeinweſen jedem dieſer ſeiner 
Bürger einen vernünftigen Platz zum Leben 
ſichert und ihm genügende Gelegenheit bietet, 
ſeine Fähigkeiten und die Lauterkeit der Ge⸗ 
ſinnung zu entwickeln, von denen das Ganze 
abhängt. 

Man hat es einigermaßen aus dem Auge ver⸗ 
loren, wie notwendig es für das bürgerliche Leben 
iſt, daß es ſich auf dem Fundament eines guten 
Lebens aufbaue. Das iſt uns wieder deutlich 
geworden durch die Erfahrungen bei der ſonſt ſo 
ganz anders gearteten Organiſation großer 
Armeen, Erfahrungen, die wir während der 
letzten zehn Jahre alle genügend am eigenen 
Leibe geſpürt haben. Die Exiſtenz einer Armee 
hängt davon ab, daß ſie ſich auf jedes ihrer 
Glieder verlaſſen kann, auf welchem Platz es auch 
ſtehen möge, was auch immer von ihm verlangt 
werde. Keine andere Organiſation iſt darauf be⸗ 


dacht, für jeden einzelnen zu ſorgen, ihn zu ver⸗ 


pflegen, ihn zu kleiden, ihn zu trainieren, ihn zu 
unterhalten, jedem iſt ſein beſtimmter Platz zu⸗ 
gewieſen. Es ſoll damit nicht geſagt ſein, daß die 
militäriſche Organiſation etwa Vorbild für das 
zivile Leben ſein könne, aber die Städte können 
nicht ruhig weiter wachſen als unorganiſierte 
Maſſe, die ſich ungeſtüm nach dem Zentrum der 


größten Anziehung hin zuſammendrängt. Durch 
dieſe Zuſammendrängung wird 
nichts gewonnen. Wir müſſen eine 


Organiſationsform finden, die jedem einzelnen 
einen Platz, und den Familien, auf welchen ſich 
das Gemeinweſen aufbaut, einen angemeſſenen 
Lebensraum für Arbeit, Spiel und Kultur⸗ 
bedürfniſſe ſichert. 

Das Problem, das die Großſtadt darſtellt, 
iſt alſo dieſes: Während die Maſſen der Bevölke⸗ 
rung ſich zuſamendrängen in dem vergeblichen 
Bemühen, einen dauernden Raum zum Leben zu 
finden, während der Verkehr zunimmt bei dem 
gleichermaßen vergeblichen Verſuch, die ſich 
drängende Maſſe aufzunehmen und von dem 
Drucke zu erlöſen, nähert ſich die Stadt der Kriſis 


werden, die wirklich notwendig ijt, einſchließlich 
der ungehemmten Verbindung der „Trabanten⸗ 
ſtädte“ untereinander. 

Die Zerlegung großer Menſchenanhäufungen 
in Einheiten, die in ſich abgegrenzt und richtig 
organiſiert find, wird eine wohltätige Rid- 
wirkung auf das ſoziale Leben des Gemeinweſens 
haben; es wird Form und rechte Beziehung geben 
dem, was jetzt chaotiſch iſt. 
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beiträgt, die ſchon ſchlimm genug ijt infolge der 
zweckloſen in- und Herbewegung von Gütern 
und Menſchen, die wieder darauf zurückzuführen 
iſt, daß ſo viele Gebäude der Stadt an falſcher 
Stelle oder in falſchen Beziehungen zueinander 
ſtehen. Iſt einmal durch eine beſſere Verteilung 
der Bevölkerung und eine größere Lokaliſierung 
ihres Lebens der zweckloſe Verkehr reduziert, ſo 
kann auch beſſer für die Zirkulation geſorgt 


Das verſchwenderiſche Gebilde. 
Von Eduard A. Filene (Boſton). 


Lebenskraft genommen hat. In den ſchönen 
Berggegenden, an den dahinfließenden Strömen 
haben die kleinen Städte ihr beſtes Menſchen⸗ 
material an die Großſtadt geben müſſen; ſie be⸗ 
ſitzen keine lebenserhaltenden Induſtrien, da die 
Großſtadt dieſe an ſich gezogen hat. Wo das 
Leben erfreulich iſt, zu leben und zu arbeiten, 
friſten wir unſer Daſein. Der Menſch iſt nicht 
für die Großſtädte gemacht worden. Die Groß⸗ 
jtadt ijt lediglich der rohe Ausdruck ſeines halben 
Verſtändniſſes gegenüber den Dingen der In⸗ 
duſtrie. Die Großſtadtmillionen ſind geradezu 
die Opfer ihrer Unfruchtbarkeit. Die Fabrikanten 
hatten bisher unter der Täuſchung geſtanden, daß 
alle ihre Arbeit an ein und derſelben Stelle ver⸗ 
richtet und pilzartig am Urſprungsort entwickelt 
werden müſſe. 

Wir kommen einer geſünderen induſtriellen 
Entwicklung näher, die eine geſündere und glück— 
lichere Lebensform herbeiführen wird. Die 
Dezentraliſation unſerer großen Bevölke⸗ 
rungszentren ſteht bevor, da wir in eine Periode 
größerer induſtrieller Tüchtigkeit eintreten. Ich 
nenne dieſe Entwicklung die zweite Induſtrie⸗ 
revolution. Das Werkzeug dieſer Revolution 
wird die Großproduktion ſein, groß genug, um 
Arbeitserſparniſſe herbeizuführen und die großen 
Vergeudungen in der Induſtrie verſchwinden zu 
laſſen, die, wie ſich erwieſen hat, in Amerika der 
Hälfte der Koſten der Produktion gleichkommen. 
Die erſte Erſparnis der Maſſenproduktion wird 
in der neuen Induſtrieperiode die Normaliſierung 
ſein. Normaliſierte Maſſenproduktion wird durch 
Dezentraliſation der Induſtrie 
weitere Erſparniſſe herbeiführen. Es wird nicht 
länger notwendig ſein, alle Teile einer großen 
Induſtrie am Orte der leitenden Stelle unterzu- 
bringen. 

In Amerika zeigt uns Henry Ford, 
welche Entwicklung die Dinge nehmen werden. 
Ford hat bereits Maſſenproduktion und Normali- 
ſierung herbeigeführt. Er beherrſcht jedes einzelne 
Glied in der Kette der Produktion und Verteilung 
ſeines berühmten Erzeugniſſes, des Ford-Auto- 


Der Verfaſſer iſt dem deutſchen Publikum bekannt 
als Stifter eines Friedenspreiſes und durch ſeine Be⸗ 
tätigung im Hilfsweſen für Deutſchland. Er iſt eine 
führende Geſtalt des amerikaniſchen Handels. 
po allen Unvollkommenheiten des modernen 

Lebens ift die Unvollkommenheit der Grok- 
ſtadt die größte. Unſere zu groß gewordenen 
Städte bedeuten eine Verſchwendung von Zeit, 
Geſundheit, Transportmitteln, Baumaterial, 
Heizſtoff und Kraft, von Schönheit und der Hälfte 
der Freuden des normalen Lebens. Unſere Städte 
haben mit ihren Vorſtädten oft einen Radius von 
dreißig Meilen. Die Arbeiter müſſen oft ein 
Viertel ihrer Arbeitszeit auf dem Wege von und 
nach ihren Arbeitsſtätten verbringen. Die Bee 
völkerung lebt und arbeitet in ſo gedrängten Ver⸗ 
hältniſſen, daß Luft und Licht den Geſundheits⸗ 
erforderniſſen nicht genügen. 


Man zahlt ungeheure Mieten und Steuern 


für unzureichende Gebäude, die für die zu 
leiſtende Arbeit nicht halb ſo bequem ſind, wie 
viel billigere Stätten auf dem Lande. Sogar am 
Tage werden noch ungeheure Mengen von Kraft 
für künſtliche Beleuchtung vergeudet, weil unſere 
Gebäude fo eng beieinander ſtehen, um Sonnen- 
ſchein frei hineinzulaſſen. Transportmittel 
werden in einer Großſtadt infolge der gedrängten 
Verkehrsverhältniſſe ungeheuerlich verſchwendet. 


In der Produktion und in der Verteilung wird 


in der Großſtadt jeder Schritt durch die träge 
Maſſe des rieſigen Organismus verlangſamt. Ein 
großer Teil unſerer Energie und unſerer Hilfs⸗ 
mittel wird in der Großſtadt lediglich für Die 


Probleme der Überwindung der gedrängten 
Lebensweiſe verbraucht. Wir leben und arbeiten 
in einem Zuſtand der Zuſammendrängung. 


Unſere Großſtädte ſind zu groß geworden, als daß 
wir ſie noch als ſoziale Einheiten verwalten 
könnten. 

Die Verſchwendung der Großſtadt macht ſich 
nicht allein in ihr ſelber, ſondern auch in den 
Kleinſtädten und Dörfern fühlbar, die in wunder⸗ 
voller Umgebung gelegen, verkommen und zer⸗ 
fallen, weil ihnen die gierige Großſtadt ihre 
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Wenn alle unſere Induſtrien erft einmal 
„verfordet“ fein werden, d. h., wenn wir erſt 
einmal die neue Leiſtung der Maſſenproduktion 


erreicht haben werden, dann werden wir es 
unſerer großen Induſtriebevölkerung möglich 


machen, in der Nähe ihrer Arbeitsſtätten, aber 
doch in der freien Luft zu wohnen. Das Leben 
wird dann einfacher und geſünder, die Arbeit 
leiſtungsfähiger und der Koſtenaufwand be⸗ 
deutend ſparſamer ſein. 


mobils. Er hat gefunden, daß die Zentraliſierung 
der Produktion nicht allein unnötig, ſondern auch 
verſchwenderiſch iſt. Alle Teile ſeiner Maſchinen 
werden nach einem einheitlichen Muſter gemacht. 
Er kann ſeine Fabriken, die die verſchiedenen 
Maſchinenteile herſtellen, an diejenigen Orte 
legen, wo ihre Unterhaltung am billigſten iſt. So 
verſtreut er ſie den Flüſſen entlang, mitten unter 
den Farmen, wo ſie den Farmern und ihren 
no die Möglichkeit zur Nebenbeſchäftigung 
ieten. 


Sort mit der Riefenftadt? 
Von Dr.⸗Ing. Otto Blum, Prof. der Verkehrswiſſenſchaft a. d. Techniſchen Hochſchule (Hannover). 


Rechenſchaft ablegen, daß wir nicht in der Lage 
ſind, Schnellbahnen von nennenswerter Aus⸗ 
dehnung zu ſchaffen (eine Ausnahme bildet die be⸗ 
ſonderen Verkehrszwecken dienende Städtebahn 
Köln — Dortmund); und über diefe Erkenntnis 
dürfen wir uns auch mit noch ſo ſchönen Redens⸗ 
arten und noch jo ſchönen (aber faljchen! !) Be- 
rechnungen nicht hinwegtäuſchen laſſen. Wir 
müſſen vielmehr erkennen und bekennen, daß hier 
eine techniſche Unmöglichkeit vorliegt, 
mögen auch Laien noch ſo viel davon faſeln, daß 
der Technik nichts unmöglich wäre. 

Zur Unmöglichkeit wirklich ausreichender Ver⸗ 
kehrsmittel für den Stadt⸗ und Vorortverkehr 
kommt noch hinzu, daß auch der Fern De I 
kehr, namentlich ſein wichtigſter Teil, nämlich 
der Güterverkehr, von einer gewiſſen 
Stadtgröße ab ſehr verteuert wird, weil eine große 
Zahl von Verſchiebebahnhöfen, Rangierſtationen 
und Güterbahnhöfen erforderlich wird, die wieder 
viele teure Überführungsfahrten erfordern; — das 
iſt ein Problem, das bisher im Schrifttum faſt 
nirgendwo behandelt worden iſt. Und nun noch 
der Kraftwagen verkehr der Rieſenſtädte! 
Hier können wir ja noch nicht einmal ahnen, was 
er uns für Koſten bereiten wird für all die 
„Doppelſtraßen“, „ſchienenfreien Kreuzungen“, 
„Autodämme“, „Durchbrüche“ und „Verkehrs⸗ 
plätze“, von denen die Laien ebenfalls ſo begeiſtert 
ſchreiben, ohne ſich von den finanziellen Aus⸗ 
wirkungen irgend welche Rechenſchaft zu geben. 

Wenn wir alſo vor techniſch-wirtſchaftlichen 
Unmöglichkeiten ſtehen, bleibt uns nichts anderes 
übrig, als die Rieſenſtadt als ſolche zu 
bekämpfen. Und dieſer Kampf iſt ausſichts⸗ 
reich, denn die Rieſenſtadt iſt ein großes 
Übel, aber kein notwendiges. Es 
iſt nämlich ein Märchen, wenn geſagt wird, 
das ſtändige weitere Auswachſen der Städte 
ſei eine notwendige Folge der induſtriellen 
und der „modernen“ Verkehrsentwicklung, „Welt⸗ 
verkehr“ und „Weltwirtſchaft“ erforderten die 


ll das Jammern und Wehklagen über die 

furchtbaren Schäden, die von den übergroßen 
Städten ausgehen, wird die „Kulturnationen“ 
vor dem „Untergang des Abendlandes“ nicht be⸗ 
wahren, wenn wir uns nicht über zwei Punkte 
klar werden: über die Größe, von der ab die Ge- 
fahren beſonders ſtark werden, und über die Über⸗ 
flüſſigkeit der „Rieſenſtädte“. 

Nach der Größe (Bevölkerungsmenge), der 
wirtſchaftlichen Struktur, den ſozialen Verhält⸗ 
niſſen, den Anforderungen an Verkehr, Frei⸗ 
flächen und Wohnungen kann man unterſcheiden: 
Siedlungen des platten Landes bis 8000, Klein⸗ 
ſtädte 8—20 000, Mittelſtädte 20—100 000, 
Großſtädte 100—600 000, Rieſenſtädte über 
600 000 Einwohner. Die ſozialen Ge⸗ 
fahren wachſen mit der Größe, 
ſie laſſen ſich aber — bei rechtzeitiger Vorſorge! 
— ſelbſt bei Größen bis zu 600 000 noch mit 
verhältnismäßig einfachen und billigen Mitteln 
bekämpfen. Es laſſen ſich dann die erforderlichen 
Freiflächen noch ſchaffen und erhalten, und 
namentlich kommt man für den Stadtverkehr mit 
den einfachen und billigen Straßenbahnen 
und Omnibuslinien aus. Wenn aber die Zahl 
von 6 bis 700000 weſentlich überſchritten 
wird, wird das Erhalten und Schaffen der Frei⸗ 
flächen (in wirklich ausreichender Größe und 
richtiger Anordnung) ſehr ſchwierig; vor allem 
aber müſſen neben den genannten billigen 
Verkehrsmitteln die Schnellbahnen einen 
großen Teil des Verkehrs übernehmen, nament⸗ 
lich den Verkehr mit den Vororten und 
„Trabantenſtädten“, die ja möglichſt weit draußen 
liegen und möglichſt locker gebaut ſein ſollen. 
Schnellbahnen ſind aber unſinnig teure 
Anlagen; ſie ſind als Hochbahnen fünfzehn⸗ 
mal, als Tiefbahnen dreißigmal ſo teuer wie 
Straßenbahnen! Kein Wunder, daß ſich auch in 
den reichen Zeiten vor dem Krieg die meiſten 
Schnellbahnen nicht rentiert haben. Nun aber, 
da wir ſo verarmt ſind, müſſen wir uns darüber 
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und Binnenverfehrsmitteln und damit von 
Menſchen; aber Häfen wie Bremen, Rotterdam, 
Antwerpen, Liverpool, Marſeille beweiſen doch, 
daß es auch ohne die Million geht. c 

Allen übrigen Verkehrsmitteln, namentlich 
den Binnenwaſſerſtraßen und in 
ſtärkſtem Maß den Eiſen bahnen, wohnt 
aber — im Gegenſatz zu dem gedankenloſen Ge- 
ſchwätz — eine große dezentraliſierende 
Kraft inne. Die Eiſenbahn arbeitet mit Trans⸗ 
portgefäßen von 15, 20, auch 40 Tonnen, ſie kann 
Berge erklettern und Sümpfe durchqueren, ſie 
kann ſich bis ins Kleinſte veräſteln, der Güter⸗ 
bahnhof für die Mittelſtadt braucht dem der 
Millionenſtadt in techniſcher Ausgeſtaltung nicht 
nachzuſtehen. Wenn aber trotzdem die Lokomotive 
Rieſenſtädte geſchaffen hat, ſo widerſpricht das 
ihrer Natur; nicht die „natürliche Entwicklung“ 
hat die „Waſſerköpfe“ geſchaffen, ſondern ſie ſind 
wider die Natur künſtlich hochgezüchtet worden, 
indem unwiſſende Staatsmänner den Verkehr 
(Eiſenbahnpolitik) dazu mißbraucht haben, um 
einen Punkt auf Koſten des ganzen Landes im 
Bau der Linien, dem Fahrplan der Schnellzüge 
und den Tarifen zu begünſtigen. 

Für die Eiſenbahn gibt es irgendwo auf 
Erden einen Punkt, der zur Millionenſtadt reif 
wäre, einfach deswegen nicht, weil es für die 
Eiſenbahn überhaupt keinen verkehrsgeographiſch 
ausgezeichneten „Punkt“ gibt. Es handelt ſich 
dabei immer um einen kleinen Raum, und 
zwar um eine Bucht oder ein Ban d. So aus⸗ 
gezeichnete „Punkte“ wie Köln, Leipzig und 
Frankfurt ſind keine Punkte; ſondern es ſind 
Buchten, in denen nicht ein, ſondern mehrere 
Knotenpunkte entſtehen. 
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„Weltſtadt“, die Weltſtadt fei der höchſte Ausdruck 
der „Weltkultur“, und wie all die Phraſen der 
vom Amerikanismus berauſchten „Anbeter der 
großen Zahl“ lauten. Dieſem Geſchwätz gegen⸗ 
über, das mindeſtens kindlich, manchmal aber 
auch lügenhaft iſt, ſei feſtgeſtellt: Es gibt nur zwei 
Kraftquellen, aus denen heraus die modernen 
Rieſenſtädte fic) entwickelt haben, die (Groh) 
Induſtrie und der Verkehr. 

Nun aber beweiſt die Entwicklung der 
wichtigſten Induſtriebecken, daß hier vielfach keine 
Rieſenſtädte entſtanden ſind; ſelbſt die größte 
induſtrielle Städtegründerin, die Kohle, „be- 
gnügt“ ſich mit Großſtädten von noch erträglicher 
Größe, und all die anderen ſtädtegründenden 
Bodenſchätze (Salze, Heilquellen, Erze) ſind noch 
beſcheidener. Dies iſt auch ganz natürlich, denn 
die Natur hat ihre Gaben nirgendwo auf einen 
Punkt konzentriert, ſondern überall auf be⸗ 
ſtimmte „geologiſche Bänder“ verteilt; das Natür⸗ 
liche iſt alſo nicht die eine Rieſenſtadt, ſondern 
die Reihe (oder mehrfache Reihe) von Groß⸗ 
und Mittelſtädten, wie etwa im Ruhrbezirk. 

Bleibt der Verkehr! Es ſcheint der Haupt⸗ 
beruf des modernen Verkehrs zu ſein, daß er 
jedem Schwätzer als Stütze für ſeine kühnen Be⸗ 
hauptungen dienen muß. Zweifellos iſt der Ver⸗ 
kehr der ſtärkſte Städtegründer. Er hat 
nicht nur die größten, ſondern auch die dauer⸗ 
hafteſten Städte geſchaffen. Es iſt damit aber 
noch lange nicht bewieſen, daß der „moderne“ 
Verkehr gewiſſe Städte ins Rieſenhafte anwachſen 
laſſen müßte. Im geſamten Verkehr gibt es 
überhaupt nur eine „rieſenhafte“ Erſcheinung, 
den großen Überjeedampfer; er erfordert 
tatſächlich für ſeine Hauptſtützpunkte, die Welt⸗ 
häfen, eine ſtarke Konzentration von Handel 


Auflockerung der Städte. 


Von Stadtbaurat a. D. Bruno Taut (Berlin). 


fahrenen Straßenkreuzung Berlins immer nur 
noch ein Kinderſpiel gegen das bald Kommende 
iſt; denn in Deutſchland hat heute erſt jeder 
400. Menſch ein Auto, in Kalifornien aber 
ſchon jeder dritte. 

Dieſe Perſpektive lenkt das Augenmerk vor⸗ 
wiegend, für das Publikum ausſchließlich, auf die 
Frage des Autoverkehrs. Trotzdem dieſe Frage 
nur ein Teil des ganzen Fragenkomplexes iſt, 
bleibt ſchon hier die Behandlung am Einzelnen 
haften, anſtatt konſequent an die möglichſt grund⸗ 
ſätzliche Aufhebung aller Straßen⸗ 
kreuzungen in gleichem Niveau durch Ü b e r- 
und Unterführungen zu denken und aus 
der Lehre der amerikaniſchen und engliſchen 
Großſtädte die weitergehende und ſelbſtverſtänd⸗ 


8 welche ſich nicht bloß mit Gegen: 
wartsreformen und »verſchönerungen beſchäf— 
tigten, ſondern in Vorahnung des Kommenden die 
Vorausſetzungen für eine neue Zukunft ſchaffen 
wollten, haben hon lange durchgreifende Ver- 
änderungen unſerer heutigen Stadtanlagen und 
Siedlungsmethoden ausgearbeitet. Erſt heute be⸗ 
ginnt aber die Frage nach der Exiſtenz⸗ 
berechtigung der Großſtadtform 
dringlich und volkstümlich zu werden. Die 
augenblicklichen Verkehrsſchmerzen in Berlin 
führten zu der großartigen Schöpfung von Raſen⸗ 
flächen mitten auf dem Potsdamer Platz, deren 
Betreten vom Schutzmann höflich, aber nachdrück⸗ 
lich, unterſagt wird. Dies iſt ein Zeichen dafür, 
daß ſelbſt die Verkehrsnot an der am meiſten be- 


5 e i m 7 


© 765 TEE" s 


Die zermürbenden Wirkungen der Großſtadt 
auf die Pſyche ſind bekannt; ihre ſchlimmen Aus⸗ 
wirkungen auf das Land jedoch weniger. Sein 
geiſtiges Leben iſt wie von einem Blutegel aus⸗ 
geſaugt worden, und die Verkümmerung des 
Bauern iſt eine Folge der Verkümmerung des 
Städters. Doch auch hier arbeitet die Materie 
raſcher als unſer Denken. Der Boden ver⸗ 
langt wieder ſeine Rechte, ehe wir uns 
deſſen bewußt werden. Bereits zu Ende des 
vorigen Jahrhunderts hat Kropotkin die un⸗ 
mittelbare Verbindung der Stadt mit dem Lande, 
der Fabrik mit dem Dorf, der Induſtrie mit der 
Großlandwirtſchaft als unausweichliche Forderung 
nachgewieſen. (Die Konſequenzen daraus habe 
ich unter Zuſammenſtellung der betreffenden 
Literatur in meinem Buche „Die Auflöſung der 
Städte“, Folkwang⸗Verlag, heute Georg Müller, 
1920, gezogen.) Und heute formuliert Henry 
Ford aus rein betriebstechniſchen Gründen die⸗ 
ſelbe Forderung der Dezentraliſation der In⸗ 
duſtrie, der wechſelſeitigen Beſchäftigung des 
Fabrikarbeiters in der Landwirtſchaft unter Zer⸗ 
legung des Induſtrievorganges in kleine Teil⸗ 
abſchnitte, das heißt kleine Einzelbetriebe. 

Das Beſtreben der Induſtrie zur Anſied⸗ 
lung in der weiteren Peripherie der 
Städte ſetzte ſchon lange vor dem Kriege ein; doch 
geſchah es ohne Erkenntnis der von der Materie 
beſtimmten Erforderniſſe. Mietskaſernenviertel 
für die Arbeiterwohnungen wurden bei dieſen 
Betrieben gebaut, wegen der nahen Lage zur 
Stadt ſchloſſen ſie ſich an deren Wachstum an und 
vergrößerten fo nur die kompakte Stadtmaſſe. 
Doch ſetzt ſich auch in Deutſchland in einzelnen 
Fällen die Kropotkin⸗Fordſche Forderung durch, 
z. B. in Betriebsgütern der Siemens⸗Schuckert⸗ 
werke, Hirſchwerke u. dgl. Die Einzeleinſichten 
von induſtriellen Intelligenzen berühren die 
Frage der Großſtadt noch wenig. Bei uns wird 
die Kataſtrophe des heutigen Städtebeſtandes vor⸗ 
wiegend nur literariſch genommen. Henry 
Ford dagegen — um ihn nochmals zu er⸗ 
wähnen — drückt ſich als Amerikaner mit klotziger 
Deutlichkeit aus: Die moderne Stadt iſt ver⸗ 
ſchwenderiſch geweſen, ſie iſt heute bankrott 
und wird morgen aufhören zu ſein.“ Die eigent⸗ 
lichen Städtebauer vom Fach haben nunmehr 
auf dem Internationalen Städtebaukongreß in 
Amſterdam 1924 die Forderung des 
„Regionalplans“ aufgeſtellt, das heißt 
eines Planes, der über das eigentliche Stadtgebiet 
hinausgreift, und die weitſichtige Aufteilung 
großer Landſtrecken rings um die Städte vorſieht. 
Eine wichtige deutſche Leiſtung auf dieſem Gebiet 
iſt der Nutzungsplan, das heißt der Plan 
für die Verteilung der verſchiedenen Benutzungs⸗ 
flächen (Wälder, Landwirtſchaft, Siedlungen, 
Bergbau, Induſtrie, Verkehrsbänder uſw.), 


liche Konſequenz zu ziehen. Die Liebe für den 
alten „Städtebau“ verhindert die eigentliche 
ſtädtebauliche Neuſchaffung, und doch wird die 
akademiſche Lehre der „Raumbildung“, der 
Bildung von Platzwandungen u. dgl. weichen 
müſſen dem dynamiſchen Gedanken, der ent⸗ 
ſprechend dem Zuge des Verkehrs an Über⸗ und 
Unterführungen, Verſchiebung der Höhenlagen, 
langen durchlaufenden Linien, kurz: an der Be⸗ 
wegung ſeine Freude hat. In dieſem Falle 
ſind die Gedanken langſamer als die Sachen, die 
ſich hart im „Raume“ ſtoßen. Die Materie wird 
aber mit elementarer Gewalt die neue Withetit 
erzwingen. 

Alle heutigen Verkehrsverbeſſerungen und 
Vorſchläge dafür (Durchbrüche, Entfernung der 
Straßenbahnen aus der City, Zuſammenfaſſung 
der Verkehrsinſtitute, neue Schnellbahnen uſw.) 
werden, nachdem ſie infolge der finanziellen 
Schwierigkeiten und auch aus anderen Gründen 
allzu langſam Tatſache geworden ſein werden, 
durch die Entwicklung ſchon am Tage ihrer Be⸗ 
triebseröffnung mit tödlicher Sicherheit überholt 
ſein, und zwar durch die hazardſpielmäßige un⸗ 
abläſſig weitergehende Zuſammenballung der 
Großſtädte, die die Engländer „haphazard 
development” nennen. Die Verkehrs yer 
beſſerungen können nur den beu < 
tigen Zuſtand jeweils für den Augenblick 
korrigieren und treiben damit, ohne es zu 
wollen, das Hazardſpiel auf die Spitze. Es muß 
endlich die Frage der Stadt und beſonders der 
Großſtadt im allgemeinwirtſchaftlichen, indu⸗ 
ſtriellen und ſiedlungstechniſchen Sinne gelöſt 
werden, das heißt abſeits jedes formalen Städte⸗ 
baus unter Schaffung der Formen, welche ſich 
dieſen Vorausſetzungen leicht und ſelbſtverſtänd⸗ 
lich anſchmiegen. 

port konzentrieren ſich alle Gedanken auf 
die Überwindung der Wohnungsnot, und in den 
Städten bemüht man ſich, eine möglichſt große 
Menge von neuen Wohnungen zu errichten. 
Selten aber gibt man ſich Rechenſchaft über die 
Auswirkung dieſer Bautätigkeit auf das Ge⸗ 
ſamtgefüge der Stadt, darüber, ob die 
Verkehrsüberlaſtung nicht zum Bruch des ganzen 
Verkehrsſyſtemes und des Syſtems der Ver- 
ſorgungsleitungen uſw. führen kann. Der Leer⸗ 
lauf der in der Großſtadt arbeitenden Menſchen, 
ihre unnütz verbrachte Zeit auf dem Wege von 
der Wohnung zur Arbeit ift heute ſchon un- 
geheuerlich; trotzdem aber immer wieder nur ein 
weiteres Zuſammenballen: „Nach uns die Sint⸗ 
flut“. Am draſtiſchſten iſt dieſer Fall in Wien, 
wo Tauſende neuer Wohnungen in ſechsſtöckigen 
Mietskaſernen und enger Bauweiſe errichtet 
werden (für das nächſte Jahr ſind 10 000 ge⸗ 
plant), dort, wo ohnehin jeder Verkehr mitten 
durch das Zentrum gehen muß. 
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zeug ermöglichte Überwindung der Entfernungen 
und demgemäß die planmäßige Ausſtreuung Der 
Wohngebiete im nahen Zuſammenhang mit den 
Arbeitsſtätten, das heißt mit einem Wort: die 
Auflockerung, ja Auflöſung der 
Städte. Was vor kurzer Zeit noch vielen als 
Utopie erſchien, wird heute Notwendigkeit und 
letztes Ventil an dem zum Platzen gefüllten 
Keſſel. Dann hebt die Ausſtreuung die Iſo⸗ 
lierung des Städters von den Nahrungsmitteln 
ebenſo auf, wie ſie die Iſolierung des Land⸗ 
bewohners von der geiſtigen Nahrung aufhebt. 
Das Problem iſt mit den vielfältigſten Fragen 
verflochten, die hier nur angedeutet werden 
können. Auf dem bisherigen Wege geht es nicht 
mehr weiter. 


8 See 


welchen der Ruhrſiedlungsverband aufgeſtellt hat. 
Gewiſſe Vorläufer auf dieſem Gebiet waren die 
vom Wohlfahrtsminiſterium verlangten Gene⸗ 
ralſiedlungspläne der Städte, die 
aber trotz der Verfügung des Miniſters vom 
Jahre 1920 nur felten ausgearbeitet worden find. 
Dieſe Arbeiten bedeuten eine wichtige Vor⸗ 
bereitung; ſie klären die Einſicht in die Lage, 
bleiben aber bei den heutigen Beziehungen der 
Behörden untereinander allzu leicht Papier. 
Deshalb wird von den Fachorganiſationen 
dringend ein Städtebaugeſetz gefordert, 
nach welchem die Zuſammenarbeit aller Be⸗ 
teiligten geregelt und zur Pflicht gemacht werden 
ſoll 


Man wird aber vor allem die veränderte 
Technik beachten müſſen, die durch das Einzelfahr- 


Die Aufgaben der provinziellen Wohnungsfürſorgegeſellſchaft m. b. h. 
für Oberſchleſien. 


Von Oberregierungs- und Baurat Wittler in Oppeln. 


deutſchen Volkes eintreten wird. Den Kämpfern, 
d. h. den Bauherren jede nur mögliche Hilfe an⸗ 
gedeihen zu laſſen und ſie zu leiten, das iſt die 
Aufgabe der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften. 

Die Wege zur Erfüllung dieſer Aufgabe ſind 
vielfach unbekannt. — Nicht nur einzelne Bau⸗ 
herren, auch viele Bauvereinigungen, ja ſelbſt 
Gemeinden und Gemeindeverbände ſchweben in 
völliger Unklarheit über das Weſen der ober⸗ 
ſchleſiſchen Wohnungsfürſorgegeſellſchaft. 

Die Tätigkeit bewegt ſich in verſchiedenen Rich⸗ 
tungen, immer mit dem gleichen Ziel, in arhi- 
tektoniſcher und wirtſchaftlicher Beziehung gut und 
zweckmäßig zu bauen. Die erſte Hauptaufgabe iſt 
die Entwurfsbearbeitung, die zweite die Finan- 
zierung der Bauten. 

Ich bemerke und betone ausdrücklich, daß kein 
Bauherr, weder Privatmann oder Baugenoſſen⸗ 
ſchaft, noch Gemeinde oder Landkreis, auch wenn 
er zur Durchführung ſeines Bauvorhabens die 
Gewährung von Hauszinsſteuerhypotheken oder 
anderer Beihilfen aus öffentlichen Mitteln erſtrebt, 
verpflichtet iſt oder gezwungen werden kann, ſich 
der Unterſtützung der Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 
ſchaft zu bedienen. Jede Behörde, die mit der Ver⸗ 
waltung öffentlicher Baubeihilfen betraut iſt, wird 
es begrüßen, wenn ihr die Bewilligungsanträge 
mit guten, brauchbaren Entwürfen vorgelegt 


werden, mögen ſie auch aus einer Quelle ſtammen, 


die der Geſellſchaft durchaus fernſteht. Ins⸗ 
beſondere werden die größeren Städte mit eigenen, 
ſachkundig vorgebildeten Baubeamten zumeiſt in 
der Lage ſein, die Durchführung der Wohnungs⸗ 
bauten in durchaus einwandfreier Weiſe ſelbſt in 


* Heft dieſer Zeitſchrift hat uns die Wohnungs⸗ 
fürſorgegeſellſchaft Proben ihrer Tätig- 
keit in Oberſchleſien gezeigt. Fürwahr, ſchöne 
Erfolge ernſter, mühevoller Arbeit im Kampfe 
gegen die größte Not unſeres Volkes, die 
Wohnungsnot. Aber dieſe Proben ſind erſt ein 
kleiner Teil von den Geſamtleiſtungen der Gefell- 
ſchaft. Wem nur irgendwie die Möglichkeit dazu 
geboten wird, der fahre einmal in Oberſchleſien 
herum, und er wird mit Genugtuung und Freude 
feſtſtellen, daß überall im Lande, ſei es rechts oder 
links der Oder, ſei es im Norden oder Süden der 
Provinz, am meiſten aber im eigentlichen, vom 
Wohnungselend am ſtärkſten betroffenen Induſtrie⸗ 
gebiet, Wohnhäuſer errichtet ſind. Größere und 
kleinere Einzel- und Gruppenbäuſer, ſtraßen⸗ 
bildende Reihenhäuſer, ja ganz neuen Ortſchaften 
und Stadtteilen ähnelnde Siedlungsanlagen geben 
ein beredtes Zeugnis von dem Wirken der 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaft, die bereits weit über 
2500 Wohnungen neu geſchaffen und vielen 
Familien ein Heim und damit Lebens- und 
Arbeitsfreude gegeben hat. 

So erfreulich nun das bisher Erſtandene auch 
ift, es bedeutet doch erft den Anfang einer Beſſe⸗ 
rung und iſt noch nicht viel mehr als der Tropfen 
am heißen Steine. Die Zahl der Wohnungs⸗ 
ſuchenden iſt durch die Zuwanderung der Flücht⸗ 
linge und Optanten aus den abgetretenen Ge⸗ 
bieten in ſtetem, erſchreckendem Wachſen begriffen, 
daß es ein Frevel am Volke wäre, wollte man in 
dem Ringen gegen die Wohnungsnot erlahmen 
und ſich der Einſicht verſchließen, daß ohne 
menſchenwürdiges Wohnen keine Erſtarkung des 
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fügung jtehen, die der kleinen Gemeinde fehlen. 
Sodann die zum Schaden des Baues oft ver⸗ 
nachläſſigte Frage des Lageplanes. Wie kann man 
allgemein von dem Bauhandwerker des Dorfes 
und von dem der Stadt — oder Kreistiefbau⸗ 
meiſter erwarten, daß er die Lage und Form 
des Bauplatzes, ſeine Oberflächenbildung, die 
Himmelsrichtung voll auszunutzen verſteht, die 
richtige Stellung des Hauſes im Wechſelverhältnis 
zu ſeiner Umgebung und ſeinen Nachbarhäuſern 
findet? Gerade dieſe überaus wichtige Seite des 
Wohnungsbaues macht häufig dem berufenſten 
Fachmann Schwierigkeiten. 

Bei der Grundrißbildung erfordert die Art der 
Zuſammenlegung der Räume, um zweckmäßige 
Benutzung und bequemen Verkehr zu erzielen, die 
paſſendſte Bemeſſung ihrer Größe und Form, die 
Berückſichtigung der Wärmewirtſchaft, der Waſſer⸗ 
und Witterungsverhältniſſe auch bei dem kleinſten 
Bauvorhaben die volle Überlegung eines er⸗ 
fahrenen Architekten, der die Wohn⸗ und Lebens⸗ 
bedürfniſſe eines Haushaltes genau kennt, die wirt⸗ 
ſchaftliche Seite nie aus dem Auge läßt und die 
baupolizeilichen Beſtimmungen beherrſcht. Gerade 
über dieſen Punkt geht der unkundige Entwurfs⸗ 
bearbeiter oft leichtfertig hinweg, die ſpätere Mus- 
merzung der Fehler oder gar Umarbeitung des 
Planes erfordert zum mindeſten viel Zeit, ſchnelle 
und ſachgemäße Erledigung aller Vorarbeiten iſt 
aber ſchon der halbe Erfolg. 

In der architektoniſchen Ausbildung der Häuſer 
muß alles überflüſſige Beiwerk und mißver⸗ 
ſtandener Zierat durchaus unterbleiben, weil es 
dem Charakter der mittleren und Kleinwohnung 
zuwiderläuft und unnötige Koſten verurſacht, die 
nicht tragbar ſind und unbedingt vermieden 
werden müſſen. Das klingt ſehr einfach und leicht, 
iſt aber tatſächlich ſehr ſchwierig. In der Be⸗ 
ſchränkung zeigt ſich der Meiſter, aber wie ſelten 
iſt ſolch ein Meiſter in den kleinen Städten und 
auf dem Lande, der nicht durch Überladung der 
Hausanſicht mit Erkerchen, Giebelchen und aler- 
hand Ornamenten ſeine architektoniſche Unfähig⸗ 
keit beweiſt, oder trotz aller Beſchränkung etwas 
wirklich Gutes zuſtande bringt. Einfachheit und 
Schlichtheit ſind nicht mit Unſchönheit verbunden, 
vielmehr ſetzt der befriedigende Zuſammenklang 
der einzelnen Bauteile, die Abwägung ihrer Größe 
und Formverhältniſſe, die Einpaſſung des ganzen 
Hauſes in ſeine Umgebung ein fein ausgebildetes 
äſthetiſches Empfinden und die künſtleriſche Be⸗ 
fähigung voraus, dies Empfinden zur Darſtellung 
zu bringen. Zur architektoniſchen Geſtaltung 
eines Hauſes gehört auch die Farbengebung, und 
wir müſſen der Wohnungsfürſorgegeſellſchaft in 
Oppeln es dankbar anerkennen, daß ſie in dieſer 
Beziehung Vorbildliches leiſtet und trotz aller An- 
feindungen auf dem eingeſchlagenen Wege weiter 
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die Hand zu nehmen. Auch dem Einzelbauherrn 
wird in ſolchen Orten häufig ein anerkannt 
tüchtiger, erfahrener Privatarchitekt mit gutem 
Ratſchlag zur Seite ſtehen können. Aber bezüglich 
der kleineren Ortſchaften und des flachen Landes 
unterſtreiche ich jedes Wort, das in dieſem Ju- 
ſammenhange Herr Bürgermeiſter Nohl aus 
Lennep gelegentlich der Mitgliederverſammlung 


des Reichsſtädtebundes in Bad Harzburg geſagt' 


hat. Seine Ausführungen ſind ſo treffend, daß ich 
ſie hier kurz wiederhole. (S. kommunale Rund⸗ 
ſchau Nr. 20 vom 15. Oktober 1924 — Seite 238.) 
„Ich halte es für diejenigen Städte, die nicht 
über geeignete Hochbaubeamte verfügen, für ſehr 
viel richtiger, daß ſie mindeſtens ihre Bau⸗ 
entwürfe durch die provinziellen Wohnungsbau⸗ 
geſellſchaften, die als ihr Spezialgebiet den 
Kleinwohnungsbau betreiben, überprüfen laſſen, 
um dieſe Entwürfe architektoniſch, wie auch rein 
räumlich beſtens zu geſtalten. Dieſer Hinweis 
gilt aber in gleichem Maße und vielleicht noch 
mehr für die Kreisbauämter. Ich hoffe, nie⸗ 
mandem zu nahe zu treten, wenn ich daran er⸗ 
innere, daß vielfach die Bauämter und vor allen 
Dingen die Kreisbauämter überhaupt nicht mit 
Hochbautechnikern beſetzt ſind, ſondern meiſt mit 
zweifellos ſehr tüchtigen Tiefbauern und Wieſen⸗ 
baumeiſtern. Wenn wir dieſe Tatſache feſt⸗ 
ſtellen, dann können wir ruhig zugeben, daß es 
beſſer iſt, die Bauentwürfe durch die Wohnungs⸗ 
baugeſellſchaften überprüfen oder ſogar auf⸗ 
ſtellen zu laſſen, als durch Kreis- und Stadtbau⸗ 
beamte, denen Fragen baukünſtleriſcher Art bis⸗ 
her ferngelegen haben. Gerade für den Klein⸗ 
wohnungsbau, der ja mit den ſparſamſten 
Mitteln betrieben werden muß, müſſen wir 
doppelten Wert darauf legen, daß dieſe Spar⸗ 
ſamkeit nicht zu einer Verſchandelung der Archi⸗ 
tektur führt. Denn wir bauen letzten Endes 
nicht nur für 1924 und die folgenden Jahre, 
ſondern für mehrere Generationen. Ich habe 
auf meinen Reiſen durch Deutſchland leider feſt⸗ 
ſtellen müſſen, daß recht viele Kleinwohnungen 
in den letzten Jahren gebaut worden ſind, bei 
denen ein ſachkundiger Architekt ſicherlich nicht 
an der Wiege geſtanden hat.“ 

Überlegen wir uns doch einmal, um die 
Richtigkeit dieſer Worte ganz würdigen zu können, 
welches die Hauptabſchnitte einer Bauausführung 
ſind. Zuerſt die Geländebeſchaffung, die Be⸗ 
urteilung ſeiner Geeignetheit, gegebenenfalls die 
Stellung des Antrages auf Enteignung; ſchon 
dieſes ſind Dinge, denen mancher Bautechniker, 
der nicht im praktiſchen Leben bereits große Er⸗ 
fahrungen geſammelt hat, hilflos gegenüberſteht, 
ganz abgeſehen davon, daß der Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaft auch Kräfte zur Löſung der rechtlichen 
Punkte in Enteignungsangelegenheiten zur Ber- 
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auch für ſolche Zwecke ſtädtebaulich gebildete 
Kräfte zur Hand, die ſich durch tüchtige Leiſtungen 
bereits bewährt haben. Es wird bei ſpäterer Ge⸗ 
legenheit ausführlicher auf dieſen Punkt zurück⸗ 
zukommen ſein, nur der Vollſtändigkeit halber 
möchte ich jetzt bemerken, daß eine Anzahl von 
Gemeinden, die ſich die Hinzuziehung eines nam⸗ 
haften Fachmannes von außerhalb der bedeutend 
höheren Koſten wegen nicht leiſten können, ſchon 
den Auftrag zur Ausarbeitung eines Bebauungs⸗ 
planes der Geſellſchaft erteilt hat. 

Die zweite große Aufgabe der provinziellen 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaft iſt die Finanzierung 
der Wohnhausbauten. Die Beihilfen aus öffent⸗ 
lichen Mitteln zum Wohnungsbau, in der Haupt⸗ 
ſache gering verzinsliche Hypotheken aus dem 
Hauszinsſteueraufkommen, werden den Bau- 
herren vom Magiſtrat, bezw. vom Kreisausſchuſſe 
gewährt. Einen Teil des ſtaatlichen Anteiles des 
Hauszinsſteueraufkommens kann jedoch auch die 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaft im Einverſtändnis 
mit den in Frage kommenden Kommunalbehörden 
zur unmittelbaren Verwaltung erhalten und die 
Hypotheken daraus vergeben. Dem Bauherrn 
ſteht es frei, den Antrag um Gewährung der 
Hypothek an ſeine Gemeindeverwaltung oder an 
die Wohnungsfürſorgegeſellſchaft zu richten, in 
beiden Fällen verbindet er mit dem Antrage den⸗ 
jenigen auf Übernahme der finanziellen Be⸗ 
treuung des Baues. Baut jemand ohne In⸗ 
anſpruchnahme öffentlicher Gelder, ſo liegt es 
ſelbſtverſtändlich in feiner Hand, ob er mit oder 
ohne Unterſtützung der Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 
ſchaft ſein Haus zu errichten gedenkt. Er wird auf 
die Hilfe verzichten, wenn ein allen Anforde- 
rungen gewachſener Architekt zur techniſchen 
Durchführung des Baues ihm zur Seite ſteht und 
ihm ſelbſt die Beſchaffung der Baugelder, ſei es 
aus eigenem Beſitz oder aus fremder Hand, mög⸗ 
lich iſt. In jedem anderen Falle iſt aber die Be⸗ 
antragung der wohnungsfürſorgegeſellſchaftlichen 
Mithilfe dringend zu empfehlen. 

Die Hauszinsſteuerhypothek allein reicht aber 
zur vollſtändigen Erbauung der Wohnung nicht 
aus. Auch wenn der Bauherr durch perſönliche 
Mitarbeit oder durch Gewinnung von Sand aus 
eigenem Grundſtück, Selbſtherſtellung von Steinen 
uſw. weſentlich zur Verminderung der Baukoſten 
beizutragen in der Lage iſt, ſo wird im all⸗ 
gemeinen doch noch ein bedeutender Betrag an den 
Geſamtherſtellungskoſten fehlen, den der Bauherr 
irgendwie aufbringen muß. So manche Bau⸗ 
genoſſenſchaft glaubt, wenn ſie den Beſchluß zum 
Bauen gefaßt und der Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 
ſchaft mitgeteilt habe, wäre die Sache für ſie er⸗ 
ledigt und die Genoſſenſchaftsmitglieder brauchten 
ſich nur in die von der Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 
ſchaft fertig hinzuſtellenden, hübſchen und behag⸗ 


geht. Es gilt dabei nicht grundſätzliche Gegner⸗ 
ſchaft, ſondern nur die Gewöhnung an die lange 
Zeit geſchauten, eintönig und langweilig wirken⸗ 
den Straßenbilder zu überwinden, denen in ihrer 
grauen Farbloſigkeit jegliche Freundlichkeit fehlt. 
Die Gegner der Farbe können keinen ſachlichen 
Grund für ihre Ablehnung angeben, ſondern 
ſpeiſen den Frager mit nichtsſagenden, wenn auch 
zum Teil ſcharfen Schlagworten, wie „unpaſſend“, 
„ſchreiend“, „verheerend“, ab. Ich bin überzeugt, 
je mehr farbenfrohe Muſter im Lande erſtehen, 
um ſo ſchneller werden ſich die Reihen der Gegner 
lichten, um ſo mehr werden ſie zur Schar der An⸗ 
hänger übertreten. Wie herzerfreuend ſind be⸗ 
ſonders in den Ortſchaften des Induſtriegebietes, 
am ſinnfälligſten vielleicht in Sosnitza, die 
glänzenden, in allen Farben prangenden Sied- 
lungshäuſer der Wohnungsfürſorgegeſellſchaft, 
wie ſchroff heben ſich die dicht daneben ſtehenden 
dunklen Backſteinkäſten mit Pappdach in ihrer 
troſtloſen Ode von ihnen ab. 

Sodann übernimmt die Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaft auf Wunſch des Bauherrn auch die 
Bauleitung und vertritt ſeine Intereſſen den 
Unternehmern gegenüber. Ihr Weſen gewähr⸗ 
leiſtet die einwandfreie, unparteiiſche und techniſch 
gute Durchführung der Arbeits- und Lieferungs⸗ 
vergebungen, der Kontrolle der Ausführung und 
der Abrechnung. Meines Erachtens kann daher 
dem Bauherrn der Entſchluß nicht ſchwer fallen, 
wem er die Herſtellung ſeines Bauvorhabens an⸗ 
zuvertrauen hat. 

Selbſtverſtändlich kann die Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaft die Bauunterlagen nicht koſtenlos 
liefern, die Bauleitung auch nicht ohne Vergütung 
übernehmen. Es würde eine Verkennung der 
Gemeinnützigkeit ſein, wenn der Bauherr nur 
fordern, jedoch keine Gegenleiſtung aufbringen 
wollte. Die Geſchäftsanteile der Geſellſchafter 
können und dürfen nicht zur Selbſterhaltung der 
Geſellſchaft verwendet werden; ſie würden ſchnell 
verbraucht und die Weiterarbeit der Geſellſchaft 
zum Wohle des Volkes und Landes unmöglich 
ſein. Die Gemeinnützigkeit beſteht aber darin, 
daß die Geſellſchaft nur die Selbſtkoſten nebſt 
einem geringen Sicherheitszuſchlag dem Bau⸗ 
herrn anrechnet und ſomit weſentlich billiger wird 


als der Unternehmer, der den Entwurf ſcheinbar 


zwar umſonſt liefert, den Wert feiner Arbeits- 
leiſtung in wirtſchaftlicher Notwendigkeit an 
anderer Stelle aber dennoch in Rechnung ſtellen 
muß. 

A dem Gebiete des Wohnungsbaues im 
weiteren Sinne gehört auch die Aufſtellung von 
ganzen Bebauungsplänen für Landgebiete, Ort⸗ 
ſchaften und Ortsteile. Es iſt dies zwar nicht eine 
Pflichtaufgabe der Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 
ſchaften, aber die oberſchleſiſche Geſellſchaft hat 
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unanfechtbaren Grundſatzes bemußt ſein: Erſt 
Geld, dann Bau! Woher aber ſollen die Bau⸗ 
herren das Reſtgeld nehmen? Eigene Mittel be⸗ 
ſitzt die Wohnungsfürſorgegeſellſchaft nicht, denn 
wollte ſie ihr Geſellſchaftskapital als Baugeld ver⸗ 
wenden, ſo würde ſie allenfalls einige hundert 
Wohnungen herſtellen können, aber dann am 
Ende ihrer Kraft und Daſeinsmöglichkeit an⸗ 
gelangt ſein. Die Kommunen können im all⸗ 
gemeinen keine Baugelder geben, da ſie ihre Ein⸗ 
kommen für eigene Zwecke benötigen, dürfen es 
auch ebenſo wenig tun, wie die Banken und Geld⸗ 
inſtitute, denn die Baugenoſſenſchaften haben keine 
Werte hinter ſich, durch welche ſie Sicherheit 
bieten könnten. Aus privater Hand ſchließlich 
Gelder zu bekommen, liegt kaum im Bereiche der 
aie die Zinſen würden auch unerſchwing⸗ 
ich ſein. 


Hier ſetzt nun die Tätigkeit, die Hauptaufgabe 
der Wohnungsfürſorgegeſellſchaft als Baugeldver⸗ 
mittlerin, ein. In Höhe ihres Geſellſchafts⸗ 
kapitals iſt ſie den Geldinſtituten kreditfähig und 
leiſtet ihnen ſichere Deckung für Summen, die ſie 
zu verhältnismäßig günſtigen Bedingungen er⸗ 
hält. Aus dieſen Anleihen gibt ſie dem Bauherrn 
Baugeld in Form von kurzfriſtigem, natürlich 
auch verzinslichem Zwiſchenkredit. Die Geſell⸗ 
ſchaft ſichert ſich dem Bauherrn gegenüber durch 
Pfändung des Bauplatzes und durch Eintragung 
einer Sicherungshypothek auf das Grundſtück, 
erforderlichen Falles kauft ſie auch ſelbſt das 
Grundſtück an. Iſt die Bauausführung genügend 
weit gediehen, ſo wird das Anweſen mit einer 
Hypothek in Höhe des Zwiſchenkredites belaſtet. 
Das Grundvermögen der Geſellſchaft erhöht ſich 
infolgedeſſen entſprechend und gibt di Möglichkeit 
zur Aufnahme des Zbwiſchenkredites für einen 
zweiten Wohnungsbau. Häufig wird auch der 
Bauherr inzwiſchen in die Lage verſetzt ſein, durch 
— gegebenenfalls ratenweiſe — Rückzahlung die 
Schuld abzuſtoßen: der Baukredit wird frei und 
die Arbeit des Geldes beginnt an weiteren Woh⸗ 
nungen von neuem. 


Hieraus geht klar und unabweislich hervor, 
daß die Wohnungsfürſorgegeſellſchaft nur dann 
den Wohnungsbau in großem Umfange zu 
fördern vermag, wenn ſie über ein bedeutendes 
Geſellſchaftskapital verfügt. Es iſt Sache und 
Pflicht aller Städte und Kreiſe und überhaupt 
aller Stellen, die ſich zur Unterſtützung des 
Wohnungsbaues berufen fühlen, in weiteſt⸗ 
möglichen Umfange zur Erhöhung des Kapitals 
beizutragen und ſich als Geſellſchafter zu be⸗ 
teiligen. Je leiſtungsvoller dieſe Beteiligung iſt, 
um ſo kräftiger kann der Kampf gegen die Woh⸗ 
nungsnot geführt, um fo ſchneller das Elend ge- 
mildert und ſchließlich ganz beſeitigt werden. 


Sch tee f FTA es 


lichen Häuschen hineinzuſetzen und könnten herr⸗ 
lich und in Freuden in faſt geſchenktem Eigenheim 
leben, womöglich noch ohne Zinſen- und Miets⸗ 
zahlung. So geht die Sache natürlich nicht. Der 
Betreuer, Gemeinde ſowohl wie Wohnungs⸗ 
fürſorgegeſellſchaft, hat die Pflicht, vor Bewilli⸗ 
gung der Hauszinsſteuerhypothek gewiſſenhaft 
nachzuprüfen, ob die finanzielle Durchführung des 
Bauvorhabens geſichert iſt. Hält die Geſellſchaft 
den Nachweis der Finanzierung nicht für erbracht, 
ſo muß ſie die Übernahme der Betreuung ab⸗ 
lehnen, die Genoſſenſchaft aber glaubt ſich ſodann 
zurückgeſetzt, behauptet auch vielleicht, ſie habe 
ſchlechte Erfahrungen mit der Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaft gemacht, die ſie gänzlich im Stiche ge⸗ 
laſſen habe, und die unfähig ſei, ihre Aufgaben 
zu erfüllen. Auch Verdächtigungen über Miß⸗ 
brauch der ihr anvertrauten Beihilfemittel ſind 
des öfteren laut geworden. Derartige Ideen ſind 
durchaus abwegig, ſie zeigen jedoch, wie ſehr das 
Verſtändnis über die Aufgaben der Wohnungs- 
fürſorgegeſellſchaft vielen Volkskreiſen noch 
mangelt. Vermögen ſich die Baugenoſſenſchaften 
das Reſtgeld ſelbſt zu beſchaffen oder gar aus 
eigener Kraft aufzubringen, dann iſt die genoſſen⸗ 
ſchaftliche Grundlage des Wohnungsbaues nur zu 
begrüßen, denn es würde der Anfang des Zu⸗ 
ſtandes ſein, den wir alle erſtreben, das Zeichen 
eines geſundenden Bauweſens. Gegenwärtig ſind 
wir jedoch von dieſem Punkte noch weit entfernt, 
und der Fall, daß eine Bauvereinigung das Reſt⸗ 
geld aus eigenen Mitteln aufgebracht hätte, iſt 
mir aus der Provinz Oberſchleſien bisher nicht 
bekannt geworden. Unverantwortlich iſt es, wenn 
eine Baugenoſſenſchaft vor Sicherſtellung der 
Finanzierung den Bau von Wohnhäuſern in An⸗ 
griff nimmt in der Erwartung, daß der Staat 
ſchon helfend eingreifen werde, um nicht be⸗ 
gonnene Wohnbauten unfertig liegen zu laſſen. 
Sobald die vorhandenen, gänzlich unzureichenden 
Mittel verbraucht ſind, gerät die Genoſſenſchaft 
unvermeidlich in Zahlungsſchwierigkeiten und 
muß die eben aus dem Gelände herausragenden 
Mauern als Ruinen ſtehen laſſen und dem Ver⸗ 
fall preisgeben, wenn ſie nicht günſtigſten Falles 
ein leiſtungsfähigerer Käufer übernimmt. Arbeit, 
Bauſtoffe und das Geld der Genoſſen iſt nutzlos 
verſchleudert und der Wohnungserſtellung ent⸗ 
zogen, und der Mißerfolg erweckt Entrüſtung im 
Volke und ſtört Ruhe und Ordnung, denn das 
leichtfertige Verſchulden der ſiedlungsunkundigen 
und unfähigen Genoſſenſchaftsleiter wird nur zu 
gern dem Staate zugeſchoben, der für das Elend 
der wohnungsloſen Genoſſenſchaftsmitglieder kein 
Herz hätte, obwohl die Behörde es an ihrer 
warnenden Stimme nicht hatte fehlen laſſen. 
Mit ſolchem Unweſen muß aufgeräumt 
werden, alle Bauluſtigen müſſen ſich des erſten, 
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Die Oberſchleſiſche Wohnungsfürſorgegeſellſchaft ke Spare 1024. 


Von Reg.⸗Baumeiſter Niemeyer, Oppeln. 


bis 25—50 000 Einwohner 


32 Wohnungen, 
= 50100 0 z 372 2 


Sa. 647 Wohnungen, 


b) aus anderen öffentlichen Mitteln bezuſchußt: 
in Ortſchaften 
bis 2000 Einwohner 277 Wohnungen, 
von 2—5000 Einwohner 38 z 
- 525000 2 22 < 


Sa. 337 Wohnungen. 


Es find alfo von der Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 
{daft in den 2 Jahren ihres Beſtehens 2776 

ohnungen errichtet. Hiervon entfallen auf mehr 
als dreigeſchoſſige Bauten 198 Wohnungen. Zu⸗ 
zurechnen ſind etwa 300 Kleinwohnungen, die 
durch Teilung der 1923 erbauten Eigenheime 
geſchaffen ſind, um ſo die Wohnungsnot der 
Flüchtlinge zu lindern. 

Das Bauprogramm 1924 umfaßt insgeſamt 
1755 Wohnungen gegenüber 1023 Wohnungen 
im Jahre 1923. Dieſe verteilen ſich auf die 
einzelnen Kreiſe Oberſchleſiens wie folgt: (die 
in Klammern beigegebenen Zahlen ſind die ent⸗ 
ſprechenden Zahlen des Bauprogramms 1923) 


Beuthen Stadt 60 ( 62) 
Gleiwitz Stadt 218 (102) 
Hindenburg Stadt 96 (130) 
Neiße 2 9 ( 51) 
Oppeln 7 35 (149) 
Ratibor 7 — ( 32) 
Beuthen Land 60: (—) 
Coſel 59 (20) 
Falkenberg 30 (—) 
Gleiwitz Land 147 (94) 
Gr.⸗Strehlitz 40 ( 11) 
Grottfau 20 (—) 
Guttentag 75 ( 12) 
Hindenburg Land 62 (233) 
Kreuzburg 113 (42) 
Neuſtadt 121 ( 18) 
Oppeln Land 234 ( 43) 
Ratibor Land 32 ( 19) 
Roſenberg 30 65) 
Neiße Land 91 (—) 
Leobſchütz 14 (—) 

Ga. 1556 1023 


Von dieſen Wohnungen find als Eigenheime 
827 (1923 = 890) und als vorläufige Miet⸗ 
wohnungen 929 (1923 = 133) +300 Klein- 
wohnungen errichtet. Für die Unterbringung 
von Flüchtlingen ſind von dieſen Wohnungen 480 
(1923 = 598) + 300 Kleinwohnungen, für Nicht⸗ 
flüchtlinge 1075 (1923 — 425) beſtimmt. Hiernach 


Dos Jahr 1924 ſtand unter der Einwirkung 
des Wechſels in der Bezuſchuſſung der Bauten 
aus öffentlichen Mitteln. An Stelle der Landes⸗ 
darlehen trat die Förderung der Bauten durch die 
Hauszinsſteuer. Dieſe Umſtellung führte zu einer 
ſehr bedauerlichen Verzögerung im Baubeginn. 
Gute Bauzeit verging, ehe ſich ein Überblick über 
die ungefähr zu erwartenden Mittel ergab und die 
Hauszinsſteuer nennenswerte Beträge einbrachte. 
Die beſchränkten Mittel verlangten die ſchärfſte 
Raumausnutzung, deshalb wurde in den meiſten 

ällen bei Flachbauten im Dachgeſchoß noch eine 
leinwohnung geſchaffen. Die Genoſſenſchaften 
haben ſpäterhin die Möglichkeit, ſobald ſie Hypo⸗ 
theken auf dem freien Geldmarkte erreichen 
können, die zweite Hauszinsſteuer abzulöſen und 
ſo aus den beiden kleinen Wohnungen ein 
rößeres Eigenheim zu ſchaffen. Daß in den 
tadten des Induſtriebezirks z. T. 3—4geſchoſſige 
Bauten ausgeführt werden mußten, iſt nicht zu 
verwundern. Weitgehendſte Förderung hat im 
Jahre 1924 auch der Bau von Landarbeiter⸗ 
wohnungen erfahren. 

Die Wohnungsfürſorgegeſellſchaft hat im 
erſten Halbjahr einen Teil der angefangenen 
Wohnungsbauten von 23 fertiggeſtellt, ſo daß 
ſich mit den zuſammen im Sommer 24 be⸗ 
gonnenen Bauvorhaben folgende Überſicht ergab: 

In der Zeit vom 1. Oktober 1923 bis zum 
1. Oktober 1924 waren an Wohnungen fertig⸗ 
geſtellt: 

a) Aus Hauszinsſteuermitteln bezuſchußt: 
in Ortſchaften 
bis 25 000 Einwohner 10 Wohnungen, 
von 25— 50 000 Einwohner 34 z 
= 50—100 0 3 9 


Sa. 46 Wohnungen, 


b) aus anderen öffentlichen Mitteln bezuſchußt: 
in Ortſchaften 


bis 2000 Einwohner 544 Wohnungen, 
von 2—5 000 Einwohner 144 z 

- 5-25 000 z 514 z 

= 25—50 000 2 280 = 

= 50—100 000 z 294 z 


Sa. 1746 Wohnungen. 


Am 1. Oftober 1924 waren außerdem noch 


im Bau: 
a) aus Hauszinsſteuermitteln bezuſchußt: 
in Ortſchaften 
bis 2000 Einwohner 20 Wohnungen, 
von 2—5 000 Einwohner 64 z 


= 5—25 000 


= = 
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von Hindenburg und Gleiwitz in freiem Ankauf 
genug, ohne daß dem Bergbau irgendwie eine 
Einſchränkung geſchehe, was unter allen Um⸗ 
ſtänden vermieden werden muß. 


Über Form und Farbe der heutigen 
Wohnungsbauten im nächſten Heft. Nur noch ein 
kurzes Wort über die Siedler und Baugenoſſen⸗ 
ſchaften. Wenn ſich auch ſtändig die Er⸗ 
kenntnis durchſetzt, daß nicht jeder eine Wohnung 
aus mehreren Zimmern bekommen kann, und 
wir uns infolge des verlorenen Krieges alle ein⸗ 
ſchränken müſſen, ſo kommt es doch immer wieder 
vor, daß ſelbſt für das nach längerem Verhandeln 
eingeſchränkte Raumprogramm nachher einfach 
die Möbel fehlen. Dann beginnt das Zimmer⸗ 
vermieten und der erſtrebte Abſchluß der Familie 
iſt zerſtört. 

Auch das andere, die Hauptſache, die Ver⸗ 
zinſung, die Miete wird oft nicht genügend vorher 
überlegt. Die Zeiten der Inflation ſind vorbei. 
Wir haben Gott ſei Dank eine feſte Währung und 
RO daher, wenn irgendwo, jo beim Klein⸗ 
wohnungsbau aufs äußerſte rechnen, um die 
Verzinſung oder die Miete nicht zu hoch werden 
zu laſſen. Nun iſt ja zu hoffen, daß der jetzige 
Zinsſatz mit der Zeit heruntergehen wird. Wir 
werden daher wie ſchon im Vorjahre ſowohl bei 
Hoch, wie bei Flachbauten den Grundriß jo aus- 
gejtalten müſſen, daß ſpäter ohne große Soften 
aus 3 Wohnungen zwei oder aus zwei Wohnun⸗ 
gen eine gemacht werden kann. 


Alles das ſind letzten Endes lösbare Fragen. 
Die Hauptforderung für das Baujahr 1925 iſt die, 
daß die geſetzgebenden Körperſchaften ſich in 
dieſem Jahre früher einig werden über Art und 
Höhe der öffentlichen Beihilfen, damit nicht 
wieder Baugewerbe und Handwerk  fojtbare 
Monate in ſtändiger Ungewißheit ſtilliegen, und 
dann plötzlich ein Hochbetrieb mit allen Gefahren 
der Preisſteigerung uſw. einſetzt, daß endlich auch 
in ae Fragen die erforderliche Stetigkeit 
einſetzt. 
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wird die Wohnungsfürſorgegeſellſchaft alſo bis 
zum Frühjahr 1925, d. h. innerhalb von 2 Jahren 
nach Beginn der Tätigkeit in rd. 3000 Wohnun⸗ 
gen bei einer durchſchnittlichen Stärke von 
5 Perſonen je Familie rund 15 000 Menſchen in 
Oberſchleſien in Wohnungen untergebracht haben. 
Daß die Wohnungsfürſorgegeſellſchaft ihre Tätig⸗ 
keit über die ganze Provinz erſtreckt, beweiſt die 
Überſichtskarte in dieſem Hefte, und ein Vergleich 
der Zahlen 1923 und 1924. 

An ſich erſcheinen dieſe Zahlen ja ſehr hoch 
und erfreulich. Sie ſind aber gegenüber den 
kataſtrophalen Wohnungsverhältniſſen in Ober⸗ 
ſchleſien geradezu ein Nichts. Und doch gibt es 
auch in Oberſchleſien genug Perſonen, gerade in 
gebildeten Kreiſen, die keinerlei Ahnung von den 
entſetzlichen Verhältniſſen haben, in denen Tau⸗ 
ſende und Abertauſende von Menſchen hauſen, 
die gedankenlos einer nach dem andern die Schlag⸗ 
worte wiederholen, daß die heutigen Klein- und 
Siedlungswohnungen zu klein wären, daß das 
Ganze ein Kulturrückgang ſei uſw. Hier gibts 
nur das Eine und immer nur das Eine, nämlich 
die Bitte: Geht und ſeht Euch die Wohnungen und 
die Umgebung an, in denen die Bewohner der 
Neubauten bis dahin hauſten, ſeht Euch nur 
einmal in den Groß- und Kleinſtädten die z. T. 
unglaublichen Hinterhauswohnungen an, die ſich 
hinter einer überladenen Stuckfaſſade, einer 
glänzenden Straßenſeite verbergen, ohne ge- 
nügende Beſonnung, ohne Querlüftung uſw. 

Und dann die Frage, ob Hoch- oder Flad- 
bauten. An ſich iſt dieſe Frageſtellung überhaupt 
falſch, beides iſt nötig. Wer den Vorteil der 
Flachbauten genießen will, den Vorteil eines 
kleinen Gartens haben will, der muß natürlich 
an anderen Stellen zurückſchnallen, muß einen 
längeren Arbeitsweg in Kauf nehmen, muß auf 
einen Waſſerſpül⸗Abort verzichten uſw. Aber zu 
behaupten, Flachbau wäre in Oberſchleſien aus 
Geländemangel nicht durchführbar, das iſt durch⸗ 
aus unrichtig. Gelände gibt es in Laband, Peis⸗ 
kretſcham, Mikultſchütz, Rokittnitz, ja in der Nähe 


Die ftädtebaulihe Planung. 


Von Regierungsbaumeiſter a. D. Herbert Boehm. 


dieſes Wachſens durchdie praktiſche 
Arbeit des Städtebauers kurz erörtert 
werden, und zwar an verhältnismäßig be⸗ 
ſcheidenen Beiſpielen. (Das Problem der Ge- 
ſundung der Großſtadt wurde ſchon früher am 
Beiſpiel Breslau im Jahrgang 3 Heft 11 dieſer 
Zeitſchrift behandelt.) Aber eben dieſe Erkennt⸗ 
nis tut not, daß nicht erſt die Großſtadt oder gar 
die angehende Millionenſtadt der heilenden und 


„Wenn die Stadt das Heim einer wirklichen Ge⸗ 
meinſchaft ſein ſoll, ſo muß ſie folgende charak⸗ 
teriſtiſche Eigenſchaften haben: definitive Form, Be⸗ 
giehungen zwiſchen ihren Teilen, Begrenzung der 
Hröße, bis zu welcher ſie als 8 einzelnes 

Gemeinweſen wachſen ſollte. Unwin. 
J n den übrigen Aufſätzen dieſes Heftes ijt von 
dem Problem der wachſenden Stadt die Rede, 
von den Zielen und Gefahren dieſes Wachſens; 
ſo mag hier noch die vorausſchauende Leitung 
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Organismus erkranken. Je⸗ 
des dieſer Organe hat ſeinen 
Spezialarzt, aber Or ganiſator 
dieſer Vielfalt kann nur einer 
ſein: der Städtebauer. Er braucht 
die einfühlende zarte Hand des 
Arztes und die ſtarke Hand 
des Geſtalters. An Handeiniger 
Planungen der Städtebau- 
abteilung der Schleſiſchen 
Heimſtätte ſeien hier die haupt⸗ 
ſächlichſten und immer wieder- 
kehrenden Probleme der 
Stadtgeſtaltung und ihre Löſungsverſuche 
skizziert. 

1. Seinen Gebilden „definitive Form“ 
zu geben, iſt dem heutigen Städtebau ſehr ſchwer 
gemacht. Die Stadtmauer, die im Mittelalter 
und den folgenden Jahrhunderten den Städten 
prägnanten Umriß und kompakten Zuſammen⸗ 
ſchluß der Baumaſſen gab und die nur bei 
zwingendem Bedürfnis ein beſcheidenes Stück 
weiter vorgetrieben wurde, iſt gefallen, und der 
Wille, gleiche Ziele durch andere Mittel zu er- 
reichen, fehlt den meiſten Stadtverwaltungen. 
Das 19. und 20. Jahrhundert mit ſeiner Maß⸗ 
und Formloſigkeit in allen Dingen, hat auch hier 
den Willen zur Bindung zerſtört. Er muß erſt 
neu erweckt werden. Aber auch die Grund— 
bedingung, auf der dieſer neue Wille aufbauen 
könnte, fehlt meiſtens: großzügige, voraus- 
ſchauende, kommunale Bodenpolitik. Ver⸗ 
ſchwindend gering ſind in den meiſten Fällen die 
Flächen, die die Kommunen in der Hand haben. 
Aber ohne die reale Macht des Bodenbeſitzes, nur 
mit Verordnungen und guten Ratſchlägen das 
Ziel planmäßger Stadtentwicklung zu erreichen, 
iſt unmöglich. Dieſer Wille 
zur definitiven Form muß 
ſchon bei der Keimzelle: der 
Straße, dem Block, beginnen. 
Abb. 7 und 8 zeigen wohl 
deutlich, was gemeint iſt. Bei 
der Siedlung Frankenſtein 
handelt es ſich nur um die 


gi Bebauung einer ungünſtig 
er geſchnittenen, am Hang 
A liegenden Reſtfläche inner- 


halb eines größeren Blockes 
und doch iſt dieſes beſcheidene 
Gebilde ſo geſtaltet, daß es 
endgültig und unverrückbar 
erſcheint. Unterſtützt durch 
zeitgemäßen Typenbau, er⸗ 
- zählt jo ein kleines Gebilde 
mehr vom Willen des heutigen 
Städtebaues als die meiſten 
Städte. 


Abb. 7. Lageplan der Schupoſiedlung Frankenſtein. 
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lenkenden Hand des Städtebauers bedarf, ſondern 
daß auch die Kleinſtadt von wenigen tauſend Cin- 
wohnern und erſt recht die Mittelſtadt ihren 
Entwicklungsplan braucht, wenn die Gefahren, 
die Induſtrialiſierung und wachſender Verkehr 
mit ſich bringen, vermieden werden ſollen, wenn 
unſere Städte die noch mehr oder minder vor⸗ 
handenen Reſte guter ſtädtebaulicher und bau- 
künſtleriſcher Tradition wahren wollen, wenn ſie 
organiſch geſunde Kraftquellen in ſozialer und 
kultureller Beziehung bleiben und damit ihre 
wichtige Funktion beim „Wiederaufbau“ der 
Nation als Volk und Staat weiter behalten 
wollen. Vielleicht kommt bald die Zeit, wo das 
Wort „Kleinſtädter“ ſeinen leicht verächtlichen 
Beigeſchmack verliert. 

Jedes Stadtgebilde, ſei deſſen Größe und 
Funktion noch ſo beſcheiden, iſt ein komplizierter 
Organismus, deſſen Organe Eiſenbahn- und 
Straßenverkehr, Geſtaltung der Grundſtückverhält⸗ 
niſſe und des Wohnens, Beziehung zwiſchen Arbeits⸗ 
ſtätte und Wohnquartieren, Be- und Entwäſſe⸗ 
rung uſw., jedes für ſich geſund ſein und richtig 


ineinandergreifen müſſen, ſoll nicht der ganze 


© 


5 


N 


os 


ANO‏ للد 


GI 


d KODY 
ONY 


L SHES 
YASS X 


Abb. 8. Lageplan der Siedlung an 
der Immelmannſtraße in Liegnitz. 
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beſchränkt ſich darauf, die Breitenausdehnung 
durch Anfügung eines: weſentlichen Parallel- 
Straßenzuges, der zugleich die Hauptſtraße ent⸗ 
laſten ſoll, zu unterſtützen. Neumarkt (Abb. 10) 
zeigt die typiſche Form der oſtdeutſchen ge- 
gründeten Stadt: rechteckiger oder ovaler Mauer⸗ 
und Grabenkranz (noch deutlich in der Form der 
inneren Promenaden erkennbar), rechteckige 
ſtrenge Blockteilung, inmitten der Ring, hier aus 
einer Straßenverbreiterung entſtanden. Im Er⸗ 
weiterungsplane iſt, da Bevorzugung einer 
Richtung (außer der nach Norden durch Ein⸗ 
gemeindung von Pfaffendorf) durch nichts be⸗ 
gründet erſchien, dieſe geſunde Tradition auf⸗ 
genommen; der alte Stadtkern bleibt im Schwer⸗ 
punkt des Baugebietes, die Blockgeſtaltung iſt 
unter Bevorzugung der Nord⸗Süd⸗Richtung im 
gleichen Geiſte fortgeführt. Herrnſtadt (Abb. 11) 
endlich zeigt ebenfalls das alte öſtliche Schema, 
doch mußte hier wegen der Hochwaſſerverhältniſſe 
von einer konzentriſchen Erweiterung abgeſehen 
werden. Die Neuſtadt lagert ſich auf der anderen 
Flußſeite, wobei die innige Verbindung der 
beiden gleichberechtigten Teile durch ſchlanke 
Straßen verbindungen geſichert iſt. 

2. Während ſich die bisherige Erörterung auf 
die Größenbemeſſung und Geſamtgeſtaltung des 
Stadtkörpers bezog, zielt die Forderung „Be- 
ziehung zwiſchen ihren Teilen“ auf 
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Ein etwas größeres Beiſpiel zeigt Abb. 8. Auch 


hier iſt das Innere des Großblockes, der 
einerſeits durch einen Damm, andererſeits 
durch eine Verkehrsſtraße begrenzt wird, in 


ruhiger und ſachlicher Weiſe zu klarer Geſtalt ge- 
bracht. Wenn ſie nicht ſo reſtlos endgültig wirkt, 
ſo liegt das daran, daß die Mitte wegen zu tiefer 
Lage nicht bebaut werden konnte, was nicht ohne 
weiteres aus dem Plane hervorgeht. Die Abb. 
9—11 zeigen deutlicher an Hand von Beſiedlungs⸗ 
plänen für kleine Städte das Ziel. Verſchieden 
jind die Mittel, die fich bieten: Fluß- und Bach⸗ 
läufe (Abb. 9—10), höher und geſchloſſen bebaute 
Randſtraßen, Eiſenbahndämme (Abb. 9 und 11), 
mit Alleen beſtandene Promenadenſtreifen (Abb. 11) 
und ſonſtige natürliche Gegebenheiten können 
dazu dienen. Das endgültige Bild feſtzuſtellen iſt 
Aufgabe des Beſiedlungsplanes. Dafür zu ſorgen, 
daß durch zerſtreutes Vortreiben der Bebauung 
dieſes Wunſchbild nicht erſt nach Jahrzehnten er⸗ 
reicht wird, ſondern daß ſtückweiſe der Plan 
jchon in Kürze verwirklicht wird, ijt Sache der 
ſtädtiſchen Boden⸗ und Baupolitik. Gleichzeitig 
zeigen die Beiſpiele drei Typen der Stadtform 
reſp. ihrer Erweiterung: Peiſterwitz (Abb. 9) iſt 
im weſentlichen ein Straßendorf mit aus⸗ 
geſprochener Längenausdehnung. Ziel der Er- 
weiterung kann es nicht ſein, dieſen Charakter 
zwangsweiſe aufzuheben, ſondern die Planung 


Führung im Hinterland an 
der rückwärtigen Grenzlinie 
der Induſtrie entlang vor- 
zuziehen geweſen. Auch die 
ſelbſtverſtändliche Forderung, 
daß das Induſtriegebiet an 
der Bahn zu lagern und die 
Möglichkeit von Gleis⸗ 
anſchlüſſen vorzuſehen ſei, iſt 
durchweg erfüllt. Ahnliche 
Forderungen ſind an die 
Hauptverkehrsſtraßen zu 
ſtellen; ſie ſollen die Haupt⸗ 
geſchäfts⸗ und Induſtrie⸗ 
gebiete nicht ſchneiden, aber 
in nicht zu weitem Abſtand 
Ay tangential berühren. Jm 
ask Falle Neumarkt find für Die 
S Hauptverkehrs = Richtungen 
Breslau— Liegnitz und Bres⸗ 
lau—Maltſch zwei Um 
gehungsſtraßen projektiert, 
die im Norden und Süden 
des alten Stadtkernes unter 
möglichſter Vermeidung von 
Straßenkreuzungen und unter 
ſtumpfwinkliger Abzweigung 
von der Chauſſee den Ver⸗ 
kehr am überlaſteten Stadt⸗ 
kern vorbeiführen. 

Die Hauptgeſchäftsviertel 
wird man, wenn nicht zwin⸗ 
gende Gründe (enge Be⸗ 
bauung, große Entfernung 
von der Bahn und den Wohn⸗ 
vierteln) dagegen ſprechen, 
im alten Stadtkern belaſſen. 
Die meiſt vorhandene natür⸗ 
liche Entwicklungstendenz nach 
dem Bahnhof zu kann durch 
Zulaſſung böherer und ge⸗ 
ſchloſſener Bebauung der Ver⸗ 
bindungsſtraßen nterſtützt 
werden. (Abb. 9 und 10). 
Einſeitige Erweiterung der 
Stadt wie im Falle Herrn⸗ 
ſtadt (Abb. 11) wird meiſt auch die Anlage eines 
zweiten Geſchäftszentrums im Schwerpunkt des 
neuen Baugebietes, aber in guter Verbindung 
mit dem alten Sern . erforderlich machen. 
(S. a. Abb. 9.) 

Die Wohngebiete find in ihrer Lage umab- 
hängiger; erwünſcht ſind gute und nicht zu lange 
Verbindungen zu Geſchäftsſtadt und Bahnhof, 
ſowie zum Induſtriegebiet. Verkehrsſtraßen 
ſollen auf keinen Fall durch die Wohngebiete hin⸗ 
durchführen, ſondern ſie nur tangieren. Häufiges 
Schneiden dieſer Verkehrsſtraßen durch Wohn⸗ 
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Abb. 10. Vorentwurf zum Beſiedlungs⸗ (Bauzonen) Plan Neumarkt. 


die eigentliche organiſierende Durcharbeitung des 
Stadtgebildes. Hier iſt die Lage der Eiſenbahn 
und des Bahnhofes von ausſchlaggebender Be⸗ 
deutung. In allen drei Fällen iſt die Bahnlinie 
ſo geführt, daß ſie die Bebauung, insbeſondere 
die Wohngebiete, nicht durchſchneidet, und daß der 
Bahnhof in kürzeſte gerade Straßenverbindung 
mit dem Stadtkern gebracht ift. Zum Beijpiel 
Neumarkt (Abb. 10) ſei noch erwähnt, daß die 
Führung der Bahnanſchlußlinie durch ein bereits 
zur Ausführung angenommenes Projekt feſtgelegt 
war. Vom ſtädtebaulichen Standpunkt wäre eine 
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Abb. 11. Befledlungs- (Bauzonen) Plan Herrnſtadt 
Zeichenerklärung und Maßſtab pepe Abb. 10. i 
Beiſpielen kleiner und mittlerer Städte fällt dieſe 
Forderung nach Größenbegrenzung mit der erſt⸗ 
genannten nach definitiver Form zuſammen, wo⸗ 
bei dieſes Definitivum nicht als endgültig zu be⸗ 
trachten iſt, ſondern das Endziel für einen be⸗ 
ſtimmten Zeitraum von mehreren Jahrzehnten 
darſtellt, wobei naturgemäß ſchon vor Ablauf 
dieſes Zeitraumes neue Entwicklungstendenzen 
auftreten und planmäßig feſtgelegt werden 
können, aber immer ſo — und das iſt das weſent⸗ 
liche —, daß nie die Geſchloſſenheit und Plan⸗ 
mäßigkeit des Wachstums preisgegeben und damit 
wieder die erfaßbare Geſtalt der Stadt als eines 
Ganzen zerſtört wird. 
Wird dieſe höhere und verantwortliche Auf⸗ 
faſſung vom Städtebau Allgemeingut der 
Kommunalverwaltungen, ſo iſt zu hoffen, daß wir 


ſtraßen iſt zu vermeiden. Oft können die Wohn⸗ 
ſtraßen durch Wendeplätze inmitten von kleinen 
Wohnhöfen abgefangen werden, die nur einen 
Fußgängerauslaß nach der Verkehrsſtraße er⸗ 
halten. In Vorausſicht einer außerordentlich 
ſtarken Zunahme des ſchnellfahrenden Muto- 
verkehrs in den nächſten Jahren und Jahrzehnten 
ſollte auf die richtige Ausbildung der Haupt⸗ 
verkehrsſtraßen in dieſer Beziehung größter Wert 
gelegt werden. (S. Abb. 9 und 10.) 

Die Lage des Induſtriegebietes iſt von ent⸗ 
ſcheidender Bedeutung für das Gedeihen der In 
duſtrie und für die Geſunderhaltung der Wohn⸗ 
gebiete. Die nordöſtliche Lage zur Stadt (Abb. 9) 
als die günſtigſte, kann nicht immer erreicht 
werden, da die Induſtrie in erſter Linie von der 
Lage der Eiſenbahn abhängig ijt. Demnächſ: 
kommen die nördliche und nordweſtliche (Abb. 10) 
Lage in Frage oder ein Herausrücken aus dem 
Stadtkörper nach Norden, Oſten oder Süden 
(Abb. 11). Dabei iſt aber immer auf gute Ver⸗ 
bindung zwiſchen Induſtrie und Güterbahnhof zu 
achten. 

Nicht zu unterſchätzen iſt auch der Wert der 
Grünflächen für das Ergebnis einer Stadt⸗ 
planung, ein Wert, der nicht ohne weiteres wirt⸗ 
ſchaftlich nachweisbar, aber von um ſo größerer 
Bedeutung für die Annehmlichkeit des Wohnens 
und für den Geſamteindruck der Stadt iſt, der ſich 
dem Fremden einprägt, den Zuzug fördert und 
den Einwohner an ſeine Stadt feſſelt. Erwünſcht 
iſt es, die einzelnen Grünflächen: Parkanlagen, 
Promenaden, Friedhöfe, Sportplätze, Schreber⸗ 
gartenanlagen uſw. zu einem zuſammenhängenden 
Syſtem zuſammenfaſſen, damit auch längere 
Spaziergänge im Grünen ohne Verlaſſen der 
Stadt möglich werden, etwa auch der Weg von der 
Wohnung zur Arbeit im Grünen zurückgelegt 
werden kann. Hier ganz beſonders iſt es Sache 
der Kommunen, durch vorausſchauende Boden⸗ 
politik ſich die oft nur noch ſpärlich vorhandenen 
Möglichkeiten offen zu halten. Im Falle Neu⸗ 
markt (Abb. 10) find in dieſem Sinne die vor- 
handenen ſchönen Anlagen des alten Befeſtigungs⸗ 
ringes mit den ſonſtigen Grünflächen unter Be⸗ 
nutzung hochwaſſergefährdeter Gebiete in Ver⸗ 
bindung gebracht. 

3. „Begrenzung der Größe.“ Es 
iſt dies eine Forderung, die ſich mehr auf Groß⸗ 
ſtädte bezieht, deren maßloſes Anwachſen bei⸗ 
zeiten verhindert werden muß. Neben dem Geſichts⸗ 
punkt der Erfaßbarkeit des Ganzen als einer Ein⸗ 
heit, ſpielen hier auch die Erwägungen eine 
weſentliche Rolle, bis zu welcher Größe der Stadt 
die techniſch ziviliſatoriſchen Belange (Verkehrs⸗ 
linien, Leitungsſyſteme ꝛc.) noch auf wirtſchaftliche 
Weiſe, d. h. ohne unverhältnismäßige, tote Mehr⸗ 
koſten erfüllt werden können. Bei den gezeigten 
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widlung zum neuen Städtebau nicht Hinter den 
anderen Teilen des Reiches zurückſteht, fondem 
eher eine Vorpoſtenſtellung einnimmt. 
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in einigen Jahrzehnten wieder Städte haben 
werden, die Diejen Namen verdienen, und 
Schleſien kann ſtolz ſein, daß es in dieſer Ent⸗ 


dur „neueſten“ Bodenreformbewegung. 
Bon Ernſt Ben te tr, Breslau. 


hiſtoriſche Selbſtverſtändlichkeit; Intereſſenpolitik 
geht eben leider über Leichen. — Denken wir nur 
an die Widerſtände, mit denen ein Freiherr vom 
Stein zu ringen hatte, als es etwa jo hieß: 
„Lieber 3 Auerſtädter Schlachten verlieren, als in 
die Aufgabe geheiligter Grundrechte willigen; 
dann würde ja der Aufenthalt auf dem Lande 
eine Hölle ſein.“ — Alſo, daß die „Boden- 
reformer das gefährdete, Ywan- 
kende Gebäude ihrer Neutralität 
vor den Dezemberwahlen völlig in 
Trümmer geſchlagen“ hätten, hat uns 
Herr Dr. B. wirklich nicht beweiſen können. 

Aber wir wollen hier gewiß nicht unterſtellen, 
daß Herr Dr. B. zu den „geſchworenen Gegnern“ 
der Bodenreform gehört, ſondern wollen ihn 
durchaus zu den ehrlich ſuchenden, wollenden, aber 
kritiſch prüfenden Menſchen zählen. Ja, wir ſind 
der Überzeugung, daß vielleicht ſogar ein 
„Paulus“ aus ihm hätte werden können, wenn 
er vom 2. bis 8. Januar unſerer Einladung zum 
„Bodenreform⸗Führerkurſus“ gefolgt wäre, da 
von ſolchen im Lebenskampfe für ihr deutſches 
Land und Volk gereiften und ergrauten Führern, 
wie ſie die Herren Univerſitätsprofeſſor Geh. 
Juſtizrat Dr. Erman, Münſter, Dr. h. c. Adolf 
Damaſchke, Berlin, Landtagspräſident Peus, 
Deſſau, Generalſuperintendent i. R. D. Haupt, 
Breslau, uſw. darſtellen, jeder noch mancherlei 
lernen kann. 

Es ſeien nunmehr nur einige Stellen der 
B. ſchen Darlegung herausgegriffen und bez 
antwortet: „Unterton einer gewiſſen 
Reſignation und Enttäuſchung“ 
„des alten weißhaarigen Kämpen“ 
— und „anderer Bodenreformer“ 
darüber, „daß praktiſch wenig erreicht 
ſei“, „daß in der letzten Zeit faſt 
nichts mehr geſchehen ſei in der Ber 
wirklichung der Bodenreform“ — 
„zugeſtandene Erkenntnis feiner 
geringen poſitiven Erfolge“ uſw. 
uſw. 

Wie ſtehts damit? Angenommen, Dr B. 
gäbe hier lediglich ſeinem ſubjektiven Empfinden 
Ausdruck, dann lohnte die Antwort kaum. Denn 
Zweck dieſer Zeilen kann nicht ſein, Herrn Dr. B. 
von der Irrigkeit ſeiner Meinung zu überzeugen. 
Die Frage bleibt nach unſerer Auffaſſung durch⸗ 


A Diejer Stelle veröffentlichte Privatdozent 
Dr. rer. pol. Heinrich Bechtel, Breslau, im 
Dezemberheft mit dieſer Überſchrift einen Muffat; 
ich habe „neueſten“ beſonders hervorgehoben. — 
Aus ſeinen Zeilen ſpricht der Mißmut darüber, 
daß die beiden Rechtsparteien offiziell weder per⸗ 
ſönlich noch ſchriftlich von der ordnungsmäßigen 
Hauptverſammlung des Landesverbandes Schle- 
ſien des Bundes deutſcher Bodenreformer, die 
ſatzungsgemäß jedes Jahr im Herbſt und 
Frühjahr ſtattfindet, Notiz genommen hatten, 
eine Tatſache, die ganz unbeeinflußt durch den 
Verſammlungsleiter aus der Verſammlung 
heraus durch ein rechtsſtehendes Mitglied des 
Bundes im Schießwerderſaale feſtgeſtellt werden 
mußte, eine Tatſache aber auch, an der Herr 
Dr. B. ebenſowenig Schuld hat wie der Bers 
bandsvorſtand, da gleicherweiſe alle Partei- 
vorſtände Einladung und Ehrenkarten für die 
Tagung erhalten hatten. 

Und wenn dann beſonders noch aus der Bee 
antwortung der bekannten 4 Fragen an die 
Kandidaten zum Reichs- und Landtage Schlüſſe 
gezogen wurden, ſo wollen wir doch zunächſt ein⸗ 
mal rein ziffernmäßig „nach Punkten“ genau 
feſtſtellen, daß die Fragen bejaht wurden durch 
die Deutſchſoz. P. zu 100 %, S. P. D. zu 84%, 
Nat.⸗ſoz. Freih. zu 62%, Dem. zu 60%, 
Z. zu 23%, DMN. zu 18%, D. V. zu 4% und 
Wirtſch.⸗P. zu 0%. Wir Bodenreformer qe- 
winnen daraus abermals die Überzeugung, daß 
mehr oder weniger Freunde oder Gegner unſerer 
Bewegung in faſt allen politiſchen Parteien zu 
finden ſind, und unterſtreichen gerade an dieſer 
Stelle mit beſonderem Danke das, was uns Herr 
Staatsanwaltſchaftsrat Dr Schaeffer, Herr G. 
Hülſer und Fräulein Elſa Hielſcher von der 
D.⸗N. Partei zur Antwort gaben (f. Spalte 44 
bis 46 „Oſtd. Bodenreformwarte“ 1924); wir 
wiſſen auch, daß von einer Bejahung unferer 
Forderungen bis zu einer wirkſamen Ver⸗ 
tretung und durchſchlagenden Begrün⸗ 
dung derſelben in den Parlamenten ein gar 
weiter Weg iſt. — Und daß die Boden⸗ 
intereſſenten in Stadt und Land nicht mit 
uns gehen wollen, ſondern es event. lieber auf 
eine Machtprobe, auf das Chaos ankommen 
laſſen, als auf eine friedliche, dem ganzen 
Volke dienliche Verſtändigung, iſt ja auch eine 
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jelben merkwürdigerweiſe achtlos vorübergeht), 
das Bodenreformgeſetz, das all den 
tauſend Fallen und Hintertüren der aus 
römiſchem Recht geborenen Bodengeſetze, Bers 
ordnungen und Verfügungen mit einem Schlage 
den Garaus macht, das Bodenreform⸗ 
geſetz, das altes deutſches Recht für deutſchen 
Boden wiederherſtellt, damit wir endlich darauf 
bauen und ſchaffen können, ohne Rückſicht auf 
entgangene Spekulationsgewinne der Terrain⸗ 
geſellſchaften und ohne Rückſicht auf die dreimal 
geheiligten Rechte deutſch⸗ und volksfeindlicher 
Latifundienbeſitzer. 

Das Bodenreformgeſetz iſt die Ver⸗ 
wirklichung des wichtigſten Teiles des Artikels 
155 unſerer Reichsverfaſſung, des „Bodenreform⸗ 
artikels“. Mag man zu unſerer jetzigen Staats- 
form ſtehen wie man will; die Verfaſſung 
iſt nicht ein Fetzen Papier, ſondern die feierlichſte 
und bindende Verpflichtung des Staates dem 
Volke gegenüber. Jeder Beamte leiſtet auf dieſe 
Verfaſſung den Eid, und der Beamte, der offen 
gegen Wort und Geiſt dieſes Vertrages verſtoßen 
wollte, würde ſich damit ſelbſt aus der Beamten⸗ 
liſte und aus der Gemeinſchaft ehrbarer Staats⸗ 
bürger ſtreichen. 

Trotz Parteibrillen verſchiedenſter Färbung, 
trotz der bewußten Vernachläſſigung der ſtaats⸗ 
bürgerlichen Bildung des Volkes durch den Staat, 
trotz gänzlichen Verſagens der deutſchen Preſſe 
und der meiſten deutſchen Hochſchulen wächſt zu⸗ 
ſehends in dem vergewaltigten Volke das Ver- 
ſtändnis für den Zuſammenhang der Dinge, die 
ſein Elend verſchulden. Und wenn die Boden⸗ 
reform, wie ſie Damaſchke lehrt, in mehr 
denn drei Jahrzehnten Aufklärungsarbeit nichts 
weiter erreicht hätte, als das Bewußtſein dafür, 
daß unſerer Loslöſung vom Boden entgegen⸗ 
gearbeitet werden muß, als das Verſtändnis für 
die verheerenden Folgen unſerer Entwurzelung 
im Volke geweckt zu haben, wahrlich, Damaſchke 
hätte ſchon dadurch jeden Grund, enttäuſcht zu 
reſignieren, verloren. 

Aber iſt denn außerdem wirklich nichts er⸗ 
reicht? O ja! Herr Dr. B. zählt ſelbſt eine Reihe 
bodenreformeriſcher Erfolge auf. Er ſchreibt aber 
nichts davon, daß heute die Gewerkſchaften aller 
Richtungen, die großen Organiſationen der Klein⸗ 
bauern, Pächter, Siedler und Kleingärtner, der 
Kriegsbeſchädigten und Kinderreichen, der Mieter⸗ 
und Baugenoſſenſchaften auf dem von Damaſchke 
vorbereiteten Boden ſtehen. Bedeutet das wirk⸗ 
lich gar nichts? — Dieſe alle wiſſen, daß ſie eine 
Not⸗ und Schickſalsgemeinſchaft mit den Boden⸗ 
reformern bilden. Sie alle kennen aber auch den 
ſeit über 25 Jahren unverändert gebliebenen 
Programmſatz des Bundes deutſcher Boden⸗ 
reformer: 


aus offen, ob fein Aufſatz Dr. B.'s „Meinung“, 
ſeiner inneren Überzeugung entſpricht. Man 
kann ſich ſchlechterdings nicht vorſtellen, daß je⸗ 
mand die Bodenreformbewegung ſo kennt, wie 
Dr. B. es in ſeinem Aufſatz erkennen läßt, und 
ohne ganz triftige Gründe dieſe Kenntnis zu einer 
derartigen Betrachtung ausmünzt. Es iſt hier 
doch vielleicht zu ſehr das vorher Angedeutete als 
Hemmung in Rechnung zu ſtellen. — Wer nicht 
der erhebenden Tagung beiwohnen und ſich nicht 
ſelbſt ein Urteil bilden konnte, ſoll in ſeinem 
Glauben an die Bodenreform eine Erſchütterung 
erleiden. Wer aber die Breslauer Landes- 
verbandstagung, wie Herr Dr. Bechtel ſelbſt mit⸗ 
erlebte, den trotz demokratiſchem Parteitag und 
einer Rieſengewerkſchafts -Verſammlung qe- 
füllten Schießwerderſaal geſehen hat, wer auch 
bei anderen Gelegenheiten, jo jetzt wieder anläß— 
lich des ſchleſiſchen Führerkurſus' in Obernigk, 
Damaſchke ſah und hörte, der lächelt über die 
Leute, die „Reſignation und Ent 
täuſchung“ geſehen haben wollen. Aus 
welchem Grunde auch Reſignation, worüber Ent⸗ 
täuſchung? 

Wenn je der Bund deutſcher Bodenreformer, 
wenn je Dr Damaſchke im Zweifel geweſen wären, 
ob ſie auf dem rechten Wege ſeien, die Ereigniſſe und 
Zuſtände gerade der allerletzten Zeit hätten das 
mit aller Deutlichkeit bewieſen. In immer 
weitere Kreiſe dringt die Erkenntnis von der 
Richtigkeit und der Bedeutung der Lehren, die 
Dr. Damaſchke ſeit einem Menſchenalter ins 
deutſche Volk trägt. Wohnungselend, Wohnungs⸗ 
mangel, untragbare Steuerlaſten auf den 
ſchwächſten Schultern, politiſche Vergiftung und 
Parteiengezänk auf der einen und Verelendung, 
geſundheitlicher, ſittlicher und moraliſcher Nieder- 
gang unſeres Volkes auf der anderen Seite, haben 
weiteſten Kreiſen die Augen geöffnet. 

Unſer Volk beginnt zu erkennen, wo die 
Quelle ſeiner Nöte zu ſuchen iſt, daß das römiſche 
Warenrecht am Boden beſeitigt werden muß, und 
daß ſeine Feinde diejenigen ſind, die ſich vor 
dieſes undeutſcheſte Recht ſchützend ſtellen. Boden⸗ 
ſpekulation, Verſchacherung und ſchamloſe Aus⸗ 
beutung deutſchen Bodens ſoll das Voden- 
reformgeſetz beſeitigen und verhindern, das- 
ſelbe Bodenreformgeſetz, das ſeit Jahren 
fertig als Entwurf daliegt, das Boden⸗ 
reformgeſetz, zu dem ſämtliche Verbände der 
Arbeiter, Angeſtellten und Beamten von rechts 
bis links, zu dem der deutſche Städtetag, der 
deutſche Mieterſchutzverband, der Reichsbund der 
Kriegsbeſchädigten, Kriegsteilnehmer und Krieger- 
hinterbliebenen, der Reichsbund der Kinderreichen 
Deutſchlands, der Reichsbund der Kleingarten⸗ 
vereine uſw. uſw. ſtehen (eine Tatſache, an der 
Herr Dr. B. trotz feiner genauen Kenntnis der- 
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funden hat? Kennt Herr Dr. B. die zielbewußte 
treue Selbſthilfetätigkeit der Siedler der Stadt 
Marienburg und vieler anderer? Weiß er von 
der zielbewußten ausgedehnten bodenreformeriſchen 
Tätigkeit des Sächſiſchen und vieler anderer 
Siedlungsverbände, von der bodenreformeriſchen 
Boden- und Baupolitik ſolcher Städte wie Frant- 
furt a. O., Kiel, Grünberg, Leobſchütz und wie 
fie alle heißen? Möge Herr Dr. B. nur einmal 
die ungeheure Tragweite des Gedankens des 
Artikels 155 überlegen, die Wohn- oder 
Wirtſchaftsheimſtätte als Volfs- 
fideikommiß, weil unſer Volk in erſter 
Linie geſunde und geſittete Kinder braucht, 
weil nach Fridericus Rex „Die Menſchen 
der größte Reichtum eines Staates ſind“. — Und 
findet auch dann noch nicht Herr Dr. B. den Weg 
zur Bodenreform, wenn er hört, daß 129 870 
polniſche Wanderarbeiter bewilligt wurden, aber 
daß allein im Jahre 1923 über 123 000 der tat⸗ 
kräftigſten deutſchen Männer der deutſchen Heimat 
den Rücken wenden mußten, um mit deutſchem 
Blut und Geiſt fremdem Volkstum zu dienen, 
weil auf deutſchem Boden angeblich keine 
„Bleibe“ zu gewinnen iſt, ſelbſt nicht einmal auf 
deutſchem „Odland?“ — 

Und „der Agrarboden mit ſeinen 
Problemen liegt an der Peripherie 
aller bodenreformeriſchen Betrach- 
tungen“ — weſſen, unſerer oder der des Herrn 
Dr. Bechtel? — Der Aufſatz „Landwirtſchaft und 
Bodenreform“, von Dr. Damaſchke, die fo- 
genannten „10 Gebote“, ſteht doch auch in 
Nr. 6, 7 der „Oſtdeutſchen Bodenreformwarte“ —; 
was ſagt denn nun Herr Dr B. dazu, wenn die 
Herren van der Borght und Freiherr von Richt⸗ 
hofen z. B. der Meinung ſind, daß die „Landwirt⸗ 
ſchaft“ (d. h. der Großgrundbeſitz) kein Intereſſe 
daran hätte, daß das deutſche Volk endlich ein⸗ 
mal erführe, wem denn eigentlich das deutſche 
Vaterland zu „Eigentum“ gehört? — 

Die „Kommunaliſierung des 
ſtädtiſchen Haus⸗ und Grundbeſitzes“ 
hat die Bodenreform nie gefordert; dann 
ſchreibt man aber ſo etwas auch nicht. — 
Ebenſo muß der ernſte Wiſſenſchaftler wiſſen, 
daß die Reichswertzuwachsſteuer 
durchaus im Aufſtieg begriffen war, daß ſie aber 
hauptſächlich deshalb fiel, weil der Kaiſer zu 
ihren Gegnern gehörte, weil man allen Ver⸗ 
mögenszuwachs ergreifen wollte. Auch das ſollte 
eigentlich nicht vorkommen, daß man Boden⸗ 
reform in „Wohnungsreform“ verwandelt, wenn 
man doch ganz genau weiß, daß Wohnungsreform 
eine ſelbſtverſtändliche Folge der Bodenreform 
iſt, und zwar eben nur eine von den ſegens⸗ 
reichen Begleiterſcheinungen bodenreformeriſcher 
Arbeit. — > 


20 S 6 le [ if ó e s 


„Der Bund deutſcher Bodenreformer 
tritt dafür ein, daß der Boden, die Grund⸗ 
lage aller nationalen Exiſtenz, unter ein 
Recht geſtellt werde, das ſeinen Gebrauch 

als Wohn- und Werkſtätte för- 

dert, das jeden Mißbrauch mit 
ihm ausſchließt und das die Wert- 
ſteigerung, die er ohne die Arbeit 
des Einzelnen erhält, dem Volks- 
ganzen nutzbar macht.“ 

Sollte dieſer Programmſatz Herrn Dr B. 
wirklich nicht einfach und klar genug ſein? Dann 
iſt es eine überflüſſige Frage, wenn er ſchreibt: 
„Liegt denn ein einfaches, klares 
Ziel der Bodenreform wirklich zu⸗ 
grunde?“ 

An anderer Stelle heißt es: .. . . „ſo fie Dt 
man ein ſchrittweiſes Zurück⸗ 
weichen von dem alten Programm, 
eine diplomatiſche Anpaſſung der 
als utopiſtiſch erkannten Forde- 
rungen an die harte Wirklichkeit...“ 
Von dem Vorgänger des „Bundes deutſcher 
Bodenreformer“, dem „Bund für Bodenbeſitz⸗ 
reform“ ſagt Damaſchke ſelbſt einmal in ſeiner 
offenen Art: „Jede junge Bewegung muß durch 
Utopia gehen.“ 25 Jahre unentwegter, ziel- 
bewußter und erfolgreicher Arbeit zur Verwirk⸗ 
lichung eines und desſelben Programmſatzes 
haben eine Wirkung gezeitigt, mit der wir Boden⸗ 
reformer wohl zufrieden ſein könnten. Zwei 
Erſcheinungen ſeien hier nur genannt, die ohne 
den Geiſt, der unſeren Programmſatz ſchuf, gar 
nicht denkbar ſind, eine aus der Zeit vor dem 
Kriege: die durch und durch boden 
reformeriſche Landordnung von 
Kiautſchau — und eine aus der Zeit nach 
dem Kriege: die Wirkung boden⸗ 
reformeriſcher Steuergeſetzgebung 
in Anhalt. — Beides Muſterbeiſpiele, daß die 
Bodenreform aus Utopia heraus, aber auch da- 
für, daß ſie auf ſiegreichem Vormarſch be— 
griffen iſt. 3 

Und weiter wird Herr Dr. B. zugeben müſſen, 
daß die ſtädtiſche Terrainſpekulation zwar noch 
verteidigt wird, aber mit dem Herzen von 
niemand, und daß eine ſolche Wahrheit ſo 
ſchwer zum Durchbruch kommen konnte, daß dazu 
erſt ein 30jähriger Kampf nötig war, nun ja, 
daran waren eben ſolche Inſtitutionen wie 
„Hausbeſitzerprivileg“, „Dreiklaſſenwahlrecht“ 
uſw. ſchuld. 

Beweiſt es nicht, daß bodenreformeriſche Er- 
kenntnis wächſt, wenn die Parteien in Anhalt er⸗ 
klären, an der Grundwertſteuer feſthalten zu 
wollen? Hat Herr Dr B. etwas von der „Lüne⸗ 
burger Notgemeinſchaft“ gehört, die bereits in 
über 300 deutſchen Städten Nachahmung ge⸗ 
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Entgegenfommens, des jchrittweifen Vorwärts- 
geheng.” 

Nun möchte ich noch ſchützend vor die deutjche 
Bodenreformbewegung ſtellen den Mann, den 
jeder Volkswirt mit Ehrfurcht nennt, den ge⸗ 
feierten Altmeiſter der deutſchen Volkswirtſchafts⸗ 
Wiſſenſchaft, Exzellenz Adolf Wagner, der 
die deutſchen Volksgenoſſen auf folgende Sätze zu⸗ 
ſammenſchmiedet: „Das ſittliche und das wirt⸗ 
ſchaftliche Leben bedingen ſich gegenſeitig, und die 
Wiſſenſchaften, die der Erkenntnis beider dienen, 
Ethik und Nationalökonomie, ſind Geſchwiſter. 
Wir erkennen es, durch den Krieg belehrt, heute 
klarer als vorher, daß von einer Wirtſchaftslehre, 
die das Selbſtintereſſe zum allein be⸗ 
herrſchenden Heilmittel erhebt, das ſittliche Leben 
keine Förderung erwarten kann. 

Solange es eine Reform nicht gibt, geht die 
Spekulation in Boden mit allen ihren ver⸗ 
hängnisvollen Folgen für das wirtſchaft⸗ 
liche und ſittliche Leben weiter. Ausdrücklich aber 
will ich betonen, daß, wenn mich auch die Über⸗ 
einſtimmung zwiſchen dem Leben und der Theorie 
naturgemäß in meiner Anſchauung beſtärkte, 
doch Einzelerſcheinungen niemals das für mich 
allein Maßgebende waren; ſondern meine 
Stellung zur Bodenreform entſpringt durchaus 
meiner wiſſenſchaftlichen Geſamtanſchauung des 
Wirtſchafts⸗ und Soziallebens. 

Ebenſo hat mich die ſtarke Einwirkung der 
großen Effektenbanken auf die Bodenſpekulation 
auch neuerdings von dem vielfach bedenklichen 
Einfluß dieſer Art der Bankſpekulation auf die 
privaten und ſtädtiſchen Grundeigentumsverhält⸗ 
niſſe überzeugt. 

Gerade der ſchlichte Bürger und Arbeiter ver⸗ 
langt heute, ſei es noch halb unbewußt, eine Herr⸗ 
ſchaft ſittlicher Gedanken in Handel und 
Wandel, eine Eindämmung der ſchrankenloſen 
Gewinnſucht und Ausnutzung der Konjunktur. 
Darum muß jetzt die Entwicklung zu einer 
Erweiterung der Rechte der Allgemeinheit führen, 


und zwar in erſter Reihe im Sinne der Be⸗ 


ſtrebungen der Bodenreform. 

Eine Läuterung des öffentlichen 
Gewiſſens wird eine Operation wie die 
Bodenſpekulation verurteilen; ſie darf nicht zu 
den Operationen gehören, die für ſittlich einwand⸗ 
frei gelten. Das iſt ein ſehr wichtiger Punkt, 
weil wir in der Tat nicht überall mit dem Recht 
nachkommen können. Aber mit Hilfe ſittlicher 
Grundſätze und beſonders der öffentlichen 
Meinung können wir hier wirken. 

Wir müſſen zu einem neuen „deutſchen 
Frieden“ kommen, der hoffentlich ein 
beſſerer wird als der, der bisher auf der 
Erde geherrſcht hat, und in dem zuletzt auch die 
wahren Intereſſen der anderen vertreten ſein 
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Es iſt alſo ganz gewiß nicht bloß ideell, 
ſondern auch ſach lich jhon viel erreicht. Zum 
Beweiſe deſſen möchte ich Herrn Dr B. nur einen 
Mann anführen, den er doch ganz gewiß wird 
gelten laffen müſſen, Rudolf Sohm. Dieſer 
war im Lebenskampfe ſo „genügſam“ geworden, 
daß er unſerem Damaſchke ſagte: „Und wenn die 
Bodenreform weiter nichts erreicht hätte, als die 
Zonenenteignung bei öffentlichen Kanalbauten, 
ſo wäre das allein ſchon wertvoll genug, gelebt 
zu haben!“ — 

Gewiß, darin ſtimmen wir Dr. B. zu, das tit 
noch nicht erreicht, was die Bodenreform eigent⸗ 
lich will, Brechung des Monopolrechtes am 
Boden. Ganz gewaltige Aufgaben harren hier 
noch ihrer Löſung. Millionen erhoffen von der 
Durchführung der Bodenreform die Schaffung 
der Grundlagen zu einem menſchenwürdigen 
Daſein und damit zur ſozialen Verſöhnung. Wie 
unendlich viel Aufklärungsarbeit muß noch ge⸗ 
leiſtet werden, daß „Sozialdemokraten“ ſowohl 
wie „Bürgerliche“ überhaupt erſt einmal eine 
Ahnung von der Bedeutung der Grund- 
rente gewinnen! — 

Auch darin kann man Herrn Dr. Bechtel bei⸗ 
pflichten, daß „durch Aufwerfen und 
Unterſuchen von Schuldfragen“ nicht 
viel erreicht wird; das wirkt trennend und nicht 
einend. — Aber ich habe immer das Gefühl, ob 
die Geſchichte nicht Dr Damaſchke einmal ebenſo 
recht geben wird, wie einem Friedrich L ift, der 
L Zt. von den „zünftigen“ Nationalökonomen 
in ähnlicher Weiſe verkannt und verläſtert wurde, 
wie heute Damaſchke? Wann und wo werden 
uns die deutſchen Hochſchullehrer erſtehen, die 
uns helfen, deutſches Bodenrecht zu 
ſchaffen? — Doch nun Schluß! 4 

Wir find weder fo genügſam, uns mit dem 
Erreichten zufriedenzugeben, noch ſo utopiſtiſch, 
eine Verwirklichung von anderen Kräften als 
lediglich aus uns ſelbſt heraus zu erwarten. Wir 
wiſſen, wie ſtark die Hemmungen ſind, die inter⸗ 
eſſierte Kreiſe ausſtrahlen. Wir verkennen auch 
nicht die erſte irdiſche Großmacht — Gott 
Mammon —, die überall gegen uns ſteht. Wir 
wiſſen aber auch, daß wir die letzte Etappe 
bilden zur geſetzmäßigen Befriedung aller ent⸗ 
rechteten deutſchen Menſchen. Gelingt uns dieſe 
Befriedung nicht und nicht rechtzeitig genug, 
dann verwirklicht ſich Damaſchkes Warnung: 
„Bodenreform oder Revolution!“ Ohne einen 
klaren, allgemein gültigen Mak- 
ſtab für alle Rechtsverhältniſſe am 
Boden iſt unſere Nation und nicht zuletzt unſere 
deutſche Landwirtſchaft dem Untergange geweiht. 
Leiten ſoll uns aber in dieſem ſchweren Kampfe 
ſtets das Bismarckwort: „Reformen ſind die 
Frucht mühſamer Arbeiten und gegenſeitigen 


SUG te EITHER GE MAE sa... 


zur Geltung bringen will! An ihr muß deshalb 


helfen, wer eine Mitverantwortung für unſeres 


werden. Das kann aber nie Wahrheit 
werden ohne feſte ethiſche Grundſätze auch im 


Wirtſchaftsleben, wie ſie die Bodenreform Volkes Zukunft fühlt!“ 


vermiſchtes. 


rufes nicht das Intereſſe entgegenbrachte, das dieſe Haupt⸗ 
gebiete der techniſchen Kommunalverwaltung hätten bean⸗ 
ſpruchen können, ſodaß im vergangenen Jahre dieſe emi⸗ 
nent wichtigen Aufgaben ſeiner Mitwirkung gänzlich ent⸗ 
zogen wurden. Darüber hinaus muß aber doch im Inter⸗ 
eſſe der Sache feſtgeſtellt werden, daß die Bedeutung Bergs 
für die Löſung von Monumentalaufgaben eine nicht all⸗ 
tägliche war. Wie nur wenige neben ihm, hat Berg ſchon 
ſeit Jahren bewußt unter Verzicht auf jeden Eklektizismus 
danach geſtrebt, einer neuen, zeitgemäßen Baukunſt die 
Wege zu ebnen. In ſeiner Breslauer Feſthalle, in der 
Oswitzer Friedhofskapelle, dem Neubau des Städt. 
Waſſerkraftwerkes und vor allem in ſeiner großzügigen 
Meſſehalle ſind wertvolle Anſätze in dieſem Sinne zu er⸗ 
blicken. Daß dieſe Leiſtungen bereits etwas Endgültiges be⸗ 
deuten, kann nur der verlangen, der glaubt, ein neuer 
Stil entwickle ſich in einem halben Menſchenalter. 

Es iſt zu hoffen, daß der Nachfolger die im beſten Sinne 
neuzeitliche Tradition, die Berg während ſeines kurzen Wir⸗ 
kens in Breslau ſchuf, weiter entwickelt. M. 


Über Grundlagen der Breslauer Stadterweiterung. 
Zu unſerer Beſprechung ſeines Vortrages in Heft 12 
des vorigen Jahrganges ſchreibt uns Prof. Rading: 

1. Der Sinn meines Vortrages war, zu zeigen, daß eine 
Stadt als Glied des Gefambolkiſchaft körpers aus 
dieſem nicht zu löſen iſt. Ich habe an das Vorhanden⸗ 
ſein eines entwicklungsfähigen Wirtſchaftsgebietes um 
Waldenburg keine Folgerungen geknüpft, die dieſen 
Sinn berührten oder irgendwie für den Vortrag wich⸗ 
tig waren. 

2. Ich habe nicht das Trabanten⸗Dezentraliſationsſyſtem 
als Schlagwort abgelehnt, ſondern mich gegen Schlag⸗ 
worte allgemein gewandt, das leere Wort auf ſeinen 
vernünftigen Inhalt zurückgeführt und lediglich Tra⸗ 
banten für die jetzt zur Diskuſſion ſtehende Breslauer 
Eingemeindung abgelehnt. 

3. Ich habe nicht geſagt, es möge alles der Entwicklung 
überlaſſen werden, jondern, daß die Entwicklung i m 
großen zwangsläufig ſei, aber wiederholt mit 
Nachdruck betont, daß ſie im einzelnen beeinflußt 
werden könne und müſſe. 

4. Ich habe in keiner Weiſe dem Entſtehen endloſer 
Häuſermeere das Wort geredet, ſondern deutlich und 
wiederholt betont, daß eine Weiterentwicklung der 
Städte nur in neuer Form möglich ſei (Schonung 
landwirtſchaftlicher Nutzung, Gärten, Grünflächen, 
Ausgehen von der Einzelwohnung). 

5. Ich lehne nicht jeden Zweckverband für die Gegen⸗ 
wart allgemein ab, ſondern ich habe dieſe Ablehnung 
N beſchränkt auf das jetzt in Frage ſtehende, 
in ſeinen Grenzen aE Eingemeindungsgebiet 
Breslau aus im einzelnen begründeten wirtſchaft⸗ 
lichen und organiſatoriſchen Erwägungen. 

6. Ich habe nicht jede Aufſtellung umfaſſender Sied⸗ 

lungspläne als unnütze Arbeit bezeichnet, ſondern die 

evtl. zeichneriſche Tätigkeit eines evtl. Zweckverbandes 

im heutigen Erweiterungsgebiet als nutzlos bezeich⸗ 

net, da das ungeheure Übergewicht der Stadt Breslau 

nicht ausgeſchaltet werden kann. 

Ich habe nicht jede Bautätigkeit im Erweiterungs⸗ 
gebiet im chaotiſchen Sinne begrüßt, ſondern habe 
mich für freien und lockeren Anſatz der Bautätigkeit 
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Deutſche Wohnſtättenbank A⸗G. und Wohnſtätten 
N G. m. b. H. Berlin. 

Die Deutſche Wohnſtätten⸗Bank Aktien⸗Geſellſchaft in 
Berlin weiſt darauf hin, daß fie mit der in der letzten 
act verſchiedentlich in der Preſſe genannten Wenig il 

m. b. H., Berlin, Luiſenſtraße 32, nicht identiſch ift. 
Letztere iſt auch keine Tochtergeſellſchaft der Wohnſtätten⸗ 
Bank. Die Wohnſtätten G. m. b. H. iſt eine gemeinnützige 
Baugeſellſchaft, während die Deutſche Wohnſtätten⸗Bank 
Aktien⸗Geſellſchaft ein unter Reichsaufſicht ſtehendes 
Bankinſtitut zur Finanzierung des gemeinnützigen 
Wohnungsbaues iſt, dem u. a. auch die Verwaltung der 
ür die Anſiedlung abgebauter Beamter des Reichs, der 

eichsbetriebsverwaltungen und der Reichsbank bereit⸗ 

tellten Mittel, ſowie die Verwaltung des ſogenannten 
s ein-Rubr-Fonds übertragen worden ift. Die Deutſche 
Wohnſtätten⸗Bank Aktien-⸗Geſellſchaft tt auch in keiner 
Weiſe an den in der ee beanjtandeten Finan⸗ 
لج و‎ en der bnitótten G. m. b. H., wie amt- 
ich feſtgeſtellt worden iſt, beteiligt. Gl. 


Zwiſchenkredit der deutſchen Wohnſtättenbank. 

Die Deutſche Wohnſtättenbank, als Treuhänderin der 
Reichsmittel für die Anſiedlung abgebauter Beamter, hat 
uns folgendes mitgeteilt: 3 w 

Verhandlungen darüber, daß der Zinsſatz für den 
Zwiſchenkredit vom 1. 10. 1924 ab für ا‎ ży Falle, die 
die utide Wohnſtättenbank bereits endgü tig CHAR 
net hat, auf 6% jährlich, zu üglich einmalig 2 bſchluß⸗ 

roviſion für die Bank ermäßigt wird, ſtehen kurz vor dem 
ſchluß. Solange der Zwiſchenkredit als Bauhilfsgeld 
ilt, d. h. bis zur endgültigen Anerkennung durch die 
eutſche Wohnſtättenbank, koſtet er wie bisher 10% jähr⸗ 
liche Zinſen. Ç 

In einer area ma zu der auch Vertreter 
Preußens zugegen waren, iſt in Ausſicht geſtellt worden, 
daß die bisher ungünſtigeren preußiſchen Beſtimmungen, 
die kein Verrentungskapital, ſondern nur einen verhältnis ⸗ 
mäßig kurzen und in der Höhe beſchränkten Zwiſchenkredit 
vorſehen, in abſehbarer Zeit den Reichsbeſtimmungen an= 
geglichen werden. 3 

Das Reichsbankdirektorium hat als erſten Betrag für 
die Anſiedlung abgebauter Reichsbeamter der Deutſchen 
Wohnſtättenbank zu treuen Händen 100 000 M zur Ver⸗ 
fügung geſtellt. Die Anträge abgebauter Reichsbank⸗ 
beamter find ebenſo zu behandeln, wie die Anträge ab- 
gebauter Reichsbeamter. X 


Perſonalien. 

Stadtbaurat Berg hat ſeinen Vertrag mit der Stadt 
Breslau gelöſt. In der Preſſe iſt dieſer Anlaß benutzt 
worden, um dem ſcheidenden Stadtbaurate in weni 
ſchmeichelhafter Weiſe vorzurechnen, wie wenig lai 
feine hieſige Tätigkeit geweſen wäre. Wir halten es dem 
gegenüber für unſere Pflicht, darauf hinzuweiſen, daß mit 
Berg einer der bedeutendſten Architekten des Oſtens aus 
dem Verwaltungsdienſte ausſcheidet. Es mag zutreffen, 
daß Berg, rein verwaltungsmäßig betrachtet, nicht die Er⸗ 
wartungen erfüllte, die man an ſeine Perſon geknüpft 
hatte. Es muß auch zugegeben werden, er leider der 
ſtädtebaulichen und ſiedlungstechniſchen Seite ſeines Be⸗ 
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Herr Polizeipräſident a. D. Vogt vom „Baubiitten= 
betriebsverband Schleſien“ ſprach über: „Den Heimſtätten⸗ 
bau und ſeine Hemmungen“ und forderte insbeſondere 
weiter ausholende Bauprogramme, da bei den bisherigen, 
nur für den Zeitraum eines Jahres aufgeſtellten Bau⸗ 
programmen immer wieder die geſamte Bautätigkeit 
eines Jahres in einem kurzen Zeitraum zuſammenge⸗ 
drängt wird und dadurch ein dauerndes Schwanken von 
Arbeitsloſigkeit zum Facharbeitermangel, von Bauſtoff⸗ 
mangel zur Abſatzſchwierigkeit hervorgerufen und letzten 
Endes das Bauen unnötig verteuert wird. 

Erſchütternde Angaben über den Stand unjerer Volks⸗ 
oe machte an Hand intereſſanter Lichtbilder Herr 
r med. Köbiſch, Obernigk, und betonte beſonders die 
Zuſammenhänge zwiſchen der Tuberkuloſe, ſowie auch des 
Alkoholmißbrauchs mit der Wohnungsfrage, deren end⸗ 
liche Löſung für jeden Arzt ein ſelbſtverſtändliches Ziel 
ſein muß. Die Sozialverſicherungen (Landesverſicherungs⸗ 
anſtalten und Reichsverſicherung für Angeſtellte) würden 
ſich ſelbſt einen Dienſt durch weitmöglichſte Gewährung 
von Baukrediten leiſten, weil damit mit Sicherheit ein 
Rückgang der Heilverfahren zu erwarten iſt. f 
Herr Paftor lie. Preisker, Breslau, betont in 
einem intereſſanten Vortrag „Chriſtentum und Boden⸗ 
reform“ die Verpflichtung der chriſtlichen Körperſchaften 
zur Mitarbeit, und Herr Amtsgerichtsrat Ahrens, 
Breslau, unterbreitet aus ſeiner Praxis als Vormund⸗ 
ſchaftsrichter entſetzliches Material über den Zerfall des 
deutſchen Familienlebens, der in der Hauptſache auf das 
Wohnungselend zurückzuführen iſt. 

In ausgedehnten Ausſprachen wurden noch viele 
Nebenfragen erörtert, ſodaß jeder Teilnehmer mit neuem 
Mut und neuem Rüſtzeug an ſeinem Platz wirken kann 

für die Zukunft unſeres Volkes. 


Stimmungsbilder über die Siedlungen des Baukreiſes 


Peiskretſcham. 

Von E. Kirſtein, Architekt, Hindenburg. 
Seit dem Jahre 1923 hat ſich in Peiskretſcham die 
Siedlungsbautätigkeit ſehr ſtark entwickelt. Peiskretſcham 
ſelbſt, landſchaftlich ſchön gelegen, iſt gewiſſermaßen der 
Vorort der eigentlichen Induſtrie Oberſchleſiens und wird 
in Zukunft an Bedeutung gewinnen. Das Siedlungs⸗ 
gelände liegt unmittelbar am Bahnhofe und bildet ſchon 
jetzt den Übergang zum eigentlichen Orte Peiskretſcham. 
Wo im Frühjahre 1923 noch Acker und Felder lagen, ſtehen 
heute eine ſtattliche Anzahl von Siedlungsgruppenhäuſern, 
die an und um neu angelegte Straßen und Plätze grup⸗ 
piert, ein abgeſchloſſenes Ganzes bilden. Vom Bahnhofe 
aus führt der neue Weg zunächſt zu den fertiggeſtellten 
und bewohnten 4 د‎ der „Gemein⸗ 
nützigen Siedlungsbaugenoſſenſchaft Peiskretſcham“, denen 
ſich, um einen Platz gelagert, die 4 Familiengruppenhäuſer 
der gemeinnützigen Siedlungsbaugenoſſenſchaft „Bobrek“ 
in Peiskretſcham anſchließen. Den Abſchluß der geſamten 
Siedlungsanlage bilden dann die Reihenhäuſer der Berg⸗ 
mannsheimſtätten. 

Die Bauten bieten, ſchmuck und ſauber, dem Beſucher 
einen netten Eindruck. Die weiß getünchten Häuſer mit 
verſchieden dazupaſſenden Fenſter⸗ und Türanſtrichen, das 
überaus vorteilhafte, ſteile Dach, die mit einem Holzzaun 
umgebenen Hof⸗ und Gartenflächen wirken ſehr lebhaft 
und jeder Wohnungsinhaber und jeder Beſucher hat das 
Gefühl, daß hier tatſächlich Heimſtätten geſchaffen 
ſind. Anſchließend an die bereits fertiggeſtellten Sied⸗ 
lungshäuſer ſind die Neubauten des Bauprogramms 1924, 
die im Rohbau im Vergleich zu den fertigen Bauten aus⸗ 
ſehen, als wenn ſie ſehnſüchtig auf ihr farbiges Kleid 
warteten. Am äußerſten Ende der Siedlung find die erſten 
Gebäude des Eigenhandbauvereins der Schutzpolizei Peis- 
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ausgeſprochen und dabei wiederholt und ſcharf betont, 
daß nach dieſem Anſatz eine Beeinfluſſung und Rege⸗ 
lung nach den Geſichtspunkten des modernen Städte⸗ 
baus zu erfolgen hätte. 

8. Ich habe Amerika keineswegs als vorbildlich be⸗ 
zeichnet und habe ſelbſt davon geſprochen, wie Bau⸗ 
zonen= und Siedlungspläne dort aufgeſtellt werden. 

Adolf Rading. 
Es ijt zu begrüßen, daß Prof. Rading fih hier 
offener und klarer zu den Forderungen des Städtebaues 
von morgen bekennt, wie ſie der Städtebaukongreß in 
Amſterdam formuliert hat und die wir in ſeinem 
Vortrage vermißten. Wenn dieſer Eindruck einer bewuß⸗ 
ten, aber verſchleierten Kampfſtellung des Vortragenden 
viele der Zuhörer an jenem Abend beherrſchte, ſo lag das 
wohl daran, daß der akute Fall Breslau doch ſo im Vor⸗ 
dergrund ſtand, daß es nicht immer leicht war, die 
prinzipielle Einſtellung des Redners von ſeiner Stellung⸗ 
nahme zum Streit um die Breslauer Stadterweiterung 
klar zu trennen, und ſchließlich ſind ja konkrete Aufgaben 
dazu da, um an ihnen das theoretiſche Bekenntnis zu be⸗ 
währen, auch über Widerſtände und Bedenken hinweg, 

ſonſt bleibt die Theorie eben grau. B. 


Obernigker Bodenreformtage. 

Abſeits vom lärmenden Getriebe der Großſtadt hatten 
ſich auf Veranlaſſung des Landesverbandes Schleſien im 
Bunde deutſcher Bodenreformer vom 2. bis 8. Januar 
d. J. in Obernigk zahlreiche Vertreter der Provinzialbe⸗ 
hörden, ſchleſiſcher Städte, der Mieter, Siedler, Bauern, 
Gewerkſchaften, Kinderreichen, Kriegsbeſchädigten u. a. m. 
und zahlreicher Ortsgruppen des Bundes zu einem 
Führerkurſus zuſammengefunden, um in ernſter Arbeit 
unſers Volkes Nöte und die Wege a ihrer Behebung 
fennen zu lernen. Mit einem Überblid über die Ent- 
widlung eg heutigen Staats⸗ und Wirtſchaftsform 
eröffnete Dr. Wolf Damaſchke die Tagung und betonte 
die Notwendigkeit ſtaatsbürgerlicher Durchbildung unſers 
Volkes, wenn eine Demokratie nicht zur Plutokratie, 
durch indirekten Stimmenkauf mittels geſchickter Schlag⸗ 
wörter führen ſoll. 

Geh. Juſtizrat, Prof. Dr. Heinr. Erman von der 
Univerjitat Münſter i. W., die als einzige deutſche 
Hochſchule ein Seminar für Siedlungsrecht . ka 
hat, unterrichtete in 4 Vorleſungen eingehend über den 
augenblicklichen Stand der deutſchen Bodengeſetzgebung. 
(Die Ausführungen werden demnächſt vom Heimſtätten⸗ 
amt der deutſchen Beamtenſchaft, Berlin⸗Eichkamp der 
Öffentlichkeit übergeben werden und bieten die ſchon oft 
gewünſchte Überſicht über das dem Laien faſt unverſtänd⸗ 
liche Paragraphengewirr.) 

Über die bodenreformeriſchen Erfolge in Anhalt ſprach 
Herr Landtagspräſident Peus aus Deſſau und vertrat 
die Forderung nach dem Wohnungsſparzwang, der in 
derſelben Form durchgeführt werden müſſe, wie unſere 
Sozialverſicherung. 

Die Zuſammenhänge zwiſchen „Mieterrecht und 
Bodenreform“ legte Herr Stadtverordneter Schmidt, 
Breslau, eingehend dar. 

Herr Hiltmann vom „Schleſiſchen Bauernbund“ 
gab einen intereſſanten Überblick über altdeutſche Koloni⸗ 
ſationstätigkeit in Schleſien, und forderte eine Reform 
des ländlichen Schulweſens nach Art der däniſchen Volfs- 
hochſchule, deren Wirken die dortige Bauernſchaft kulturell 
und wirtſchaftlich außerordentlich gefördert hat. 

In einem intereſſanten Lichtbildervortrag zeigte Herr 
Ober⸗Baurat Schierer die Entwicklung des deutſchen 
Städtebaues bis in die Gegenwart und Ro. geſtützt 
auf einige Beiſpiele aus Schleſien, die Beſeitigung der 

Gutsbezirke, die heute der Siedlungstätigkeit vielfach 
hemmend im Wege ſtänden. 


he 
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Die Aufſätze von Dr. Raymond Unwin, London, 
Eduard A. Filene, Bojton, Dr. ing. Blum, Hannover, 
bringen wir mit 
freundlicher Genehmigung der Frankfurter Zeitung aus 
der Sondernummer vom 25. Dezember 1924, die das 
Problem der Großſtadt behandelt. Schriftleitung. 


Befreiung von der Hauszinsſteuer. 

Zur Behebung von Zweifeln wird darauf hingewieſen, 
daß Neubauten, für die Hauszinsſteuerhypotheken nach 
Maßgabe der Richtlinien vom 10. April 1924 bewilligt 
worden ſind, gemäß § 1 der Dritten Verordnung zur 
Durchführung der Preußiſchen Steuernotverordnung 
(abgedr. auf S. 26 ds. Heftes) in Verbindung mit § 29 
der Dritten Steuernotverordnung und $ 6 der Preußiſchen 
Steuernotverordnung von der Hauszinsſteuer befreit find. 


Unregelmäßigkeiten bei der Preußiſchen Landespfandbrief⸗ 
Anſtalt. 


Der erſte Direktor der Preußiſchen Landespfandbrief- 
anſtalt in Berlin, Geh. Regierungsrat Nehring, hat 
ſein Amt unter Verzicht auf Ruhegehalt niedergelegt. 
Das Ausſcheiden des Geheimrats a aus jeinem 
Amte ift darauf zurückzuführen, daß Nehring zuſammen 
mit dem früheren Direktor der Anſtalt Lüders Dar⸗ 
w Aaa tätigt hat, die über den Rahmen des 
Tätig eitsbereichs der Anſtalt hinausgingen und für die 
nicht ا‎ Sicherheiten vorhanden waren. Die 
Lage der Anſtalt ſcheint durch dieſe Geſchäfte nicht 
gefährdet zu ſein. Das Pfandbriefgeſchäft wird, wie von 
dem Staatskommiſſar ود‎ worden ift, 55 dieſe 
Geſchäfte nicht berührt. Es beſteht auch keine Gefahr, 
daß die Pfandbriefe infolge der Vorgänge im Kurſe 
ſinken werden. Der preußiſche Staat will Maßnahmen 
treffen, um eine Schädigung der Anſtalt durch die 
ſatzungswidrigen Darlehnsgeſchäfte zu vermeiden. Es 
iſt ein Unterſuchungsausſchuß eingeſetzt, der ſich mit der 
Schuldfrage und mit den zur Abwendung von Verluſten 
erforderlichen Maßnahmen befaſſen ſoll. Nach Abſchluß 
der Unterſuchung durch dieſen Ausſchuß werden wir 
weitere Mitteilungen hierüber machen. Bg. 


Stadtbaurat Bruno Taut, Berlin, 


kretſcham wie Pilze jo raſch aus dem Boden Heraus- 
geſchoſſen. 

Einen Schritt weiter, ſchon im Bereiche der Induſtrie, 
liegt die Siedlung des Flüchtlingsbauvereins Laband. 
Abſeits von dem Orte Laband, entlang an einen Wald- 
ſaum angepaßt, hat gerade dieſe Siedlung einen natür⸗ 
lichen Reiz. Ein Beſuch am Abend, kurz ehe die Sonne 
verſchwindet, lohnt wirklich die Mühe; denn friedlich und 
ſtimmungvoll wirken dann dieſe Häuschen. Dort merkt man 
ſo recht die Erquickung des Feierabends nach aller Müh 
und Laſt des Tages. Gut wirken hier auch die Brunnen⸗ 
plätze zwiſchen den Häuſern, zu denen ſich die von Holz⸗ 
zäunen flankierten Gartenzugangswege ſchlängeln. Dieſer 
Häuſergruppe ſchließen ſich die Bauten des Bauprogramms 
1924 an, und davor erheben ſich die Doppelhäuſer des 
gemeinnützigen Bauvereins Laband. 

Eine Stunde öſtlich liegt die Siedlung Mikultſchütz. 
Die im Jahre 1923 fertiggeſtellte und bezogene Siedlung 
umfaßt 11 Doppelhäuſer, die infolge der ungünſtigen Ge- 
ländelage faſt in einer Flucht ſtehen. Aber trotzdem macht 
das Ganze mit ſeinen Gaxtenanlagen und den zwiſchen 
den La durch Holzzäune gebildeten Hofeingängen 
einen ſchlichten harmoniſchen Eindruck, ſodaß man auch 

ier von einer Siedlung ges kann. Unweit des alten 
ugelandes hat die Genoſſenſchaft ein ſchönes, freies und 

ſonniges Stück Land erwerben können auf dem 1924 

weitere Doppelhäuſer mit 12 Wohnungen errichtet ſind. 

Die jüngſte Genoſſenſchaft des Baukreiſes Peistret- 
ſcham iſt die Siedlung Toſt. Hier wurden im Jahre 1924 
die erſten Wohnungen erſtellt. Beſonders ſchön iſt hier 
die Lage gegenüber der alten Burg Toſt. Prachtvoll baut 
ſich jenſeits des Tals die bewaldete Burgruine auf, an 
deren Fuße die hiſtoriſche Mühle aus Eichendorff's Zeiten 
liegt. Bemerkenswert ijt bei dieſen Bauten das Boblen= 
binderdach, deſſen gebogene Form einen behäbigen Ein⸗ 
druck macht wie eine famoſe alte Biedermeier-Kaffeemütze. 


= Notiz: 

Die Flugzeugaufnahmen in Heft 10 unferer Zeitſchrift 
find aufgenommen von dem Aerokartograpiſchen Inſtitut, 
Breslau 13, Goetheſtraße 58. 


Geſetze und Verordnungen. 


Normenfenſtern und Normentüren wird wegen ihrer 
Mindeſtmaße empfohlen. Nach Möglichkeit ſind, 
beſonders an der Wetterſeite des Hauſes, Doppelfenſter 
vorzuſehen, und die Hauseingänge durch Doppeltüren 
oder Windfänge zu en fir 

4. Die Seld en find auf die baupolizeilich zu⸗ 
läſſigen Mindeſtmaße einzuſchränken. (Vergl. Sonder⸗ 
baupolizeiverordnung für Kleinhäuſer vom 24. Februar 
1918 und baupolizeiliche Erleichterungen für Mittel- 
häuſer vom 10. Februar 1919). 


II. Bauart. 

1, die Eignung einer Bauweiſe in wärmetechniſcher 
Hinſicht hängt ab von der Art der Bauſtoffe und von 
deren Ber ara 

2. Bei der Auswahl der Bauſtoffe ſind unter ſonſt 
gleichen wirtſchaftlichen Verhältniſſen ſolche zu bevor⸗ 
ugen, die EINE zu ihrer Herſtellung die geringſte 
Menge Kohle uchen, die andererſeits aber auch eine 
gute 2 siehe tung bei der aa a des Hauſes ſichern. 
(Näheres ſiehe Druckſchrift Nr. 5 S. 3 und 6 ff ©). 

3. Die Konſtruktion ift jo zu wählen, daß die Um- 
hüllung des Hauſes wärmehaltend ijt, d. h. fie foll geringe 
Wärmedurchläſſigkeit und möglichſt große Wärmeſpeiche⸗ 


Richtlinien zur Förderung der Wärmewirtſchaft 
beim Wohnungsbau. Aufgeftellt im Preuß. 
Miniſterium für volkswohlfahrt. 


A. Bauliche Maßnahmen. 


I. Grundriß und Aufbau des Haujes: 

1. Bei der Lageplanung iſt auf Windriehtung und Be⸗ 
ſonnung Rückſicht zu nehmen. Doppelhäuſer, und vor 
allem Rei nhäuſer ſind heiztechniſch wirtſchaftlicher als 
das Einzelhaus. > 1 wt; 

2. Die eg geheizten Räume müſſen möglichſt 
in den Kern des Hauſes gelegt werden und ſind neben⸗ 
und übereinander zu gruppieren, um möglichſt wenig 
Abkühlungsflächen zu erhalten. Selten geheizte und nicht 
heizbare Räume ſind zum Sag der ſtändig benutzten 
Wohnräume vorwiegend an den Außenſeiten des Hauſes 
anzuordnen. Bei Einzelhäuſern von kleiner Grund- 
fläche ſind die regelmäßig zu heizenden Räume auf eine 
Sonnenſeite zu legen. 1 = 

3. Tür⸗ und Fenſteröffnungen find auf die See 
geringſten Maße einzuſchränken, Flügeltüren und Schiebe⸗ 
türen ſind aner jó ungünſtig (große Abkühlungs⸗ 
flächen, undichter Verſchluß). Die Verwendung von 
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5. Senkrechte Schornſteine find gezogenen ſtets vorzu⸗ 
ziehen, da ſie leichter auszuführen, bequemer zu reinigen 
und dauerhafter ſind. 

6. ages pw find unbedingt dicht auszuführen und 
außen ſorgfältig zu fugen oder zu putzen, um den Eintritt 
von Falſchluft zu verhindern; auch auf ar Innen⸗ 
flächen, dichte Schornſteinzungen und gut ſchließende Ver⸗ 
ſchlußvorrichtungen der Reinigungsöffnungen iſt zu 
achten. Mauerabſätze im Innern der Schornſteine und 
r müſſen unbedingt vermieden 
werden. 

7. Die Schornſteinköpfe ſind ohne Geſimſe und ohne 
Abdeckungen auszubilden und müſſen ſo hoch liegen, daß 
ſie von allen Seiten vom Wind beſtrichen werden können. 
Vor Austritt aus dem Dach werden ا‎ Die Wan- 
dungen der Schornſteinkäſten durch Vorziehen der Biegel- 
ſchichten verſtärkt, 

8. Ein quadratiſcher Schornſteinquerſchnitt iſt einem 
rechteckigen vorzuziehen. An einem Schornſtein von 
14 . 14 cm Querſchnitt werden zweckmäßig nur zwei 
Stubenofenfeuerungen, und ar möglichſt desſelben 
Stockwerks und derſelben Wohnm bunten fd Die 
Anſchlüſſe der Feuerſtätten an den Schornſtein ſind in die 
Bauzeichnung einzutragen. ; 

Für Küchenherde, Waſchrüchenherde, Badeöfen oder 
Badewaſchkeſſel für feſte Brennſtoffe ſind beſondere 
N mit einem Querſchnitt von 14. 14 em Dots 
zuſehen. i 

Überlaftung des Schornſteins verſchlechtert die Bug- 
verhältniſſe. Auf ausreichende Schornſteinhöhe von der 
es der oberjten Feuerung ab ijt beſonders zu 
achten. 

9. Die Verbindung der Stubenofenfeuerung mit dem 
Schornſtein iſt anſteigend, auch innerhalb der Schornſtein⸗ 
wand EE ie Einführung gegemüberliegender 
Ofen in den Schornſtein hat mit Verſatz zu erfolgen. 

10. Die Abgaſe der za öfen u. Warmwaſſerbereiter 
find von der Verbrennungsſtelle Was den Richtlinien des 
deutſchen Vereins von Gas⸗ und Waſſerfachmännern e. V. 
abzuführen. In Neubauten ſind hierfür beſondere Schorn⸗ 
ſteine vorzuſehen. 

11. Auch in Gebäuden mit 3 ſind 
Schornſteine zum Abſchluß von Einzelöfen für jede 
aun en vorzuſehen. Für zentrale Warmwaſſer⸗Verſor⸗ 
gungsanlagen iſt zweckmäßig ein beſonderer Schornſtein 
von dem notwendigen Querſchnitt (mindeſtens 14. 14 em) 
anzuordnen. 


B. Heiz⸗ und Kochanlagen. 

1. Die Heiz⸗ und Kochanlagen müſſen ſparſamſten 
Brennſtoffverbrauch gewährleiſten und bei langer ebens⸗ 
dauer nur geringe Ausbeſſerungen erfordern, ihre Wirt⸗ 
chaftlichkeit wird durch die Höhe der geſamten jährlichen 

etriebskoſten bedingt, die ſich aus der Verzinſung der 
Anſchaffungskoſten, den Ausgaben für Brennſtoffe und 
Inſtandhaltungsarbeiten ſowie der Quote der Abſchrei⸗ 


bung zuſammenſetzen. 


2. Bei der Auswahl der Heiz⸗ und Kochanlagen iſt auf 
die Verwendung der ortsüblichen en Rückſicht zu 
nehmen. Beſonders in Siedlungsbauten ſind Feuerungen, 
die auch für weniger hochwertige Brennſtoffe (Torf, Roh⸗ 
braunkohle uſw.) geeignet ſind, zu bevorzugen. 

„3. Die Größe der Heizflächen muß den tatſächlichen 
Wärmeverluſten des zu Beende Raumes entſprechen, 
damit auch an kalten Tagen der Wärmebedarf ohne Über⸗ 
anſtrengung der Heizanlage gedeckt werden kann. Zur 
überſchläglichen Berechnung der Heizflächengrößen von 
Einzelöfen ſei auf die von Speen Barlach aufge- 
tellten Tabellen für Kachelöfen (9) und die von der 

ereinigung deutſcher Eiſenofenfabrikanten veröffent⸗ 
lichten Tabellen für Eiſenöfen (10) hingewieſen. 
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rung aufweiſen. Über Wärmedurchgangszahlen ſiehe 
Druckſchrift Nr. 5, S. 129.—148) > 
4. Die Wärmedurchläſſigkeit der Außenwände darf auf 
keinen Fall größer ſein, als die einer 38 em ſtarken, 
beiderſeitig verputzten Ziegelmauer. 
5. Iſt ein wärmetechniſch ungünſtiger Bauſtoff (3. B. 


dichter Kiesbeton) vorhanden, fo kann man die 
hohe Wärmeleitfähigkeit und „„ 
ſolcher Wand durch Einſchaltung eines ſchlecht 


Seh, wieder verringern (vergl. Druckſchrift Nr. 5, 

6. Die Luft iſt nur dann ein ſchlechter Wärmeleiter, 
wenn ſie ſich im Zuſtande der Ruhe befindet, der weder 
durch Verbindung mit der Außenluft, noch durch Strö⸗ 
mungen im Innern des Hohlraumes geſtört wird. Da 
dieſe Bedingung bei vielen Sparbauweiſen nicht erfüllt 
wird, iſt der Hohlraum zu unterteilen. Bei einem Hohl⸗ 
raum von Zimmerhöhe würde eine zweimalige horizon⸗ 
tale Unterteilung genügen. Bejjer noch ift die Anordnung 
von vielen kleinen Zellen, am einfachſten in der Weiſe, 
daß der Hohlraum mit poröſen und vor allem trockenen 
Materialien wie Torf, Bimskies, Schlacke, Koksgrus, 
Sand oder magerem Lehm locker ausgefüllt wird. (Vergl. 
auch A II Ziffer 7). , 

7. Es ift darau zu achten, daß die e nicht 
nachträglich in die Wände oder in die Füllkörper eindringt, 
weil feuchte Bauſtoffe wieder gute Wärmeleiter werden. Da⸗ 
her itt beſonders bei ausgefüllten Hohlwänden auf guten 
Fugenve dlug und dichten Verputz der Außenſchale zu 
achten. Für die Wetterſeiten freiſtehender Häuſer ſind 
beſondere Schutzmaßnahmen zu treffen, zum mindeſten 
iſt waſſerdichter Putz vorzuſehen. 

8. Das Wärmeſpeicherungsvermögen verdient beſon⸗ 
dere Beachtung bei den aus dünnen len konſtruierten 
Wänden, zum Beiſpiel beim Holzbau mit Hohlräumen. 
Es wird erhöht durch geeignetes Füllmaterial, deſſen 
Maſſe ein zu raſches Erkalten der Wände verhindert. 
In Wohnräumen mit raſch auskühlenden Wänden emp⸗ 
fiehlt ſich die Aufſtellung von Heizkörpern mit großem 
eigenen Speicherungsvermögen. 

9. Auch die Art und Decken bedürfen des Wärme⸗ 
ſchutzes durch die Art ihrer Konſtruktion. Denn die nicht 
anterkellerten Erdgeſchoßräume und die Dachkammern mit 
gu leichten Decken tragen oft in ſtärkerem Maße a 

urchkältung der Wohnung bei, als die Beſchaffenheit der 
Wände, auf die ſich zunächſt die Aufmerkſamkeit zu be⸗ 
ſchränken pflegt. E 
III. Schornſteine. 

1. Alle Rauh- und Wraſenrohre find von Grund auf 
in Gruppen zu vereinigen und in Mittelwände zu g > 
Schornſteine in Außenwänden find zu vermeiden. Be- 
reits beim Entwurf iſt auf die Möglichkeit einer verband⸗ 
gerechten Ausführung Bedacht zu nehmen. 

2. Die Schornſteine ſind möglichſt ſenkrecht zu führen 
und ſollen den Dachraum erſt im Firſt م‎ dadurch 
wird Schutz vor ſtarker Abkühlung durch Wind und 
Seas tigtett erreicht und Bildung von Schneeſäcken ver- 
mieden. 

3. Falls getrennte Rauchrohre nicht zu umgehen ſind, 
ift noch vor Austritt aus dem Dach Zuſammenfaſſung in 
gemeinſame Schornſteinkäſten anzuſtreben. 

4. Richtungsänderungen müſſen allmählich und ſtetig 
ohne Verengung des lichten Querſchnittes erfolgen und 
dürfen höchſtens einen Winkel von 30° mit der Senkrechten 
bilden. Die nach dem Schornſteininnern hervortretenden 
Knickpunkte im Mauerwerk des Schornſteins bei Rich⸗ 
tungsänderungen ſind mit Rundeiſen zu verſehen, um das 
moda der Arbeitsleine des Schornſteinfegers zu ver- 
meiden. 


6. „Die Wärmeverluſte durch ebene Wände“ von Dr. 
ing. Karl Henky, Verlag R. Oldenbourg, München und 
Berlin. 


7. „Grundſätze für Kachelofen und Herdbau“ aufgeſtellt 
von der Heiztechniſchen Landeskommiſſion für das Ofen⸗ 
etzergewerbe Groß - Berlin, Verlag Albert Lüdtke, 

erlin SW. 29. 


8. AST a e en über Barlachfeuerungen“ von 
Brabse⸗Bradtke⸗Barlach, Verlag R. Oldenbourg, München 
und Berlin. . 

9. „Tabelle zur überſchläglichen Berechnung der Heiz- 
flächengrößen 5 Kachelöfen“ dj dY im 
Auftrage des Preußiſchen Miniſteriums für Volkswohl⸗ 
fahrt von Ingenieur Barlach, Verlag Lüdtke, Berlin 
SW. 29. 


10. „Der eiſerne Zimmerofen“, Handbuch für neuzeit⸗ 
liche Wärmewirtſchaft im A herausgegeben von 
der Vereinigung Deutſcher F Verlag 
R. Oldenbourg, München und Berlin. 

11. „Regeln für die ا‎ der Wärmeverluſte 
und Heizkörpergrößen“ nebſt Nachtrag, Selbſtverlag des 
Verbandes der Zentralbeizungsinduſtrie e. V., Berlin W 9, 
Linkſtraße 29. 

12. „Häusliche Gas- und Feuerſtätten und Geräte“, 
Anleitung für ihre Bauweiſe, Aufſtellung und Handhabung. 
Bearbeitet und herausgegeben vom Deutſchen Verein von 
Gas- und Waſſerfachmännern e. V., Berlin W. 35, Am 
Karlsdad 12/13. 

13. „Die Wärmewirtſchaft“, Mitteilungsblatt der 
Arbeitsgemeinſchaft für Brennſtofferſparnis, Berlin, 
Verlag Albert Lüdtke, Berlin SW. 29. 


Erlaß des Preuß. Miniſters für volkswohlfahrt 
vom 20. 9. 1924, betreffend Erhebung einer 
Hauszinsſteuer von mit öffentlichen Mitteln 


errichteten Wohnungsbauten. 
II 13 Nr. 3323 W. M.) 


Da 2 Nr. 1231 F. M. 


Auf die in der nächſten Nummer der Preußiſchen 
Geſetzesſammlung zur Veröffentlichung gelangende Fünfte 
Verordnung zur Durchführung der een Steuer⸗ 
notverordnung vom 18. Dezember 1924 weiſen wir mit 
dem Erxſuchen hin, die Verordnung beſchleunigſt zur 
öffentlichen Kenntnis zu bringen. 

Durch § 2 dieſer Verordnung ift $ 3 Abſ. 1 der 
III. eh rażą cw vom 12. Juli 1924 (Geſetz⸗ 
ſammlung Seite 578) in der Faſſung der IV. 99 
führungsverordnung vom 20. September 1924 (G. S. 
S. 605) dahin abgeändert worden, durch die Worte: 
„31. März 1925“. 

Zugleich im Namen des Preußiſchen Finanzminiſters 

Der Preußiſche Miniſter fin Volt sch an 

Es handelt ſich bei obiger Verfügung um die Rück⸗ 
zahlung der . ake ŚBefretung von 
Zahlung der Hauszinsſteuer. 


verfügung des Finanz⸗Miniſters v. 6. 10. 1924, 
betr. Hauszinsſteuer ab 1. 10. 1924 
(K. V. 2. 3413) 

Der Preußiſche Landtag hat in der Sitzung am 
26. September 1924 die beiden Preußiſchen Steuernot⸗ 
verordnungen genehmigt und gleichzeitig mit Wirkung 
vom 1. Oktober 1924 ein Geſetz über die Abänderun 
dieſer Steuernotverordnungen beſchloſſen, daß demnächſt 
in der Geſetzſammlung veröffentlicht werden wird. 
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Die Berechnung der Zentralheizungsanlagen hat nach 
den Regeln (11) des Verbandes der Zentralheizungs⸗ 
induſtrie zu erfolgen. 

Die Größe der Gasheizöfen iſt weſentlich dadurch be⸗ 
dingt, ob ſie für e e für vorübergehende 
Heizung gelegentlich benutzter Räume verwendet werden 
ſollen; die Ofengrößen ſind den Spalek'ſchen Tafeln (12) 
zu entnehmen. 

4. Die Außenflächen der Heizkörper müſſen glatt aus⸗ 
gebildet und leicht zugänglich ſein, damit der Staub ohne 
Schwierigkeit entfernt werden kann. 

5. agin ae find frei vor der Wand, am beſten auf 
Füßen aufzuftellen, damit die Raumluft die Heizflächen 
allſeitig beſtreichen kann; ihre Gliederung iſt möglichſt 
einfach zu halten, ſtark ausladende Geſimſe, die der 
aufwärtsſtrömenden Luft Hinderniſſe bereiten, ſind fort⸗ 
zulaſſen. Verkleidungen für die Heizkörper der Zentral⸗ 
heizungen ſind abzulehnen. Alle Heizanlagen ſind mit den 

ewählten Abmeſſungen in den Grundriſſen zur Dar- 
ſtellung zu bringen. 

6. Die richtige Roſtgröße iſt für die Erwärmung der 
Heizflächen von außerordentlicher Bedeutung. Die un⸗ 
befriedigende Heizwirkung vieler Anlagen iſt häufig auf 
zu große Roſtflächen zurückzuführen; in ſolchen Fällen 
empfiehlt es ſich, die Roſtflächen zu verkleinern (8). 

7. Kachelöfen ohne Roſt arbeiten unwirtſchaftlich und 
kommen nur für Braunkohlenbriketts oder Holzfeuerung in 
Betracht. Für Rohbraunkohle und Torf ſind Roſte erfor⸗ 
lich. Alte roftloje Kachelöfen können durch den nachträg⸗ 
lichen Einbau von affe auch für die Verwendung 
minderwertiger Brennſtoffe ohne große Koſten tauglich ge- 
macht werden. 

8. Die in manchen eed Deutſchlands noch herr⸗ 
ſchende Sitte, beim Wechſel von Mietwohnungen mit dem 
Ofen umzuziehen, hat vielfach dahin geführt, daß ungeeig⸗ 
nete Ofen aufgeſtellt werden und der Anſchluß an die 
Rauchrohre willkürlich und unſachgemäß erfolgt. Es iſt 
daher der Erſatz da 1 ‚Wanderöfen” durch feſten Ein- 
bau einer den örtlichen Brennſtoffverhältniſſen angepaßten 
Heizanlage anzuſtreben. 

9. Die Kochanlagen follen die Heizgaſe auch beim 
Sommerbetrieb möglichſt vollſtändig ausnutzen. Eine 
Verbindung zwiſchen Küchenherd und Stubenofen darf 
nicht auf Soften der Wirtſchaftlichkeit des Herdes erfolgen. 

10. Durch Einführung von Grudeherden in den mit 
Grude verſorgten Gegenden und durch weitgehende An⸗ 
wendung der Kochkiſte werden fih erhebliche Erſparniſſe 
an Kohlen erzielen laſſen. In vielen Fällen wird ſich 
auch die iae eines Gaskochers mit einhahnigen Doppel- 
brennern im Anſchluß an den Kochherd — bejonders für 
den Sommerbetrieb — empfehlen. 


C. Bücher und Zeitſchriften. 


1. Druckſchrift Nr. 3 des Preußiſchen Miniſteriums für 
Volkswohlfahrt „Baupolizeirechtliche Vorſchriften“, Verlag 
Carl Heymann, Berlin. 

2. Druckſchrift Nr. 5 des Preußiſchen Miniſteriums für 
Volkswohlfahrt „Die Bauwirtſchaft im Kleinwohnungs⸗ 
bau“, Verlag Wilhelm Ernſt & hn, Berlin. 

3. „Wärmewirtſchaft im Siedlungsbau“ von Dipl. Ing. 
Werner Shol W im Preußiſchen ae 
w für Volkswohlfahrt, Verlag Albert Lüdtke, Berlin 


4. „Lehrbuch für den Caer eras dy Unterricht 
an den Fachſchulen des Baugewerbes“ von Studienrat 
Dipl. Ing. Walter Kopfermann, Verlag Albert Lüdtke, 
Berlin - 29. 

5. „Heiz⸗ und Lüftungstechnik“ von Rietſchel⸗Brabbee, 
2 Bände, 6. Auflage, Verlag Julius Springer, Berlin. 


5 e i m 27 


des § 29, ferner die Vorſchriften des Wohnungsmangel⸗ 
geſetzes finden keine Anwendung auf möblierte Zimmer, 
die keine ſelbſtändige Wohnung darſtellen. 


§ 2. 

Eine Inanſpruchnahme von Teilen einer Wohnung mit 
der Begründung, daß die Wohnung im Verhältniſſe zur 
Zahl ihrer Bewohner als übergroß anzuſprechen ſei, iſt 
nicht mehr zuläſſig. 8 3 


Soweit bis zum Inkrafttreten dieſer Verordnung die 
Inanſpruchnahme von Teilen übergroßer Wohnungen aus⸗ 
geſprochen oder durchgeführt worden ift, behält es bei den 
bisherigen Beſtimmungen und dem durch die Inanſpruch⸗ 
nahme geſchaffenen Zuſtande ſein Bewenden. Dies gilt 
auch bei einem Wechſel in der Perſon desjenigen, dem 
gegenüber die Inanſpruchnahme ausgeſprochen oder durch⸗ 
geführt worden iſt. 

Desgleichen ſind ſämtliche vor dem Inkrafttreten dieſer 
Verordnung anhängig gewordenen Streitigkeiten über die 
Höhe der geſetzlichen Miete für Räume der im § 1 bezeich⸗ 
neten Art ſowie anhängige Streitigkeiten über deren Her⸗ 
ausgabe nach den bisherigen Vorſchriften zu erledigen. 

Die Kommunalaufſichtsbehörden werden ermächtigt, 
auf Antrag von Gemeindebehörden für einzelne Fälle Aus⸗ 
nahmen von der Beſtimmung des Xj. 1 Satz 2 zuzulaſſen. 

§ 4. sz 

Sämtliche von mir erteilten Ermächtigungen, ſoweit fie 
mit dieſer Verordnung in Widerſpruch ſtehen, werden hier⸗ 
mit zurückgenommen. 

Ich behalte mir vor, auf Antrag von Kommunalauf⸗ 
ſichtsbehörden für einzelne Gemeinden Ausnahmen von 
den Beſtimmungen der $$ 1 und 2 zuzulaſſen. 


§ 5. 

Dieſe Verordnung tritt, ſoweit die Beſtimmungen der 
S$ 2 und 3 Abſ. 1 und 3 in Frage kommen, mit der Ver⸗ 
kündung, im übrigen mit dem 1. Januar 1925 in Kraft. 

Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Hirtſiefer. 


verfügung des Regierungsprafidenten Oppeln 

vom 17. 12. 1924, betrifft: Ausgleihsfonds für 

Jnftandfegungsarbeiten von Wohngebäuden 
I. c. 34. Nr. 4893. 

Zu der Frage der Beſchaffung von Mitteln für die 
Inſtandſetzung von Altwohnungen hat der Herr 
Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt mit Erlaß vom 
5 Dezember 1924 — U 13 Nr. 4206 das Folgende be⸗ 

immt: 
„Die für den Wohnungsbau abgezweigten Haus- 
چ د يل‎ find [edi ich zur Förderung der Neu- 
autätigkeit beſtimmt ($$ 2 und 11 der Preußiſchen 
Steuernotverordnung vom 1. April 1924). Eine Heran- 
عد‎ a biejer Mittel zur c ach m der Mt- 
wohnungen iſt daher rechtlich nicht möglich. Nach 
Artikel II Ziffer 6 der II. Preußiſchen Steuernotverord⸗ 
nung vom 19. Juli 1924 — Geſetzſammlung S. 555 — 
ſind die Gemeinden aber berechtigt, zur Hauszinsſteuer 
beſondere gemeindliche Sule bis zur Höhe von 100 v. H. 
der vorläufigen Steuer vom Grundvermögen zu erheben. 
Gemeinden, die von dieſem Recht Gebrauch machen, ſteht 
Z las dieje aufkommenden Mittel ganz oder zum Teil 
auch zur Gewährung von Dahrlehen zur Inſtandhaltung 
der alten Wohngebäude zu verwenden, da für die Ver⸗ 
wendung der Zuſchläge beſtimmte Richtlinien nicht er⸗ 
laſſen ſind. Hiernach muß es alſo allein dem Ermeſſen 
der Gemeinden überlaſſen bleiben, ob ſie vom Recht der 
Erhebung von Zuſchlägen zur Hauszinsſteuer überhaupt 
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Durch das Abänderungsgeſetz werden die Beſtim⸗ 
mungen des Artikels III der Zweiten Preußiſchen Steuer⸗ 
notverordnung aufgehoben. Die landwirtſchaftlichen uſw. 
Zwecken zu dienen beſtimmten bebauten Grundſtücke 
werden alſo nach wie vor zur Hauszinsſteuer nicht heran⸗ 
gezogen. Ziffer 16 der ppt. vom 21. Juni 1924 
(K. V. 2. 2492) iſt daher gegenſtandslos. 
Außerdem werden durch das Abändexungsgeſetz 
einige von der Steuernotverordnung abweichende 2 
ſtimmungen über die Verwendung des Aufkommens an 
Hauszinsſteuer getroffen. Die hierzu erforderlichen Wei⸗ 
Mec an die Gemeinden uſw. erläßt der Herr Miniſter 
es Innern; den Veranlagungsbehörden werden dieſe 
Weiſungen durch das Finanz⸗Miniſterial⸗Blatt bekannt 
gegeben werden ei 

Eine Anderung des Kreiſes der jteuerpflichtigen be- 
bauten Grundſtücke tritt alſo nicht ein. Der Steuerſatz 
beträgt ab 1. Oktober 1924 600 v. H. der Grundver⸗ 
mögensſteuer. Für die Feſtſtellung des Steuerſolls für 
III und IV 1924, die Benachrichtigung der Gemeinden 
und die Fortſchreibung des Hauszinsſteuerkataſters gelten 
die unter III der Rdvf. vom 21. Juni 1924 (K. V. 2. 
2492) getroffenen Anordnungen ſinngemäß. Ein Muſter⸗ 
beiſpiel für den Abſchluß des Hauszinsſteuerkataſters, ins⸗ 
beſondere der einzelnen Veränderungsnachweiſungen, am 
Ende des Rechnungsjahres wird demnächſt überſandt 
werden. Ziffer 10 Satz 2 a. a. O. wird dahin abgeändert, 
daß das Gejamt oll für III 1924 des Regierungsbezirk 
an allgemeiner Hauszinsſteuer und an Hauszinsſteuer für 
die Zuſchußbauten in je einer Summe a) für die Stadt⸗ 
kreiſe, b) für die Landkreiſe bis zum 10. November 1924 
dem Finanzminiſterium anzuzeigen üt. 

m Auſchluß an meine Rdvf. vom 28. Juli 1924 
(K. V. 2. 2862) wird noch im Einverſtändnis mit dem 
gaa Miniſter für Volkswohlfahrt angeordnet, daß die 
Kataſterämter den Herrn Regierungs = Präfidenten 
für Berlin, den Herrn Oberpräſidenten in Char⸗ 
lottenburg und im Ruhrkohlengebiet dem Herrn Bers 
bandspräſidenten des Siedlungsverbandes Ruhrkohlen⸗ 
bezirk Anzeige zu erſtatten haben, für welche Gebäude 
den Anträgen auf freiung von der Vun Ha pen 
gemäß $ 3 der Dritten Verordnung zur Durchführung 
der Preußiſchen Steuernotverordnung ſtattgegeben ift, 
damit die Vereinnahmung der dem Staate zuſtehenden 
Rückzahlungsbeträge veranlaßt werden kann. Die Be⸗ 
träge ſind bei Kap. 36 Tit. 26 a bei dem Haushalt des 
Miniſteriums für Volkswohlfahrt in Einnahme nach⸗ 


zuweiſen. 

Abdrucke dieſer Verfügung für den dortigen Dienſt⸗ 
gebrauch, ſowie zur ſofortigen . an die Kataſter⸗ 
ämter (je ein Abdruck fir jedes Amt und für jeden 
Beamten) liegen bei. 


J. V. Weber. 


verordnung des Preuß. Minifters für volks⸗ 
wohlfahrt über die Bewirtſchaftung möbl. 
Zimmer und übergroßer Wohnungen 
vom 12. Dezember 1924. 

Auf Grund des $ 22 des Reichsmietengeſetzes vom 
24. März 1922, des S 52 des Geſetzes über Mieterſchutz 
und Mieteinigungsämter vom 1. Juni 1923 ſowie der 881 
und 10 des Wohnungsmangelgeſetzes vom 26. Juli 1923 
ordne ich nach Anhörung und mit Zuſtimmung des Reichs⸗ 
arbeitsminiſters für das Gebiet des Preußiſchen Staates 
folgendes an: si 


Die Vorſchriften des Reichsmietengeſetzes und meiner 
ſämtlichen dazu erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen ſo⸗ 
wie die Beſtimmungen des 1. Abſchnitts des Geſetzes über 
Mieterſchutz und Mieteinigungsämter mit Ausnahme der 


§ 2. 
Als Beihilfen aus öffentlichen Mitteln gelten ſolche, 
die gewährt worden ſind auf Grund G 

a) der Beſtimmungen des Bundesrats für die Gewäh⸗ 
rung von Baukoſtenzuſchüſſen aus Reichsmitteln vom 
31. are 1918 (Zentralblatt für das Deutſche Reich 
S. 1160), x 

b) der Beſtimmungen des Reichsrats über die Gewäh⸗ 
rung von Darlehen aus Reichsmitteln zur Schaffung 
neuer Wohnungen vom 10. Januar 1920 (Zentral⸗ 
blatt für das Deutſche Reich S. 56), 

e) der Ausführungsbeſtimmungen zu dem Geſetze vom 
14. Januar 1921, betreffend die Bereitſtellung von 
Staatsmitteln zur Abbürdung der Baukoſtenüber⸗ 
teuerung vom 25. Februar 1921, 28. Februar 1922, 
17. April 1923*). — 


1. Bauten, für welche die von Reich, Staat oder Ge⸗ 
meinde gewährten Beihilfen (§ 2) mit wenigſtens 40 v. H. 
ihres Goldmarkwertes, berechnet nach dem Berliner Dollar⸗ 
kurſe am Auszahlungstage der Beihilfen an den Bauherrn, 
zurückgezahlt worden find oder bis zum 31. März 1925 
noch zurückgezahlt werden, ſind von der Hauszinsſteuer auf 
Antrag zu befreien. 

2. Die Anträge ſind unter Vorlage einer die erfolgte 
Rückzahlung beſtätigenden Erklärung des für die Durch⸗ 
führung des Beihilfeverfahrens zuſtändigen Verfahrens⸗ 
ag an den Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes zu 
richten. 

3. Gegen die Ablehnung des Antrages ſind die gegen 
die Veranlagung zur Hauszinsſteuer zuläſſigen Rechts⸗ 
mittel gegeben. KA 


Der Ertrag der Steuer ($ 1), der ausſchließlich zur För⸗ 
derung des Wohnungsbaues beſtimmt ift, fließt zur Hälfte 
den Stadt⸗ und Landkreiſen und den kreisangehörigen 
Städten, Amtern und Landbürgermeiſtereien mit mehr als 
10 000 Einwohnern, denen nach 5 11 der Preußiſchen 
Steuernotverordnung vom 1. April 1924 die Verwendung 
des zur Förderung der Neubautätigkeit beſtimmten Teiles 
der Hauszinsſteuer übertragen iſt, nach Maßgabe des ört- 
lichen Aufkommens zu. Das gleiche gilt ohne Rückſicht auf 
die Einwohnerzahl für die Städte, die nach § 28 Abſatz 1 
der Kreisordnung für die Provinz Hannover vom 6. Mai 
1884 (Geſetzſaamml. S. 181) den Städten mit mehr als 
10 000 Einwohnern gleichgeſtellt find. 

Berlin, den 12. Juli 1924. 

Der Finanzminiſter. 
von Richter. 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Hirtſiefer. 


*) VMBI. 1921 S. 131, 1922 S. 169, 1923 S. 255. 
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Gebrauch machen und die Verwendung der aufkommenden 
Mittel zur ag Te n befonderen Fonds zur Inſtand⸗ 
ſetzung der alten Wohnungen beſchließen wollen. Eine 
allgemeine Regelung dieſer Frage von hier aus wird nicht 
für erforderlich gehalten. 

Im Auftrage: gez. Müller. 


verfügung des Regierungspräſident als Bezirks⸗ 

wohnungskommiſſar vom 31. Dezember 1924 

betr. Heranziehung der mit öffentlichen Mitteln 

errichteten Wohnungs bauten 3. Hauszinsſteuer. 
— 1.40. XXIX. Nr. 5547 —. 


Auf die in der nächſten Nummer der Preußiſchen Geſetz⸗ 
ſammlung zur Veröffentlichung gelangende fünfte Verord⸗ 
nung zur Durchführung der Preußiſchen Steuernotverord⸗ 
nung vom 18. Dezember 1924 weiſe ich mit dem Erſuchen 
hin, für beſchleunigte Bekanntgabe der Verordnung 
an denjenigen Stellen Sorge zu tragen, die als Verfahrens⸗ 
träger bezw. als Darlehensnehmer bei der e von 
Beihilfen aus öffentlichen Mitteln im Sinne meiner Rund⸗ 
verfügung vom 2. Auguſt 1924 — L 40. XXIX. 3173 — 
aufgetreten ſind. 


Der durch die vierte Verordnung zur Durchführung der 
Preußiſchen Steuernotverordnung vom 12. Juli 1924 
(Geſ.⸗Samml. S. 578) — R durch Rundverfügung 
vom 3. Oktober 1924 — I. 40. XXIX. Nr. 4171 — auf den 
31. Dezember 1924 feſtgeſetzten Termin für die aufgewertete 
Rückzahlung dieſer Mittel iſt durch die oben bezeichnete 
oe auf den 31. März 1925 hinausgeſchoben 
worden. 


§ 1. 


1. Die mit Beihilfen aus öffentlichen Mitteln aus⸗ 
geführten Neubauten, die nach dem 1. Juli 1918 bezugs⸗ 
fertig geworden ſind, unterliegen vom 1. Juli 1924 ab der 
Hauszinsſteuer nach Maßgabe der 55 2 und 9 der Preu⸗ 
ßiſchen Steuernowerordnung vom 1. April 1924 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 191) und der hier nachfolgenden Beſtimmungen. 


2. Bei den erſt nach dem 1. April 1924 bezugsfertig 
rs ote Bauten tritt die Steuerpflicht mit Saar April 
ein. 


Anmerkung: Die 5. Preuß. Steuernotverordnung 
hat folgenden Wortlaut: 


Auf Grund des 5 6 tz 2 der Preußiſchen Steuer- 


0 
notverordnung vom 1. ate 1924 (Geſetzſamml. S. 191) 
wird folgendes verordnet: 


Bücher⸗ und Feitſchriftenſchau. 


Zweck dieſer Sammlung iſt es, die Liebe an guter 
Baukunſt aus deutſcher Vergangenheit zu wecken. Es er⸗ 
ſcheint uns weſentlich, daß der Herausgeber in einem 
Schlußworte darauf hinweiſt, daß ſolche Liebe nicht zu 
ſchwächlicher Nachahmung vergangener Stilformen führen 
darf, ſondern daß er ausdrücklich fordert, daß unſere neue 
Zeit auch einen neuen Geiſt (Geiſt nicht wand!) 
erfordert. M. 


„Deutſche Städtebilder alter Zeit“, Zeichnungen deut⸗ 
iher Architekten und Maler von Archie G. D. A. Kurt 
Langer, Verlag Paul Steinke, Breslau I, Sand- 
za; Hy Preis 1,50 4. 

s Büchlein enthält Wiedergaben von Tuſch⸗, Blei- 
En und Aquarellſkizzen aus den verſchiedenſten Teilen 

e Landes, wobei Der Often bejonders reich bedacht 

wurde. 


Verlag: „Schleſiſche Heimſtätte“, Provingielle Wohnungsfürſorgegeſellſchaft m. b. H. 
Dru d: Grah, Barth & Comp. (W. Friedrich), Breslau I, Herrenſtraße 20. 
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Schriftleitung: Regierungsbaurat Stegemann + Dresden A, Kanzleigäßchen 11 


Januar 1925 


Nummer 1 


2. Jahrgang 


Der Siedlungsbau, feine Zukunft und feine Träger. 


Von Regierungsbaurat Rudolf Steg eman n-Dresden: 


Sehnſucht danach gehabt hat, feſten Grund und Boden 
unter die Füße zu bekommen. Der Arbeiter blieb nach 
ſeiner ganzen inneren Einſtellung und nicht zuletzt infolge 
der Auswirkung politiſcher Einflüſſe heimatfremd und ent⸗ 
wurzelt und zeigte keine Neigung, ſeßhaft zu werden. 
Staat und Städte fühlten ſich nicht berufen, hier zu 
einer aktiven Politik zu kommen und ſelbſt Vorbildliches 
zu ſchaffen. Bewegungen, wie wir ſie in der Gartenſtadt 
Hellerau bei Dresden zu ſehen haben, ſind als ver⸗ 
einzelte Verſuche anzuſehen, die nicht einmal allenthalben 
geglückt ſind und ſicher nicht die Erwartungen erfüllt 
haben, die man an ſie ſtellte. Einzig und allein einigen 
wenigen großen Induſtrie⸗Konzernen blieb es vorbehalten, 
ſchon in der Vorkriegszeit zum Bau von Arbeiterſiedlungen 
zu ſchreiten, die aber einen ausgeſprochenen Werks⸗ 
wohnungscharakter, zum Teil ſogar in der Wohnform des 
Maſſenmiethauſes, trugen und nicht nur das Beſtreben 
hatten, den Arbeitern geſunde Wohnverhältniſſe zu bieten, 
ſondern auch darauf hinauszielten, ſie nach Möglichkeit 
durch die Wohnung an die Fabrik zu feſſeln. Hierdurch 
ergaben ſich aber Verhältniſſe, die zu einem Widerſtreben 
der Arbeiterſchaft gegen dieſe Wohnungsform führten, da 
ſie ſich hierdurch — ob berechtigt oder unberechtigt mag 
dahingeſtellt bleiben — zu ſehr gebunden und in der Hand 
ihres Arbeitgebers fühlten. 

Die Verhältniſſe der Nachkriegszeit, der allgemeine 
wirtſchaftliche Zuſammenbruch, das Hypothekenunrecht des 
Staates, verbunden mit dem hieraus und aus der Infla⸗ 
tion ſich ergebenden allgemeinen Ausſcheiden der Hypo⸗ 
theken⸗Banken bei der Durchführung der Finanzierung 
von Bauvorhaben, entzogen dem Wohnungsbau die letzte 
Grundlage, wobei die Tatſache, daß die ſtaatlich feſtge⸗ 
legten und auf Prozentſätzen der Friedensmiete aufbauen⸗ 
den heutigen Mietſätze mit ihrer oberen Begrenzung ein 
weiteres Hemmnis für den Bauwillen bot. KD: 

Hieraus ergab fic) aber mit zwingender Notwendigkeit, 
daß das Bauſpekulantentum mindeſtens für eine lange 
Reihe von Jahren als Träger des Wohnungsbaues aus⸗ 
ſchied. Mag man nun auch die Schäden, die in dieſer Art 
des Bauens unzweifelhaft liegen, noch ſo ſehr verurteilen, 
ſo wird man aber doch zugeben müſſen, daß damit eine 
der ſtärkſten treibenden Kräfte im Wohnungsbau zurzeit 
nicht mehr vorhanden iſt, ohne daß dafür heute bereits 
ein in jeder Hinſicht ausreichender Erſatz gefunden worden 
wäre. 

Ob die Baugenoſſenſchaften der Städte wirklich die 
inneren Fähigkeiten und das Können aufweiſen werden, 
das notwendig iſt, um in einem ſpäteren Zeitpunkt, wenn 
das Bauweſen wieder auf feſter und ſicherer Grundlage 
beruht, dieſes ſchwierige Erbe im vollen Umfange zu über⸗ 
nehmen, wird die Zukunft erweiſen. Auf jeden Fall wird 
ihre Tätigkeit auf Grund ihrer ganzen Entwicklung doch 


Wenn wir die unglücklichen Wohnungsverhältniſſe in 
Deutſchland mit der Zuſammenballung ſeiner Bewohner 
im Maſſenmiethauſe betrachten und die Urſache dieſes 
Elendes feſtzuſtellen verſuchen, ſo wird man immer wieder 
zu dem Ergebnis kommen, daß der Hauptgrund darin zu 
ſehen iſt, daß ſich der Staat bis zum Ende des Weltkrieges 
ſo gut wie garnicht mit einer aktiven Wohnungspolitik be⸗ 
ſchäftigt hat und das Schiff treiben ließ, wie es treiben 
wollte. 

Tatſächlich ſind in der 5 die Träger des 
Kleinwohnungsbaues, der für über 80% unſerer deutſchen 
Bevölkerung maßgebend war, in dem Bauſpekulantentum 
u ſuchen. Wenn neben ihnen damals ſchon Baugenoſſen⸗ 
ſchaften verſucht haben, helfend einzugreifen und geſunde 
und nach jeder Seite hin einwandfreie Wohnungen zu 
ſchaffen, ſo bedeutet bei aller Anerkennung des in dieſen 
Kreiſen Geleiſteten das Ergebnis im Verhältnis zu der 
geſamten Maſſe der erſtellten Wohnungen einen Tropfen 
auf den heißen Stein. > fre 

Hierzu kommt noch, daß auch die Tätigkeit der Baur 
genoſſenſchaften im weſentlichen auf der Grundlage des 
Maſſenmiethauſes aufbaute und nur in wenigen Bezirken 
auch den Gedanken des Eigenheims und damit den Ge⸗ 
danken einer Auflockerung der Bevölkerung und einer 
Umſtellung unſerer geſamten Wohnungswirtſchaft vom 
Maſſenmiethauſe auf den Flachbau förderten. c 

Es kann nicht Sache diejes Aufſatzes fein, hier die 
großen wohnungspolitiſchen Streitfragen zu erörtern und 
das Für und Wider gegeneinander abzuwägen. Für mich 
ſteht zur Behandlung lediglich der Flachbau und ganz be⸗ 
ſonders die Siedlung mit Einfamilienhaus⸗Charakter. Und 
es kommt nur darauf an, feſtzuſtellen, welche Wege hier 
bisher beſchritten worden ſind und welche weiter gegangen 
werden müſſen, um den Siedlungsgedanken nicht frühzeitig 

wieder zugrunde gehen zu laſſen. 1 

Hierzu ift aber dieje Feſtſtellung, daß 
in der „ überhaupt kein 
Träger des Siedlungsgedankens vorhan⸗ 
den war, von größter Bedeutung. Es wurde 
einfach in dieſer Zeit noch nicht „geſiedelt“, wenigſtens 
nicht im Sinne der heutigen Beſtrebung, die ſich nach und 
nach in überraſchend kurzer Zeit zu einer wahren Volks⸗ 
bewegung entwickelt hat, die kaum noch unterdrückt 
werden kann. y 


In der Vorkriegszeit hat das Volk als Ganzes ſich 


überhaupt nicht mit dieſer Frage beſchäftigt. Einzelne 
Wenige haben zwar in dem Streben, aus der Mietskaſerne 
herauszukommen, ſich ein Häuschen am Rande der Stadt 
geſchaffen, aber im großen und ganzen handelte es ſich 
dabei — zum mindeſtens ſoweit die ſtädtiſche Bevölkerung 
in Frage kommt — faſt nur um die ſogenannten beſitzen⸗ 
den Kreiſe und das Bürgertum, das immer eine gewiſſe 


30 Suh) ee fa i Oe Ss GER 


Die nächſte und nicht minder ſchwierige Frage haben 
wir in der Löſung der finanziellen Einzel⸗ 
heiten zu ſehen, wobei übrigens in der Praxis ſich leider 
meiſt gezeigt hat, daß dieſer Punkt von dem Siedler ent⸗ 
weder garnicht oder erſt zuletzt in den Kreis der Betrach⸗ 
tung und Überlegung gezogen wird. Das Eigenkapital des 
Siedlers, die 20%, die man früher zum mindeſten mit⸗ 
bringen mußte, wenn man ſich ein Heim erſtellen wollte, 
ſind heute nur in den ſeltenſten Fällen in bar vorhanden. 
Am erſten findet man das Geld noch in landwirtſchaft⸗ 
lichen Kreiſen. Sonſt werden es meiſtens Kriegsbeſchä⸗ 
digte ſein, die die Möglichkeit haben, fih ihre Rente Tapi- 
taliſieven zu laffen. Aber auch hier ergeben ſich faſt durch⸗ 
gängig Summen, die im Verhältnis zu der ganzen Bau⸗ 
ſumme erſchreckend niedrig ſind. Es bleibt alſo die Not⸗ 
wendigkeit, anderweite Mittel in Form von Hypotheken 
aufzubringen. 

Bis zum Herbſt 1923 hatte es der Siedler inſofern noch 
verhältnismäßig einfach, als es ihm damals nur darauf 
ankam, vom Staate mit mehr oder weniger Geſchick die 
erforderlichen, als zinsloſes und unkündbares Darlehen, 
man kann alſo ſagen, als Geſchenk gewährten Baukoſten⸗ 
zuſchüſſe zu erlangen. Durch die ſich immer mehr über⸗ 
ſtürzenden Inflationszahlen ergab ſich zunächſt die Tat⸗ 
ſache, daß der Siedler in der Praxis überhaupt kein eigenes 
Geld mitbrachte und dann zu einem ſpäteren Zeitpunkte 
die ganzen Baukoſtenzuſchüſſe und damit die auf dem 
Haufe laſtenden Bindungen mit Pfennigwerten zurück⸗ 
zahlte. Unterſuchungen, die ich hierüber anſtellen konnte, 
ergaben, daß diejenigen Siedler, die die Situation zum 
Schaden der Allgemeinheit richtig erkannt hatten, ſchließ⸗ 
lich für wenige Mark in den Beſitz ihres Hauſes einſchl. 
Gartenland gekommen waren. 

Dieſe Schlaraffen⸗Zeiten im Bauweſen ſind zum Heile 
unſeres Wirtſchaftslebens nunmehr, aber leider viel zu 
ſpät zu Ende. Anſtelle des großmütigen, Geſchenkes tritt 
urzeit die amortiſierbare und verzinsliche Hypothek aus 

Ritteln, die mit Hilfe der Mietsſteuer aufgebracht 
werden. Der Wert dieſer Hypothek für den Siedler liegt 
darin, daß die Verzinsung tatſächlich zurzeit mehr oder 
weniger nur auf dem Papiere ſteht und daß die Tilgungs⸗ 
zinſen derartig niedrig ſind, daß ſie keine ſchwere Be⸗ 
laſtung bedeuten Mit Rückſicht auf die hohen Baukoſten 
der Jetztzeit, die am Schluſſe des Jahres 1924 durch- 
ſchnittlich das 1,8 fache der Friedenspreiſe betrugen und 
im Hinblick weiter auf die dieſem gegenüberſtehenden tat⸗ 
ſächlichen Mieten der alten Häuſer, die immer noch 
weſentlich unter dem Friedensſatz liegen, bildet aber ge⸗ 
rade dieſe Gemeindehypothek die notwendige und zurzeit 
noch unentbehrliche Grundlage für den Bau einer Mem- 
wohnung überhaupt. 

Selbſtverſtändlich reicht dieje Gemeindehypothek, die im 
großen und ganzen eine Höhe von % nur felten 
überſchreiten dürfte, nicht aus, um eine wirkliche volle 
Finanzierung der Wohnung zu gewährleiſten. Es wird 
fih ohne weiteres in mindeſtens 80% der Fälle die Not- 
wendigkeit der Beſchaffung einer weiteren Hypothek in 
Höhe von 2— 3000 M aus dem freiem Bankmarkt ergeben, 
da dem Siedler faſt nie das volle erforderliche Eigenkapital 
zur Spitzenabdeckung zur Verfügung ſteht. Hier liegen 
die Verhältniſſe beinah noch ſchwieriger, als bei der Be⸗ 
ſchaffung der oben erwähnten Hypothek aus der Miet⸗ 
zinsſteuer. Die alten Hypotheken⸗Inſtitute haben nur 
zum Teil ihre Tätigkeit und auch da in außerordentlich 


beſchränktem Umfange aufgenommen. Dazu kommt noch, 


daß ein großer Teil der zurzeit verfügbaren Hypotheken⸗ 
Gelder nicht in bar gegeben wird, ſondern ſich erſt aus dem 
Verkauf von Hypothekenpfandbriefen und Goldrenten- 
briefen ergibt. Dieſer Umſtand trägt aber eine neue 
Schwierigkeit in das Finanzierungsverfahren und ver⸗ 
langt dringend die treuhänderiſche Fürſorge und den fad- 
lichen Rat eines erfahrenen Fachmannes, will man den 


im weſentlichen ſich darauf beſchränken, den Geſchoßhaus⸗ 
bau, die Schaffung von Kleinwohnungen im Rahmen des 
Miethauſes zu fördern. Im günſtigſten Falle wird man 
zum Flachbau bis herab zum Vierfamilienhaus kommen, 
das ſich aber immer noch als Miethaus darſtellt. 

Aber ſelbſt im Rahmen dieſes eng begrenzten Gebietes 
iſt die Aufgabe unter Berückſichtigung der Tatſache, daß 
die normale Entwicklung durch den unglücklichen Ausgang 
des Krieges durchbrochen iſt und wir uns auch hier vor 
vollſtändig neue Gedankengänge geſtellt ſehen, jo auher- 
ordentlich groß und ſchwierig, daß es zum mindeſten äußer⸗ 
ſter Anſtrengungen ſeitens der Baugenoſſenſchaften und 
noch jahrelanger weitgehender tatkräftiger Unterſtützung 
ſtaatlicher und ſtädtiſcher Behörden bedürfen wird, ſoll 
wirklich ein einwandfreies Ergebnis erzielt werden. 
och anders liegt es — wie gejagt — beim Wohnhauſe 
im Charakter des Ei enheims. Iſt es überhaupt möglich, 
hier auf der Grundlage wieder aufzubauen, wie wir es 
in der Vorkriegszeit haben, daß nämlich der einzelne 
Siedler auf Grund eigener Erfahrung, eigenem Können 
und eigener Kraft zu dem gewünſchten Haus auf eigener 
Scholle kommt? ch glaube dieſe Frage ohne weiteres 
verneinen zu müſſen. Ich habe bereits darauf hin⸗ 
gewieſen, daß der Kreis, der in früheren Zeiten hier jelb- 
ſtändig vorgehen konnte, ein ganz anderer war, als der, 
welcher heute aus dem Streben heraus, die Großſtadt zu 
verlaſſen und wieder bodenſtändig zu werden, das Eigen⸗ 
heim erſehnt. 

Fing man früher an zu bauen, wenn man das meiſt 
noch reichlich zur Verfügung ſtehende Land erworben und 
ſich ſelber einen immerhin noch beträchtlichen Teil des er⸗ 
forderlichen Baugeldes erſpart hatte, während die Haupt⸗ 
bauſumme in Form einer erſten und zweiten Hypothek 
durchaus ſichergeſtellt war, ſo ſind heute eigentlich alle 
dieſe Vorausſetzungen verſchwunden. Schon bei der Frage 
des Landerwerbs treten die erſten Schwierigkeiten 
auf, da zurzeit bei den gerade auf dem Bodengebiet noch 
völlig ungeklärten Verhältniſſen und nicht zuletzt auch 
mit Rückſicht auf die Unſicherheit der übrigen wirtſchaft⸗ 
lichen Lage jeder, der über eigenen Grund und Boden 
verfügt, dieſen zurückhält und nicht geneigt ift, ihn zu- 
gunſten anderer abzugeben. 

m Zuſammenhang damit muß leider auch auf die 

Bodenpolitik eines großen Teiles unſerer Städte und Ge⸗ 
meinden hingewieſen werden, die faſt allgemein anſtreben, 
möglichſt viel Grund und Boden in ihren Beſitz zu 
bringen und feſtzuhalten. Geſuche einzelner Siedler, die 
nachweislich in der Lage wären, zu bauen, ihnen ſtädti⸗ 
ſches Bauland — und ſei es im Erbbau — abzugeben, 
werden häufig abgelehnt oder führen erſt nach heißen 
Kämpfen mit Unterſtützung ſtaatlicher und halbſtaatlicher 
Organiſationen zu einem Ergebnis. 
Auch die ſtaatlichen Reſſortbehörden, die über fiska⸗ 
liſchen Beſitz an Forſt und landwirtſchaftlichem Grund 
und Boden zu entſcheiden haben, zeigen durchaus ähnliche 
Neigungen und haben häufig — wenn ſie überhaupt zu 
Verhandlungen bereit waren — Preiſe gefordert, deren 
طحت‎ und Angemeſſenheit in Fachkreiſen ſtarke Kritit 
anden. 

Der einfache Siedler wird ſelbſtverſtändlich garnicht 
in der Lage ſein, von ſich aus die ganze Sache richtig zu 
überſchauen und zu beurteilen. Es kann von ihm nicht 
verlangt werden, daß er die Fülle von Geſetzen, die ihm 
vielleicht eine Verwirklichung ſeines Planes bringen 
können, kennt und auszunutzen weiß. Bei ſeiner Gemeinde 
oder beim Staat wird er aus den oben dargelegten Grün⸗ 
den nicht in allen Fällen die erhoffte Hilfe finden können. 
Und ſo wird ſchon hier bei dieſem erſten Verſuche, zum 
Eigenheim zu kommen, der Ruf nach einem Träger des 
Siedlungsgedankens auftreten, der wirklich nach ſeiner 
ganzen Einſtellung geeignet iſt, als Anwalt des Siedlers 
deſſen Sache zu führen. 
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von endgültigen Hypotheken. Beim fertigen Bau hat der 
Hypotheken⸗Darleiher ja wenigſtens die Gewähr, daß er 
unter allen Umſtänden das wertvolle Objekt eines Hauſes 
als Sicherheit an der Hand hat. Er wird alſo im un⸗ 
günſtigſten Falle gezwungen ſein, das Haus auf dem 
Wege der Zwangsverſteigerung zu erwerben, wenn der 
Siedler nicht imſtande ſein ſollte, ſeinen geldlichen Ver⸗ 
pflichtungen nachzukommen. Bei der Hergabe des 
Zwiſchenkredits beſteht aber für den Geldgeber nicht die 
geringſte Sicherheit, daß das Geld wirklich im beabſich⸗ 
tigten Sinne zur Verwendung kommt, wenn nicht ein ganz 
einwandfreier Treuhänder, der nicht nur durch ſeine Per- 
ſon, ſondern auch durch ſeine RE finanzielle Lage eine 
wirkliche Sicherheit bietet, die Gewähr für den richtigen 
Verbrauch der Mittel übernimmt. Alle die Schwierig⸗ 
keiten, die wir ſchon bei der Beſchaffung gewöhnlicher 
Hypotheken geſehen haben, werden alſo hier in ganz be⸗ 
ſonderem Umfange auftreten. Auf der anderen Seite 
müſſen wir uns aber klar ſein, daß gerade in der Löſung 
dieſer Frage — ganz allgemein geſprochen — überhaupt 
die erſte und maßgeblichſte Gewähr für die Durchführung 
des Bauvorhabens liegt. Selbſt die ſtaatlichen oder Ge⸗ 
meinde⸗Hypotheken aus der Mietzinsſteuer werden im 
allgemeinen nicht voll ausgezahlt, ehe nicht der Bau 
ſchlüſſelfertig hergeſtellt ijt. Die Hergabe aller anderen 
Hypotheken hängt aber vollſtändig von der endgültigen 
Durchführung des Bauvorhabens ab. 

Wir ſehen alſo, daß eine große Reihe ſchwerwiegenſter 
Fragen und garnicht hoch genug einzuſchätzender Schwierig⸗ 
keiten überwunden werden müſſen, ehe man als verant⸗ 
wortlicher Siedlungsfachmann überhaupt an den Gedanken 
einer Planung, das heißt an die Aufſtellung des eigent⸗ 
lichen Entwurfes herangehen kann. Und wenn wir ehr⸗ 
lich genug ſind, werden wir ſogar zugeben müſſen, daß es 
unter den heutigen Verhältniſſen für den Siedler unter 
allen Umſtänden leichter iſt, ſich ſelbſt ohne Zuziehung 
eines erfahrenen Siedlungsarchitekten einen mehr oder 
weniger einwandfreien Hausplan zu verſchaffen, wenn er 
nur einen leidlichen Bauunternehmer zur Seite hat, der 
es verſteht, aus der überreich vorhandenen Fach⸗Literatur 
ſich die nötigen geiſtigen Anleihen zu holen und aus 
eigener Kraft ſich das erforderliche Land und die für den 
Bau notwendigen Mittel zu beſchaffen. Es iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß auf dieſem ge nicht die unbedingte Ge⸗ 
währ dafür gegeben ijt, daß der Siedler in allen Teilen 
eine einwandfreie Wohnung erhält, und daß er bei der 
Herſtellung eines derartigen Hauſes wirklich wirtſchaftlich 
verfährt, denn nur ein Haus, das im Entwurf wie in 
allen Einzelheiten klar durchdacht und konſtruiert iſt, wird 
ſich im Endergebnis als das beſte und wirtſchaftlichſte und 
damit auch als das billigſte herausſtellen. Aber immer⸗ 
hin, der Hausbau ſelbſt mitſamt dem Entwurf ſtellt heute 
für den Siedler nicht mehr das ſchwierigſte Problem dar 
und wird es umſo weniger künftig ſein, je mehr ſich das 
in Hypothekengebung umgewandelte Zuſchußverfahren 
dem in der Vorkriegszeit üblichen Finanzierungsſyſtem 
nähert und uns damit freimacht von allem komplizierten 
Abrechnungsweſen und ſonſtigen behördlichen Verwal⸗ 
tungsmaßnahmen. : 

„Wen ſollen wir nun unter dieſen gegebenen Verhält⸗ 
niſſen als den künftigen Träger des Siedlungsbaues an⸗ 
ſehen? Seitens der freien Architektenſchaft wird ſeit 
Jahren mit großer Energie die Theſe verfochten, daß allein 
der freie Architekt hierfür berufen ſei und über die er⸗ 
forderlichen Erfahrungen verfüge. Es ſchmückt ſich dabei 
die Allgemeinheit der Architektenſchaft etwas großzügig 
mit den bekannten Arbeiten der Vorkriegszeit, die mit 
Namen wie Teſſenow, Mutheſius, Riemerſchmidt, Schnee⸗ 
gans und anderen verbunden ſind. Ich habe aber bereits 
in meinem Aufſatz: „Der Typen⸗ und Serien⸗ 
bau von Klein wohnungen“ (Nr. 12 des Schle⸗ 
ſiſchen Heims, Jahrgang 1924) darauf hingewieſen, wie 
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Siedler nicht der Gefahr ausſetzen, ſchon vor Bezug des 
Hauſes wirtſchaftlich überlaſtet und damit nicht mehr 
lebensfähig zu ſein. 

Es kommt noch ein Weiteres hinzu, was in verſchärf⸗ 
tem Umfange für die ſpäter zu beſprechende Zwiſchen⸗ 
finanzierung gilt. Der einfache Siedler kennt naturgemäß 
nicht die wenigen zur Verfügung ſtehenden Quellen, aus 
denen er vielleicht Hilfe zu erwarten hat. Er kennt nicht 
die einſchlägigen Beſtimmungen und zuſtändigen Be⸗ 
hörden, durch die er zu einer Mietzins⸗Hypothek kommen 
kann, und er kennt noch weniger die Ban RE die 
ihm für die übrigen Hypotheken vielleicht zur Verfügung 
ſtehen könnten. Und wenn er ſelbſt durch Zufall von 
ihnen erfährt, ſo wird erfahrungsgemäß dieſe Quelle ihm 
zumeiſt verſchloſſen bleiben, da die großen Bank⸗Inſtitute 
bei den Vorverhandlungen in dem Einzelſiedler nicht ge⸗ 
nügend Sicherheiten für die richtige Verwendung ihrer 
Mittel ſehen. Der Leiter einer Hypothekenbank wird 
ſchon aus verwaltungstechniſchen Gründen keine Neigung 
haben, wegen 2000 M Hypotheken immer wieder mit 
Einzelſiedlern zu verhandeln. Sein Beſtreben muß ſein, 
für ſich den Arbeitsvorgang ſo ſehr wie möglich zu ver⸗ 
einfachen und dieſe Vereinfachung wird er am beſten da⸗ 
durch erzielen, daß er ſeinerſeits mit einer geeigneten 
Organiſation, die wieder mit der Durchführung der Sied⸗ 
lung überhaupt im großen beſchäftigt iſt, verhandelt und 
dieſem Inſtitut unter entſprechenden Sicherungen 
Rahmenbeſcheide für Hypotheken zur Verfügung ſtellt, und 
es ihm überläßt, die Verteilung dann ſelbſt auf Grund 
des vorliegenden Bedarfes vorzunehmen. 

Die Schwierigkeit wird ſich aber noch ſteigern durch 
die ſeitens der Bank anzuſtellenden Erwägungen über 
die Einziehung der Hypothekenzinſen. Tatſächlich kann 
eine in der Großſtadt ſitzende Hypothekenbank niemals 
diejenige Fühlung mit dem Siedler haben, wie ſie die 
Siedlungsgeſellſchaften und der bauleitende Architekt haben. 
Nur wer mitten in der Siedlungsbewegung drin ſteht, 
wird imſtande ſein, auch die wirtſchaftliche Seite jedes ein⸗ 
zelnen Siedlungsvorhabens richtig zu beurteilen und feſt⸗ 
zuſtellen, ob die Siedlung ſo angelegt iſt, daß der ein⸗ 
elne Siedler nach Fertigſtellung imſtande ſein wird, ſeinen 
ſmanziellen Verpflichtungen nachzukommen. Die Hypo⸗ 
thekenbank wird alſo durch die Einſchaltung eines der⸗ 
artigen Treuhänders zwiſchen ſich und dem Siedler eine 
größere Sicherheit haben, als wenn ſie mit dem Siedler 
unmittelbar verhandelt. Es wird ihr hieraus aber auch 
noch die Möglichkeit erwachſen, unter Umſtänden durch 
Vermittlung dieſes Treuhänders die Hypothekenzinſen ein⸗ 
n und jo den eigenen Verwaltungsapparat wejent= 
ich zu entlaſten. 

Ich habe bei Rückſprachen mit maßgeblichen Leitern 
derartiger Hypothekenbanken feſtſtellen können, daß gerade 
dieſe Gedankengänge für die künftige Entwicklung des 
Siedlungsweſen von außerordentlicher Bedeutung ſind. 
Iſt es nicht möglich, den Banken durch die zuſammen⸗ 
faſſende Hand geeigneter das Siedlungsweſen fördernder 
Organiſationen eine Unterſtützung angedeihen zu laſſen, 
ſo beſteht die Gefahr, daß die Hypothekenbanken ſich über⸗ 
haupt vom an an abwenden und die wenigen ihnen 
zur Verfügung ſtehenden Mittel möglichſt auf zuſammen⸗ 
gefaßte Bauten, wie ſie der Mietshausbau der Bau⸗ 
genoſſenſchaften darſtellt, ausleihen, ſofern ſie nicht über⸗ 
haupt, was ich ebenfalls ſchon feſtſtellen konnte, dazu 
kommen, zum mindeſten einen großen Teil der Mittel 
ſelbſt zu verbauen. Daß dies unter heutigen Verhältniſſen 
unter Umſtänden ein vollſtändiges Lahmlegen der Sied⸗ 
lungsbewegung bedeuten würde, iſt für den Einſichtigen 
ohne weiteres klar. Serd 3 

Noch wejentlich irig liegen — wie bereits an- 
ert — die Verhältniſſe bei der Frage der Zwiſchen⸗ 
inanzierung, das heißt bei der Beſchaffung kurzfriſtiger 
Kredite bis zur Fertigſtellung des Baues und der Hergabe 
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aus unbenommen, ſich — wenn er über die erforderlichen 
Mittel verfügt und es ſich auf Grund ſeiner wirtſchaft⸗ 
lichen Lage leiſten kann — einen beſonderen Entwurf her⸗ 
ſtellen zu laſſen. Der großen Allgemeinheit aber, die 
dieſen Ehrgeiz nicht hat und die glücklich und zufrieden 
iſt, wenn ſie überhaupt ein einwandfreies Haus erhält 
und dabei Wert darauf legen muß, wirtſchaftlich zu denken, 
dürfen wir keinesfalls aus perſönlichem Eigennutz heraus 
einreden wollen, daß das Normenhaus für ſie ein kultu⸗ 
reller Rückgang wäre. 

Schon aber dieſer Gedanke der vereinfachten Her⸗ 
ſtellung von Entwürfen, der ſich zugleich mit dem früher 
eingehend geſchilderten Serienbau von kleinen Häuſern 
verbindet, zeigt, daß die Siedlung der Zukunft, vor allem 
ſoweit es ſich um Streuſiedlung handelt, wirtſchaftlich nur 
einwandfrei durchgeführt werden kann, wenn ſich eine ge⸗ 
eignete Organisation, die über den nötigen finanziellen 
Rückhalt und einen beſtimmten, auf Großbetrieb einge⸗ 
ſtellten Apparat verfügt, mit der Löſung dieſer Aufgabe 
Senanin ‘ 7 

s wird ſich dies ſchon daraus ergeben, daß für die 
Aufſtellung derartiger Normenpläne beim beſten Willen 
nicht ein einzelner Architekt in der Provinz oder in dem 
betreffenden Land beſtimmt werden kann. Wollten aber 
alle Architekten ſich auf der Grundlage einigen, Normen- 
i zu verbilligten Preiſen herzuſtellen, jo würde der 

inzelne bei der geringen Zahl der Bauvorhaben, die er⸗ 
fahrungsgemäß auf ihn fallen, wirtſchaftlich einfach nicht 
beſtehen können. Eine derartige Maßnahme iſt nur 
durchführbar unter der Vorausſetzung, daß eine große 
Anzahl von Bauvorhaben in einer Hand vereinigt werden. 
och eine andere Schwierigkeit kommt dazu, die aber 
von geringerer Bedeutung iſt, nämlich das erforderliche 
Maß der für die Aufſtellung derartiger Normenpläne not- 
wendigen Erfahrungen. 

Es iſt nicht unintereſſant feſtzuſtellen, daß in einem 
Werbungsrundſchreiben, das ein Mitglied des Bundes 
Deutſcher Architekten vor einiger Zeit in Siedlerkreiſen 
herumſchickte, darauf hingewieſen wurde, daß der fragliche 
Architekt gegenüber anderen Kollegen über ganz beſonders 
große Erſahrun . da er bereits 200 (1) Woh- 
nungen erſtellt habe. Er ną Pa feſtgeſtellt haben, daß 
der größere Teil der übrigen freien Architekten nicht eine 
derartige Zahl von Wohnungen habe bauen können. Nun 
ſind unzweifelhaft 200 Wohnungen ſchon eine ganz ſchöne 
Zahl. Wenn man aber ping. Sak Y Normen tie mill, 
die wirklich für den großen Durchſchnitt eines Landſtriches 
genügen ſollen, ſo muß man meiner Anſicht nach ſchon 
mindeſtens 1000, wenn nicht einige 1000 Wohnungen aus⸗ 
peint haben, um fagen zu können, daß dieſe oder jene 
beſtimmten Vorausſetzungen an das Haus zu ſtellen ſind, 
das wir gewiſſermaßen als den Typ unſerer Zeit und als 
den Anforderungen der großen Allgemeinheit entſprechend 
anzuſehen haben. Über derartige Erfahrungen aber 
werden nach meiner Kenntnis in Deutſchland nur ganz 
wenige Architekten verfügen können, während die jetzt 
allenthalben beſtehenden Wohnungsfürſorgegeſellſchaften 
trotz der verhältnismäßig kurzen A ihres Beſtehens faſt 
durchgängig ähnliche und höhere Bauziffern aufweiſen. 

So bedeutſam aber auch — wie jchon gejagt — der 
Entwurf des Hauſes für die Durchführung des Bauvor⸗ 
habens iſt, ſo haben wir doch die ſchwierigſte Frage in 
der Land⸗ und Geldbeſchaffung zu ſehen. Hier verſchiebt 
ich gber das Bild nun vollends zu ungunſten des freien 

rchitekten. Ich habe eingangs dieſer Darlegungen darauf 
ingewieſen, welche unendlichen Schwierigkeiten heute 
don allein bei der Beſchaffung des Landes überwunden 
werden müſſen und welche eingehende Geſetzeskenntnis 
dazu gehört, um hier wirklich zu einem Erfolge zu kommen. 
Daneben iſt es aber auch notwendig daß der Treuhänder 
des Siedlers genügend landwirtſchaftlich gebildet iſt, um 
das ganze Bauvorhaben von vornherein richtig zu för⸗ 
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ſchlecht es mit dieſer Behauptung ſteht. Es kann mit 
Rückſicht auf die immer wieder ſeitens der Architekten⸗ 
ſchaft aufgeſtellte Behauptung nicht oft genug unter⸗ 
ſtrichen werden, daß der Bund Deutſcher Architekten auf 
jeiner eigenen Tagung 1923 in Hannover feſtſtellen mußte, 
daß der freie Architekt der Vorkriegszeit tatjachlih nur 
zum kleinſten Teile (die „Bauwelt“ nennt in ihrem da⸗ 
maligen Bericht über die Tagung 375) an der Löſung des 
eſamten Wohnungsbaues beteiligt war. Wiſſenſchaftliche 
larheit verlangt, daß man entgegengeſetzter Sagenbil⸗ 
dung entgegentritt. z 1 
Auf der anderen Seite würde es ebenſo eine Geſchichts⸗ 
fälſchung ſein, wenn man verkennen wollte, wie liebe⸗ 
voll ſich die Architektenſchaft und zwar ſowohl die freie 
Architektenſchaft wie die in den Wohnungsfürſorge⸗ und 
Siedlungsgeſellſchaften vorhandenen Baukünſtler, in der 
Nachkriegszeit der Löſung der Aufgabe angenommen 
haben. Ich habe bereits in dem oben erwähnten Aufſatz 
darauf hinweiſen können, daß wir in der Nachkriegszeit 
tatſächlich vor einer gewiſſen Umwälzung im Wohnungs- 
weſen ſtanden und gezwungen waren, den ſich aus dem 
Siedlungsgedanken und aus 5 
Teen heraus ergebenden neuen Wohnungstyp unſerer 
Beit zu finden. Ich babe aber auch feititellen müſſen, daß 
dieſe Aufgabe im weſentlichen in ihren Grundzügen heute 
als gelöſt anzuſehen iſt, und daß es nur Rückſicht auf 
eigene Geſchäftsintereſſen ſein kann, wenn heute behauptet 
wird, daß man für jedes neue Siedlungshaus, das in 
Deutſchland erſtellt wird, auch einen neuen Architekten⸗ 


Entwurf benötigt. Wir können meinem Gefühl nach im 


Gegenteil ſagen, daß eine derartige Maßnahme eg e 
einer Schädigung des großen Siedlungsgedankens führen 
muß. Wir wollen dabei völlig davon abſehen, daß es bei⸗ 
nah eine ſachliche Unmöglich eit iſt, nach der Unlaſt des 
heute Geſchaffenen wirklich immer wieder etwas Neues 
zu bringen. Jeder Architekt wird, wenn er irgendwelche 
neuere Veröffentlichungen durchblättert, immer wieder 
mit Bedauern feſtſtellen müſſen, daß anſcheinend ſeine 
ſchönſten und neueſten Gedanken immer ſchon von An⸗ 
deren bor- oder mitempfunden find. 

Wir müſſen aber dafür einmal unbedingt der Frage 
der Belaſtung eines Einzelhauſes durch das Architekten⸗ 
— nachgehen. Wenn wir das durchſchnittliche 
Siedlerhaus mit einer Bauſumme von 9000 M erſtellen 
können, ſo ergibt ſich hierfür nach der vom Reichsfinanz⸗ 
miniſterium nach heißen Kämpfen genehmigten Gebühren⸗ 
ordnung des Bundes Deutſcher Architekten folgende Be⸗ 
rechnung: 

a) eigentliches Architekten⸗Honorar 

b) DAKINE SALAS EB 

e) Nebenkoſten für Dienſtreiſen, Vervielfäl⸗ 
tigungen, Porti uw. 1 


653,50 4 
225— = 


U 


— — S 
= 0 


968,50 M 
das beißt alfo, daß allein durch das ordnungsgemäß am- 
geforderte Honorar die Baukoſten einen LR chlag von 
10,8% erfahren, ohne daß der Architekt ehrlicherweiſe im 
allgemeinen behaupten kann, daß er bei jedem neuen Ent⸗ 
wurf immer wieder vollſtändig neue geiſtige Arbeit leiſtet, 
wie fie unzweifelhaft bei dem Entwurf zweier grund- 
verſchiedener Villen oder Landhäuſer vorliegt. 

Es iſt ohne weiteres klar, daß es durch die Schaffun 
geeigneter Normenpläne und Normenanſchläge mögli 
ſein wird, für den Fall, wie er ſich täglich im allgemeinen 
uns Siedlungsfachleuten darbietet, dem Siedler durchaus 
einwandfreies und in wohnungstechniſcher, wie kultureller 
und architektoniſcher Hinſicht eii var Material auf 
weſentlich billigerer Grundlage zur erfügung zu ſtellen. 

Es iſt dabei durchaus falſch und bewußte Irreführung, 
wenn bier mit dem Gedanken gearbeitet wird, daß dem 
Siedler damit ein beſtimmtes Haus aufgezwungen 
würde. Selbſtverſtändlich bleibt es jedem Siedler durch⸗ 
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und auf der anderen Seite die Gewähr für die Durch⸗ 
führung des Bauvorhabens durch die Aufbringung der 
übrigen Baukoſten ſeitens des Siedlers maßgebend ſein. 

Und hierin liegt der Schwerpunkt der Frage bezw. die 
Tatſache begründet, daß der Siedler ſich lieber an die 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaft, als an den freien Architekten 
wendet, da er erfahrungsgemäß die aus dem freien Hypo⸗ 
thekenmarkt verfüglichen Mittel leichter durch die Woh⸗ 
nungsfürſorgegeſellſchaft erhält. 

Worin liegt nun dieſer Umſtand begründet? Ich habe 
ſchon oben darauf hingewieſen, daß die Bank⸗Inſtitute 
im großen und ganzen nicht geneigt ſind, mit dem Einzel⸗ 
ſiedler zu verhandeln, weil ſie hierdurch auf der einen 
Seite verwaltungstechniſch mehr Arbeit bekommen und 
weil ihnen auf der anderen Seite der Siedler nicht die 
genügenden Sicherheiten gibt, während ſie ſelbſt nicht im⸗ 
ſtande ſind, einwandfrei die Eignung des Siedlers in allen 
Fällen nachzuprüfen; wenigſtens nicht, ohne einen neuen 
oſtſpieligen Berimaltungs-Mpparat aufzuziehen. Dies gilt 
vor allem aber für die Gewährung von en ofc 

„Die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften mit ihrem großen 
Eigenkapital kommen nun ſchon für den Zwiſchenkredit 


ſſelbſt als Geldgeber in Frage. Sie werden imſtande fein, 


einen erheblichen Teil des beſtehenden Bedürfniſſes aus 
eigener Kraft zu decken. Wenn man nun den Vorwurf 
erhebt, daß den Wohnungsfürſorgegeſellſchaften hierzu aus 
öffentlicher Hand gegebene Gelder zur Verfügung ſtehen, 
ſo darf nicht vergeſſen werden, daß es ſelbſtverſtändlich 
für den Staat unmöglich iſt, irgendwelchen freien Archi⸗ 
tekten derartige Mittel zu gewähren, weil der Staat ein⸗ 
fach nicht in der Lage wäre, eine entſprechende Kontrolle 
für die richtige Verwendung der Mittel auszuüben. Staat 
und Gemeinden können ſich einfach nicht auf den Stand⸗ 
punkt ſtellen, daß ein einzelner Mann in ſeinen perſön⸗ 
lichen Qualitäten die nötige geſchäftliche Sicherheit birgt. 
Sie müſſen durch die beſondere Form der unter Staats- 
aufſicht ſtehenden Geſellſchaften und die ſich hieraus er⸗ 
gebende behördliche Überwachung und nicht zuletzt durch 
das allgemein hinter ihr ſtehende Kapital und ebenſo 
natürlich durch die entſprechend fachmänniſch zuſammen⸗ 
geſetzte A der Gejellichaften die Gewähr haben, daß 
die aus öffentlichen Mitteln gefloſſenen Gelder ordnungs⸗ 
und ſachgemäß verwaltet werden. 

Ahnlich liegt dies bei den Hypothekenbanken. Die 
Hypothekenbank wird bei der Vergebung vor allem von 
Zwiſchenkrediten die gleichen Erwägungen anſtellen. Sie 
wird eher geneigt ſein, ihr Geld einer derartig unter 
behördlicher Aufſicht ſtehenden Geſellſchaft zu geben, bei 
der ſie auch noch durch das vorhandene Geſellſchaftskapital 
eine gewiſſe Rückverſicherung hat. Bei Beſprechungen mit 
den Leitern derartiger Hypothekenbanken iſt dieſer Ge⸗ 
danke auch ganz offen wiederholt zum Ausdruck gekommen. 
Ja, mir hat ein Präſident eines der größten Inſtitute 
dieſer Art ganz offen erklärt, daß er ſein Geld nur unter 
par Vorausſetzung überhaupt zur Verfügung ſtellen 
önne. 

Es bleibt alſo eine nicht wegzubringende Tatſache, daß 
gerade in dieſem ſchwerwiegenſten Punkte die Wohnungs- 
fürſorgegeſellſchaften eine unzweifelhafte Überlegenheit er- 
rungen haben, die noch dadurch eine beſondere Feſtigung 
erfahren hat, daß es ihnen nicht nur möglich war, mit 
allen maßgeblichen Hypothekenbank⸗Inſtituten zu einem 
mehr oder weniger feſten Arbeitsabkommen zu gelangen, 
ſondern ſich ſogar ſelbſt in der Deutſchen Wohnſtättenbank 
ein Inſtitut anzugliedern, das ihnen und ihren Klienten 
in erſter Linie zur Verfügung ſteht. 

Wir ſehen alſo aus dem hier Dargelegten, daß ſchon 
auf Grund der augenblicklich geltenden Gedankengänge 
die ganze Entwicklung dahin drängt, daß die Wohnungs⸗ 
fürſorgegeſellſchaften hier die Ay aie Träger des Ver- 
fahrens fein müſſen. Schon die Erfüllung der Einzel⸗ 
aufgaben — jede für ſich genommen — beweiſt die Richtig⸗ 
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dern. Erfahrungsgemäß ift der Siedler geneigt, bei Ent- 
eignungsanträgen, die jich auf Land des roßgrundbeſitzes 
beziehen, Forderungen zu ſtellen, die wohl manchmal in 
ſeinem eigenen Intereſſe liegen, aber nicht die geringſte 
Rückſicht auf die landwirtſchaftlichen Belange des Gutes 
nehmen. Auch bei Landanforderungen aus ſtädtiſchem 
und Gemeinde ⸗Beſitz kommt es dem Siedler nicht darauf 
an, auf die ſtädtebauliche Entwicklung der einzelnen Orts⸗ 
teile Rückſicht zu nehmen. Nur allzu häufig macht man 
die Erfahrung, daß der Siedler Land anfordert, das im 
beſten Villengebiet liegt und bei der Schätzung Preiſe er⸗ 
zielen würde, die der Siedler niemals zahlen könnte. Es 
iſt für den unbeeinflußt Denkenden ohne weiteres klar, 
daß der Architekt, der nach ſeiner ganzen Ausbildung nur 
auf das Baukünſtleriſche und Bautechniſche eingeſtellt iſt, 
garnicht über einen derartigen Schatz von Erfahrungen 
zur Abgabe von Sachverſtändigen⸗Gutachten verfügen 
kann, wie er in den großen Wohnungsfürjorge- und Sied- 
lungsgeſellſchaften ohne weiteres durch das Vorhandenſein 
von Sonderfachleuten auf techniſchem, juriſtiſchem und 
landwirtſchaftlichem Gebiete gegeben iſt. 

Dasſelbe gilt mutatis mutandis für die Löſung der 
finanziellen Aufgaben. Wenn auch die Nachkriegszeit den 
Architekten gezwungen hat, ſich mehr als früher mit der 
Löſung derartiger Probleme zu beſchäftigen, ſo kann es 
ſich doch im großen und ganzen hierbei immer nur um 
eine mehr oder weniger latenmäßige Erwerbung von 
Kenntniſſen handeln, während von einer wirklich fach⸗ 
lichen Durchbildung und dabei einwandfreien Beratung 
und Förderung des Siedlers kaum die Rede ſein kann. 
Auch der freie Architekt wird immer gezwungen ſein, 
wenn er ſeine Klienten gewiſſenhaft vertreten will, er⸗ 
fahrene Sachberater aus Finanzkreiſen zuzuziehen. Und 
dieſe Beratung wird mit Rückſicht auf den Einzelfall 
immer wieder eine unwirtſchaftliche und zu ſchwere Be⸗ 
laſtung bedeuten. : 4 

Die Wohnungsfürſorgegeſellſchaft hingegen, die mit 
Rückſicht auf ihren gleichzeitigen Charakter als Geld⸗ 
Inſtitut ſowieſo über die entſprechenden Fachleute verfügt, 
wird ohne weiteres in der Lage ſein, ohne daß erhebliche 
Koſten entſtehen, die erforderliche einwandfreie Fach⸗ 
beratung ſelbſt vornehmen zu können. 

Die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften werden aber auch 
— und dies hat die Erfahrung ohne weiteres beſtätigt — 
eben auf Grund ihrer großen Sach⸗ und Fachkenntnis auf 
dieſem Gebiete viel eher imſtande ſein, Geldquellen für 
die von ihnen betreuten Siedler zu erſchließen. Wie rich⸗ 
tig dies iſt, geht aus den immer wieder erneuten Be⸗ 
ſchwerden der freien Architektenſchaft hervor, die darauf 
hinauszielen, daß die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften nur 
ſo erfolgreich gearbeitet hätten, weil ihnen in größerem 
Umfange als dem freien Architekten ſtaatliche Mittel zur 
Verfügung geſtanden hätten. Es wird dabei aber voll⸗ 
ſtändig überſehen, daß in dieſen Vorwürfen eine mehr 
oder weniger bewußte Verdrehung der Tatſachen liegt. 
Alle die durch Vermittlung der Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 
ſchaften aufgebrachten Mittel haben auch dem freien Archie 
tekten zur Verfügung geſtanden. Er hat es aber nicht 
immer verſtanden, dieſe Geldquellen aufzufinden. 

Was in der Zeit des ſtaatlichen Zuſchußverfahrens 
ſchon der Fall war, gilt heute noch mehr, wo wir faſt 
überall mit einer Vergebung der Mietzinshypotheken 
durch Gemeinden rechnen müſſen. Auch hier liegen die 
Verhältniſſe für beide Träger des Siedlungsweſens, näm⸗ 
a den freien Architekten, wie die Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaften ganz gleich, da es ſich meiſtens — joweit 
dieſe aus öffentlicher Hand gegebenen Hypotheken in Frage 
kommen — nur darum handelt, welchem en der 
betreffende Stadt- oder Gemeinderat die Hypothek geben 
will. Bei der Entſcheidung wird auf der einen Seite die 
Eignung des Bauherrn und ſeine Bedürftigkeit vom 
Standpunkte ſeiner bisherigen Wohnung aus betrachtet, 


wand und damit die Koſten ſoweit wie möglich herab⸗ 


zudrücken. fi < 

Es find aljo letzten Endes wirtſchaftliche Erwägungen, 
die genau wie in der Vorkriegszeit dazu führen werden, 
daß für dieſe Aufgabe der freie Architekt nach und nach 
im großen und ganzen ausſcheiden wird. Er wird ſelbſt⸗ 
verſtändlich bei großen zuſammengefaßten Siedlungen, bei 
denen es ſich nicht ſo ſehr um die Planung der einzelnen 
Wohnung, als um die Löſung ſtädtebaulicher Aufgaben 
handelt, ſtets mitberufen ſein und kein Menſch wird ihm 
ſein Recht zur Arbeit an dieſen großen Aufgaben ab⸗ 
ſprechen können. Aber für die Streuſiedlung, mit der wir 
im allgemeinen heute und wahrſcheinlich auch noch auf 
lange Zeit hinaus rechnen müſſen, werden andere Organi- 
ſationen auftreten, ſoll nicht der Siedlungsgedanke über⸗ 
haupt zum Stillſtand kommen. 
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keit dieſer Darlegungen. Der Kernpunkt muß aber 
meiner Anſicht nach gerade darin ge ucht werden, daß die 
eigentliche N des Siedlungsproblems nicht in der 
Erledigung der Einzelaufgaben, ſondern gerade in der 
hier gewährleiſteten Beer aller zur Erſtellung 
einer Siedlung erforderlichen Arbeiten liegt. Wird für 
jede Einzelaufgabe ein beſonderer Faktor zur Bearbeitung 
eingeſchaltet, ſo bedeutet dies eine wirtſchaftliche Mehr⸗ 
belaſtung des Siedlers, die dieſer niemals tragen kann. 
Gelingt es, alle die mit dem Siedlungsweſen mittelbar 
oder unmittelbar zuſammenhängenden Gebiete in einer 
Hand zu vereinen und hier ſachgemäß zu bearbeiten, jo 
vereinfacht ſich der Verwaltungs⸗Apparat und verringern 
ſich damit die Koſten. Und das muß ſchließlich das Ziel 
eines jeden auf dieſem Gebiete verantwortlich Denkenden 
ſein, daß es gelingt, bei höchſter Leiſtung den Arbeitsauf⸗ 
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der Natur wohlfühlen, worin fie gedeihen. 
Das wiederum kann ich nur mit Hilfe bon 
ſachlichen Bedingungen ſchaffen, die notwendig 
ſind, wenn ich empfindliche Pflanzen auf engem 
Raum vereinige, d. h. in meinem kleinen 
Garten „kultiviere“. Und es iſt ein fataler Irr⸗ 
tum zu glauben, daß die weiße „unſchuldige 
Lilie“ zum Gedeihen von ſolcher menſchlichen 
Technik weniger bedarf, als der rotbackige 
„ſchuldige Apfel“. Eher im Gegenteil. 

Und ſo ſind denn auch die ſchönen Bilder aus 
einem erſt 3 Jahre alten kleinen Garten, die wir 
nachfolgend zeigen, nichts anderes als Belege 
einer guten Gartenordnung, die erſt möglich war, 
nachdem das Gartengefäß: die Erde — aus 
Schutz und Dung und Waſſer — zweckdienlich zu⸗ 
bereitet war: wir müſſen zuvor für Garten⸗Wirt⸗ 
ſchaft ſorgen, wenn wir Garten⸗Schönheit haben 
wollen. 


Ja, wer kommt zuerſt zu Gartenſchönheit: 
Wer ſie ſich ideal vorſtellt, oder wer ſie ſich er⸗ 
arbeitet? — Hierüber kann kein Zweifel ſein. 
Nicht umſonſt war ſchon im Idealgarten 
der Menſchheit, im Paradies, das Symbol ver⸗ 
führeriſcher Schönheit nicht etwa die ſchimmernde 
Lilie, ſondern der derbe Apfel. Und ſo bedeutet 
auch der „Apfel“, nach dem fih die Klein⸗Gärtner 
auf unſerem Bilde ſo ſtürmiſch drängen, nichts 
anderes als das Mittel, die Pflanze in unſerem 
Garten wachſen zu heißen, ſie vollkommen, ſie 
„ſchön“ zu machen. 

Ein Garten iſt keine Radierung oder Plaſtik, 
kein Spiel der Sinne allein, ſondern etwas An- 
gewandtes, ein praktiſches Gerät des familiären 
Daſeins. Ein Gerät kann nur ſchön ſein, wenn 
es in Ordnung iſt. Den Garten ordnen aber 
heißt, ſeine Einrichtungen, ſeine Pflanzen ſo 
zweckmäßig wie möglich an —zu ordnen, heißt 
Bett und Raum herrichten, in dem ſich die Kinder 


mes 


mentaren „Auszug der zehn Millionen auf die 
Hügel“, mit jenem ungeheuerlichen Plus von 
1 Milliarde freiwilligen Arbeitsſtunden, gewidmet 
ihrem Grund und Boden, ja, mit dem un⸗ 
gewollten und deshalb wenig geförderten, trotz⸗ 
dem erklecklichen Ertrag dieſer neuen Stadtivirt- 
ſchaft bisher kaum etwas Vernünftiges anzu⸗ 
fangen gewußt haben. Im Zeichen dieſer Art 
von paſſiver Reſiſtenz konnte dann allerdings 
erſt der „Leierkaſten-Garten“ entſtehen, wie der 
Zufluchtgarten der Großſtadtmaſſen verächtlich 
genannt wurde; erſt unter dem Walten dieſes 
ausgeſprochenen koloniſatoriſchen Unvermögens 
jene Kriſen entſtehen, die unſer Kleingarten- und 
Siedlungsweſen immer wieder erſchüttern; und 
erſt dieſe mangelnde Gartenfürſorge der Städte 
war es, die die rieſenhafte Anſtrengung des 
tätigen Volkes für die Verbeſſerung und Siche— 
rung ihrer Daſeinsbedingungen zu jo relativ ge- 
ringem Erfolg verurteilt hat, wie er ſich heute 
darſtellt. 

Um jo mehr muß auf die wenigen erfolg- 
reichen Pioniere unter unſeren Städten hin— 
gewieſen werden, deren aufgeklärte Führer die 
Organiſation der unausweichlichen kommunalen 
Koloniſation frühzeitig in die Hand genommen 


Kommunale und nationale Gartenfürſorge. 
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I. Die moderne Gartengroßſtadt. 

Unſere Binnenkoloniſation iſt, man kann ſich 
drehen wie man will, in dieſen Zeitläuften im 
weſentlichen eine Aufgabe der Städte, insbeſondere 
der großen Städte. 

Denn im Bereich der Städte iſt, was draußen 
nicht iſt, nämlich gering⸗ oder unbeſtelltes Land; 
nur in den Städten iſt genügend freiwillige 
Arbeitskraft für die Beſtellung; nur in den 
Städten und Induſtriezentren der Sitz unſerer 
verfeinerten Gerätefabrikation und in den Städten 
allein wird genug Waſſer und Dung (in den Ab⸗ 
fällen) produziert, um eine Hochkultur von 
Pflanzen zu gewährleiſten. Wenn die ganze 
Koloniſationsfrage als ökonomiſche Frage im 
Kern nichts anderes iſt, als eine Transportfrage 
— Transport von Geiſt und Materie auf 
kürzeſtem, das heißt volkswirtſchaftlich billigſtem 
Wege —, fo find unſere Städte erſt recht die ge- 
borenen Träger der wirtſchaftlichen Koloniſation, 

Angeſichts dieſer Sachlage entſteht die Frage: 
„Haben ſich unſere Kommunen dieſer ihnen ob— 


liegenden koloniſatoriſchen Verantwortung ge 
wachſen gezeigt?“ Nicht überall und immer. 


Es iſt unzweifelhaft, daß unſere heutigen Städte 
als Daſeins- und Verwaltungstyp mit jenem ele— 


Abb. 2. Aus einem Kleingarten bei Hamburg: Wohngarten 
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niſch einzubauen; ſchließlich find beſondere 
Organiſationen zu bilden, die den ganzen Vor⸗ 
gang finanziell vorbereiten, betriebstechniſch 
organiſieren, ſowie Schulung und Beratung über⸗ 
nehmen. Die Durchführung hätte in allen Teilen 
nach wirtſchaftlichen Geſichtspunkten zu geſchehen, 
wie denn überhaupt das koloniſatoriſche Geſamt⸗ 
unternehmen der Kommunen in Einnahmen und 
Ausgaben auf lange Sicht zu balancieren wäre. 

Das ſind einige charakteriſtiſche Merkmale der 
kommenden zeitgemäßen Gartenſtadt, die nichts 
anderes iſt, als „eine einzige große Stadt im 
Grünen“, eben die Gartengroßſtadt. Und 
dieſe große Gartenſtadt wird und kann nur er⸗ 
ſtehen unter dem Zepter des kleinen Gartens. 
Der perſönliche, produktive Kleingarten als Erſatz 
für den gemeinſamen Großgarten der pjeudo= 
grünſozialen Vergangenheit. Das alte Ideal der 
Garten-Kleinſtadt ijt nicht mehr, es lebe die neue 
Garten-Großſtadt! — — 


II. Staatliche Kleinboden⸗Politik. 

Wenn, wie unſere Politiker faſt einſtimmig 
behaupten, wahre ſtaatsbürgerliche Geſinnung 
nur auf dem Boden wächſt, ſo können Städter 
zum dauerhaften Staatsbürgertum logiſch nur 
auf ihrem Stadtboden erzogen werden. 

Man kann ſagen, daß der Staat, jedenfalls 
Preußen, wenn auch erſt in letzter Zeit, gewiſſe 
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und energiſch gefördert haben. (Siehe S. W. 
10 und 11.) 

Soll dieſe große und bedeutſame koloniſa⸗ 
toriſche Vorarbeit umſonſt geleiſtet ſein, oder 
ſollte man vielmehr nicht alles daranſetzen, auf 
ihr weiterzubauen? Unſere Städte dürfen ſich 
keiner Täuſchung hingeben: Sie können die 
Arbeit ihrer Millionen neuen Bodenmänner gar 
nicht mehr entbehren, im Gegenteil, die Lage gibt 
allen Anlaß, ſie mit allen Mitteln zu ſtützen und 
zu ſtärken; aktive Koloniſationsnolitik zu treiben. 

Praktiſch iſt zu fordern, daß unſere Stadt⸗ 
verwaltungen endlich an die grundſätzliche Ord- 
nung, ſage Durchkoloniſation ihres Stadtgebietes, 
herangehen. Zu dieſem Zwecke iſt die Einleitung 
einer Bodenpolitik notwendig, die weſentliche 
Teile des Stadtgebietes in die Verfügung der 
Stadtverwaltung bringt. Auf dieſer Grundlage 
iſt generell Kleingarten- und Siedlungsland dem 
Bedarf entſprechend auszuweiſen und im Stadt⸗ 
plan feſtzulegen. Die Umlegung alter und die An⸗ 
legung neuer Gärten und Siedlungen hätte mit 
einer ſyſtematiſchen Befruchtung Hand in Hand 


zu gehen. Hierfür ſind Waſſer, Dung und 
Betriebsmittel zur Verfügung zu ſtellen. Der 


Wohnungsbau iſt nach Möglichkeit 


in die ſynthetiſche Aufrollung des 
Prozeſſes 
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Abb. 3. Aus einem Kleingarten bei Hamburg: Gpielgarten 
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Vor allem aber muß an diejer Stelle auf die 
Notwendigkeit der einheitlichen finanziellen 
Organiſation des binnenkoloniſatorſchen Pro- 
zeſſes hingewieſen werden. Und zwar auf die 
Finanzierung des ganzen geſchloſſenen Sied- 
lungsvorganges (nicht nur des Bauteiles, wie 
notdürftig bisher) und endlich auch des Sied⸗ 
lungsbodens und hier in erſter Linie des ſtädti⸗ 
ſchen. Wenn wir für dieſen produzierenden Teil 
der ſtädtiſchen Koloniſation, den Boden, auch 
nicht Zuſchüſſe fordern — obgleich ſie dort 
eher angebracht wären als beim zehrenden Teil, 
der Wohnung —, ſo doch Kredite für ſeine 
Melioration in vorſtehendem Sinne. 

Aber da es nicht denkbar iſt, einen Prozeß 


wie die Intenſivierung unſerer Stadtgebiete, 
allein mit öffentlichen Mitteln zu finan⸗ 
zieren, ſollte ihre Hergabe von vornherein 


an gleichzeitige Aktionen der Selbſthilfe der Inter⸗ 
eſſenten gebunden ſein. Dieſe Selbſthilfe hätte ſich 
auf die Sparkraft derjenigen zu gründen, die eine 
Bodenſparkaſſe, einen Garten inne haben 
oder dieſen erſtreben. Ein derartiger wirtſchaft⸗ 
licher Ausbau iſt faſt überall möglich, wo ſich die 
Kleingärtner und Siedler zur feſten leiſtungs⸗ 
und kreditfähigen Organiſation zuſammen⸗ 
ſchließen. Dieſe übernehmen die wirtſchaftliche 
Garantie als Bauherren der auf Jahre oder 
Jahrzehnte ſich erſtreckenden Intenſivierung 
ihres Bodens. Als deſſen erſtes Betriebskapital 
fungieren nach Möglichkeit öffentliche Darlehn; 
Die ſachliche Durchführung iſt für dieſe Zwecke 
beſonders gebildeten Organen anzuvertrauen: 
den Gartenfürſorgen. 


III. Volksfürſorge durch Gartenfürſorge. 

Die Organe für die Betreuung der foloni- 
ſatoriſchen Umſtellung unſerer Städte und ins⸗ 
beſondere für die ſachliche Leitung der allgemeinen 
Intenſivierung des Kleinboden- Aufbaus ſind 
in Bildung begriffen: Die „Deutſchen 
Gartenfürſorgen“. Dieſe Geſellſchaften 
m. b. H. werden zurzeit mit Hilfe des preußiſchen 
Miniſters für Volkswohlfahrt und unter Beteili⸗ 
gung von Provinzen, Kreiſen, Städten und Korpo⸗ 
rationen im Anſchluß an die „provinziellen Woh⸗ 
nungsfürſorge-Geſellſchaften“ durch die Siedler- 
ſchule Worpswege gegründet und in Betrieb ge⸗ 
fest. Die Arbeit dieſer, wenn möglich als Ge- 
ſellſchaft m. b. H. zu etablierenden Gartenfürſorge⸗ 
Organe iſt gemeinnützig, ſoll aber nach wirtſchaft⸗ 
lichen Grundſätzen geleitet werden. 

Die Aufgaben der Gartenfürſorgen erſtrecken 
ſich auf die Beratung, Planung, Belieferung und 
Bauleitung für alle kleingärtneriſchen, ſiedlungs⸗ 
mäßigen und agrarwirtſchaftlichen Aufgaben der 
Kommunen, einſchließlich der dazugehörigen tech⸗ 
niſchen Einrichtungen wie Bepflanzung, Schutz, 


S hie 


38 Sire. eg 
Konſequenzen aus dieſem Elementargeje aller 
Staatsweisheit gezogen hat, als er ſeinen neuen 
10 Millionen kommunalen Koloniſatoren einen 
gewiſſen weſentlichen geſetzlichen Schutz an⸗ 
gedeihen ließ (Pachtſchutz⸗ und Siedlungs⸗ 
gejege). Und wenn es wahr ijt, daß die Städte 
ſich über die zunehmende zentraliſierende Tendenz 
der Staatsgewalt beklagen, ſo ſcheint wenigſtens 
an dieſem Beiſpiel die Überlegenheit der ſtaat⸗ 
lichen Verwaltungskunſt bewieſen. 

Aber es genügt nicht, Geſetze zu machen, man 
muß auch für ihre Durchführung ſorgen. Die 
Seßhaftmachung von Städtern auf ihrem Stadt⸗ 
land iſt aber eine wirtſchaftliche Aufgabe und zwar 
eine volkswirtſchaftliche allergrößten Formats. Der 
Träger dieſer Wirtſchaft iſt, wie wir anführten, 
der deutſche Kleinbodenbau. Seine heutige Lage 
iſt politiſch und verwaltungstechniſch trotz aller 
Geſetze und Verfügungen wenig geklärt und ge- 
ſichert, ſeine Wirtſchaft durchaus ungeordnet. Nur 
eine höhere Organiſationsform durch Veredelung 
dieſer Betriebsweiſe, durch Techniſierung dieſer 
Betriebsform kann Beſtand und Ausbau unſerer 
Kleingärtner, Siedler und Pächter garantieren, 
kann dieſe millionenfache Gartenkultur der 
modernen Maſſen und Arbeitszentren zu einem 
Inſtrument des nationalen Wiederaufbaus qe- 
ſtalten. Das aber ſcheint heute eine unabweis⸗ 
liche Verpflichtung überlegener Staatskunſt. 

Eine Fülle von Aufgaben warten hier der 
Löſung: 

Wir erwähnten ſchon des öfteren die Waſſer⸗ 
und Dungfrage als elementare Lebensbedingung 
dieſer Art von Kleinboden-⸗Intenſivkultur. Die 
Frage, wie die ungeheuren Waffer- und Dung- 
mengen für eine derartige Hochkultur der Stadt⸗ 
gebiete beſchafft werden müßten, iſt heute im 
weſentlichen noch ungeklärt. 

Hier ſind neben grundſätzlichen wiſſenſchaften 
Klärungen generelle geſetzliche Auflagen als 
Richtlinien für die Verwaltungspolitik der 
Städte Städte unerläßlich. 

Unerläßlich ift auch die ſyſtematiſche Forde- 
rung der für derartige innenkoloniſatoriſchen 
Aufgaben unentbehrliche Aufklärung und 
Schulung. Trotz einer Menge landwirtichaft- 
licher und gärtneriſcher Schulen beſteht ein gerade- 
zu kataſtrophaler Mangel an ſachlich unterrichteten 
Führern für die Kleinboden⸗Intenſivierung, und 
bezeichnend iſt, daß wir für eine Aufgabe, wie 
unſere Innenkoloniſation es iſt, und bei der 
Milliarden auf dem Spiel ſtehen, bis heute noch 
kein offizielles Inſtitut haben mit der Aufgabe, 
die tauſendfach verknüpften Beziehungen zwiſchen 
Boden, Bau und Arbeit einer ſich neu ordnenden 
Volkswirtſchaft ſyſtematiſch zu klären und zu er⸗ 
klären; nichts nötiger als eine Schule für 
Binnenkoloniſation. 
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Auf der anderen Seite ift e8 Aufgabe der 
Gartenfürſorge, fic) mit der einſchlägigen In⸗ 
duſtrie in Verbindung zu ſetzen und ſie anzuregen 
und zu beraten. Dabei werden die Geſellſchaften 
durch Normierung und Techniſierung 
der Materialien und Methoden für die Boden⸗ 
intenſivierung, ſowie durch ſerienweiſe Aus⸗ 
führungen auf äußerſte Vereinfachung und Ver⸗ 
billigung der Garteneinrichtung hinzuwirken 
haben, ſo daß auch hier ein beſonderer Anreiz zur 
Durchführung entſteht. 

Erwähnen wir noch die mannigfachen und 
unerläßlichen Arbeiten, die die Aufklärung 
und Schulung aller in Frage kommenden 
Intereſſenten für die vorliegenden koloniſatori⸗ 
ſchen Aufgaben betreffen, ſowie die Anlage von 
Muſtergärten, ſo iſt damit ſowohl die Be⸗ 
deutung, als auch der Umfang der Aufgaben der 
modernen Gartenfürſorgen umriſſen. 

Insgeſamt ſtellt dann dieſe über das ganze 
Reich ausgebreitete Organiſation öffentlicher 
Gartenfürſorgen eine Inſtitution dar, gehalten, 
den nationalen und ſtädtiſchen Grund und Boden 
durch Entfeſſelung ſeiner höchſten Kräfte im Er⸗ 
trag zu ſteigern. Urſache und Anlaß iſt die 
wachſende Umſtellung der Städter auf ihren 
Stadtboden; das Mittel iſt moderne Technik und 
Organiſation, das Ziel: Mehrwert, 
Wiederaufbau, neues Leben! 


) Auszug aus dem Deutſchen Kommunal⸗Kalender 
1924/25, auch als Sonderdruck von der S. S. W. zu be⸗ 
Mk. 0,50 — oder 


ziehen gegen 
Nachnahme. 


Voreinſendung von 


Abb. 4. Aus einem Kleingarten bei Hamburg: Blumengarten 


Düngungs⸗ und Bewäſſerungsfragen; ins- 
beſondere auch auf die finanziellen und genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Organiſationen der Träger und 
Intereſſenten dieſer koloniſatoriſchen Aufgaben. 

Wie geht nun die Arbeit dieſer Geſellſchaften 
in der Praxis vor ſich? 

Neben ſachgemäßer Beratung und Belieferung 
Privater iſt die Hauptaufgabe der Garten⸗ 
fürſorgen Intenſivierung ganzer Gartenkolonien. 
Hier muß mit Sachkenntnis und gründlich 
vorgegangen werden, und nach Prüfung der 
Situation, Aufſtellung genauer Pläne und Vor⸗ 
anſchläge vor allem die finanzielle und organi⸗ 
ſatoriſche Durchführungsmöglichkeit formuliert 
und durchgeſetzt werden. 

Ahnlich liegen die Dinge, wenn eine Sied⸗ 
lungsgeſellſchaft oder deren Träger (Gemeinde, 
Städte, Kreiſe) ihr Siedlungsvorhaben verwirk⸗ 
lichen will. Da hier im allgemeinen heute (und 
künftig vorausſichtlich noch mehr) ſtarke Hem⸗ 
mungen finanzieller Art die ſofortige Durch⸗ 
führung des Bauvorhabens hindern, ſo iſt es Auf— 
gabe der Gartenfürſorgen, zunächſt die garten- 
mäßige Entwicklung der Siedlungen vorzu⸗ 
bereiten, um auf deren Erträgen den Wohnungs⸗ 
bau einzuleiten, durchzuführen oder zu unter- 
ſtützen. 

Zur Entlaſtung und betriebsmäßigen Aus⸗ 
ſtattung derartiger koloniſatoriſcher Aufgaben 
wird ſchließlich immer mehr und dringlicher auf 
die Waffer- und Abfallkraft der Städte und Ge- 
meinden zurückgegriffen werden müſſen. Hier 
ſteht den Gartenfürſorgen noch ein großes Feld 
offen, um die verantwortlichen Stadtführer zu 
einer derartigen Umſtel⸗ 
lung eines Teiles ihrer 

Stadtwirtſchaft anzu⸗ 
regen. Sie wird dieſes 

Arbeitsgebiet auszu⸗ 
dehnen haben auf den 
ſyſtematiſchen Ausbau 
von fertigen Grün- oder 
Ernährungsgürteln um 
unſere Städte, wie ſie 
früher bereits eiumal 
beſtanden. 

Auch die ſtadtgebun⸗ 
denen Kleinbauern und 
und Pächter werden auf 
dieſer Grundlage man⸗ 
nigfache Vorteile aus der 
Beratung durch Garten⸗ 
fürſorgen ziehen können. 
Man denke nur an die 

Möglichkeiten: Ver⸗ 
beſſerung der ländlichen 

Dungwirtſchaft durch 
Gärſtatt und Dungſilo. 


e eS‏ ل G‏ ل VR‏ ا 


Bodentechniſche Mitteilungen 
der Siedlerſchule Worpswede 
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Neue Fortſchritte der Dungtechnik. 


extremen Prozeſſe der Zerſetzung organiſcher 
Subſtanz: durch Faulen und Verbrennen. Es ent⸗ 
ſteht dabei einerſeits Kohlenſäure, andererſeits 
für die Pflanzen unbrauchbare Kohlenwaſſer— 
ſtoff⸗ Verbindungen. Es hat ſich erwieſen, daß der 
Stickſtoffgehalt Schwankungen unterliegt, die mit 
dem Gehalt an Kohlenſtoff (organiſche Subſtanz) 
parallel gehen. 

Die Umſetzung der organiſchen Maſſen iſt 
ſtets eine Gärung. Um dieſe Gärung zu regeln, 
muß man 1. das Faulen und Verbrennen der 
Dungmaſſe ausſchließen, 2. für Schuß ſorgen, um 
Wärmeverluſte zu vermeiden und gewiſſe Lebens⸗ 
bedingungen der Bakterien zu ſteigern, ſo daß die 
Gärzeit abgekürzt wird. 


B. Moderne Gärſtätten. 
Zum Schutz gegen die Witterungseinflüſſe, 
vor allem gegen Auswaſchen durch Regen und die 
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Abb. 6 


A. Tatjachen der Kompoſtierung. 

Die Kompoſtierung verarbeitet den natür⸗ 
lichen Dünger ſo, daß er der Pflanze in mund⸗ 
gerechteſter Form gereicht werden kann. Sie iſt 
inſofern jedem anderen Syſtem der natürlichen 
Nährſtoff⸗Erzeugung überlegen. Man konnte bis 
vor kurzem aber von Methoden der Kom- 
poſtierung oder von einer Kompoſttechnik nicht 
ſprechen. Der Vorgang ſpielte ſich mit all den 
Unzulänglichkeiten und 2 Verluſten ab, die auch bei 
der Miſtbereitung üblich waren, ſo, daß die Nähr 
ſtoffe zu einem großen Teil verloren gingen. 

Wollen wir zu rationellen Methoden kommen, 
ſo iſt in erſter Linie der Verluſt des Stickſtoffes zu 
verhindern. Er entſteht durch Verdunſten und 
erp durch Verſickern von Ammoniak. 

Damit hängt unmittelbar zuſammen der Ver⸗ 
luſt an Kohlenstoff durch die zwei entgegengeſetzten 


Abb. 5 
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um ſtets entnehmen und füllen zu können; 
3 Zellen und mehr verſorgen Land von 900 qm 
aufwärts; für kleinere Gärten kommt man auch 
mit 2 Zellen aus. 


Nach den bisherigen Verſuchen wird der 
Nährſtoffgehalt rd. doppelt ſo hoch ausgewertet 
als bei ungeregelter Kompoſtierung. Bei 
normaler Dungwirkung beträgt der Dungwert 
eines guten Kubikmeters Kompoſt / 10: es 
werden alfo bei jedem Kubikmeter / 4, — bis 
5,— an Dungwerten gerettet. Die Anlagekoſten 
belaſten demgegenüber den Kubikmeter nur mit 
etwa A 1,— bis 1,50 ſelbſt bei den heutigen 
Zinsſätzen. Neben der reinen Nährſtofferhaltung, 
die ja immer ſehr viel höher ift (4—/5,— ), 
it die Sauberkeit und bequeme Hand- 
habung zu beachten, die beſonders in den 
engräumigen Siedlungsgärten auch in hygieni⸗ 
ſcher Hinſicht nicht zu unterſchätzen iſt. Das freie 
Lagern von Kompoſt⸗ und Abfallſtoffen muß in 
Zukunft vollſtändig aus unſeren Siedler- und 
Klein⸗Gärten verſchwinden. Hier vereinigt ſich 
die hygieniſche und äſtethiſche Forderung mit der 
Forderung der Rückgabe aller Abfallſtoffe an 
den Boden, die als betriebstechniſch wertvollſte 
Form zu gelten hat. 
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die Bakterienarbeiten ſtörende Sonne, bauten wir 
ſeit längerer Zeit Kompoſthäuſer (ſiehe 
Abb. 5). Sie werden nach unten waſſer⸗ 
dicht zementiert, ſo daß Verſickerungsverluſte 
ausgeſchloſſen ſind. Sie haben ſich bewährt vor 
allem für die Herſtellung von Fäkalkompoſt und 
Kompoſt von ähnlicher Konſiſtenz. Um ſperrige 
gröbere Stoffe rationell zu kompoſtieren, hat ſich 
inzwiſchen die Form von Silos (Hochgruben) 
als vorteilhaft erwieſen. Das Silo muß ſo ge⸗ 
baut ſein, daß die Luftzuführung und der Waſſer⸗ 
gehalt des Inhaltes geregelt werden können. Die 

rgärung in einem derartigen Silo, von dem 
wir heute in unſeren Abb. Nr. 6, 7 und 8 einige 
Beiſpiele bringen, erfolgt nach zwei Verfahren: 
die Kalt- und Heißvergärung. (Heft 
12/1924.) 


Die Form ijt aus den beiſtehenden Mb- 
bildungen, ſoweit es in dieſem kleinen Rahmen 
möglich iſt, zu erſehen. In unſerer Garten⸗ 
Gärſtatt, dem Dungſilo des Siedlers, können 
beide Verfahren bequem vereinigt, bezw. neben⸗ 
einander angewendet werden. 

Die Koſten ſtellen ſich auf ca. M 30—40 je 
Zelle von 3% bis 4 ebm Inhalt. Am rationell- 
ſten werden 3 oder mehr Zellen verwendet, 
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3. Saat- und Pflanz⸗Kalender. 


Anfang Februar find, um Treibgemüfe zu er- 
halten, einige Fenſter mit warmen Pferdedung 
anzulegen (ſ. Siedlungswirtſchaft Nr. 4, Ihrg. 24) 
und hier auszuſäen: Kreſſe, Feldſalat, Schnittkohl, 
Spinat, Schnittſellerie, Melde, ferner zum Ver⸗ 
pflanzen im Miſtbeet: Kohlrabi (Wiener Glas), 
Kopfſalat (Kaiſer Treib), Wirſing (Eiſenkopf und 
Kitzinger), Blumenkohl (Erfurter Zwerg). 

Um gute Pflanzen für den Frühkohl im 


Freien zu erhalten, werden Ende Februar 
ausgeſäet: 
Sellerie, Porre, Wirſing (Eiſenkopf und 


Kitzinger), Kohlrabi (Dreienbrunner, Wienerglas 
und Delikateß), Blumenkohl (Erfurter Zwerg), 
Weißkohl (Maiſpitz), Kopfſalat (Maikönig). 

Im Freien werden Wurzelgemüſe: 

Möhren, Peterſilienwurzel, Schwarzwurzel, 
Feldſalat, Spinat, Schnitt⸗Peterſilien, Zwiebeln, 
Puffbohnen und früheſte Erbſen Ende Februar! 
Anfang März je nach Witterung ausgeſäet. 


4. Der Obſtbaumſchnitt. 


Der Baum iſt ein Organismus. Betrachtet 
man ihn genau und verſetzt ſich in ſeine Lebens⸗ 
Vorausſetzungen, ſo wird der Schnitt, der oft als 
großes Geheimnis hingeſtellt wird, leicht. Wir 
können dem Baum Teile nehmen, ohne daß er 
deswegen zu Grunde geht, und können dadurch 
ſein Wachstum lenken; aber nicht an jeder Stelle 
verheilt die Wunde. Ein einjähriger Zweig iſt 
dicht über dem Auge mit ſcharfem Meſſer, und 
ein Zweig oder Aſt möglichſt an der Baſis genau 
über dem ſchräg ſitzenden Mt drinn zu ſchneiden. 
Beide Male treffen wir Reſerve-Behälter, die am 
raſcheſten die Wunde verſchließen und das Ein⸗ 
dringen von Schädlingen verhindern. 

Altere Bäume werden ausgelichtet, um den 
einzelnen Zweigen Licht und Luft zuzuführen. 
Man beobachte ſeine Baume im Sommer, dann 
wird man einer leicht das Rechte treffen. 


Der Schnitt junger Bäume dient dem Auf⸗ 
bau eines normalen Kronengerüſtes. 


Das Februarheft 
erſcheint als verſtärktes 
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heim und Scholle 
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1. Baukalender. 


Allenthalben geht man an die Aufſtellung 
neuer Bauprogramme. 

Iſt der Bau eines Hauſes die ſchwerſte Be- 
laſtung unſeres Privathaushaltes, jo folgt 
daraus, daß wir das, was dieſe Belaſtung 
mindert, mit allen Mitteln fördern müſſen. Dies 
kann weitgehend im Bauplan ſelbſt durch Be⸗ 
tonung der Produktivräume geſchehen. 

Ställe und Wirtſchaftsräume müſſen aus⸗ 
reichend gebaut ſein; etwa 4 Hühner benötigen 
1 qm Unterkunftsraum und 8 qm Auslauf als 
Minium. Iſt der Hühnerſtall abgelegen, ſo muß 
für eine wärmere Unterkunft während der kälte⸗ 
ſten Wochen geſorgt werden oder der Stall muß 
eindeckbar ſein. Für ein Schwein benötigen wir 
eindeckbar 5—6 qm, für eine Ziege 3—4 qm 
Stallraum. Für die Einrichtung des Gartens 
ſelbſt 0,50 bis م1‎ Jt Ausſtattungsgeld je qm. 

Mancherlei iſt weiter zu bedenken im Anſchluß 
an den Hausbau, ſo die Verwertung der Abfälle, 
ein Sondergebiet für ſich, wozu man am beſten 
den Spezialfachmann zu Rate zieht. 

Wenn das Haus Waſſerleitung bekommt, ſo 
vergeſſe man nicht, daß auch die Pflanzen Durſt 
haben! 

Wenn das Haus Schutz für den Menſchen iſt, 
vergeſſe man nicht, daß auch die Pflanzen Schutz 
haben wollen, daß das Haus dementſprechend 
gruppiert werden muß und daß die Grenz⸗ 
abſchließung gleichzeitig Schutzfunktionen er- 
füllen kann. 


2. Gartenplan und Buchführung. 

Es iſt ebenſo wichtig, den Gartenplan vor der 
Anlage genau durchzuarbeiten und einen Fach⸗ 
mann zu Rate zu ziehen, wie beim Bau eines 
Hauſes, da die meiſten bei der heutigen Arbeits⸗ 
teilung nicht ſo vorteilhaft disponieren können, 
als der zu Rate gezogene Spezialiſt. 

Wir gaben in Nr. 2, Jhrg. 24 einen Kulturplan, 
der jedes Jahr neu aufzuſtellen iſt. Rechnet man 
auch nicht auf Heller und Pfennig aus, was in den 
Garten hineingeſteckt und herausgezogen werden 
muß, ſo iſt eine Überſicht doch ſtets wichtig. Wir 
ſind uns dann während des ganzen Jahres klar 
über die einzelnen Werte und unſer Soll und 
Haben. Es iſt nötig, ſich zu vergegenwärtigen, 
welche Funktionen der Garten während des 
Jahres erfüllen ſoll, was dort am beſten gedeiht, 
alſo Möglichkeit und Wollen in Einklang zu 
bringen iſt. Jedes Jahr fügt man dann einen 
neuen Stein, eine neue Intenſivierungseinrich⸗ 
tung zu der alten, denn nur der lebendige 
Garten, der ſtets erneuert wird, bereitet die 
Freude, die wir von ihm wünſchen. 
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